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Kurz-Analyse
Verfahren beim BVerfG 1 BvL 3/21

von Rüdiger Böker

Wer den Inhalt des Regel-Bedarfs
nicht erklären kann,

kann auch nicht beurteilen,
wo, wie und in welcher Höhe

„gespart“ werden könnte

80 %-Leistung deckt nur 50 % der Kosten

90 %-Leistung deckt nur 63,1 % der Kosten

Kosten-Reduktion durch „Partner“
weder nachgewiesen, noch ersichtlich

EVS ist ein Rechen-Modell,
„Laden-Preise“ stehen in der Sonder-Auswertung

in der vorletzten Spalte

Im RBEG finden sich nur Werte aus der letzten Spalte,
d.h. mit den zugebilligten Leistungen
kann man die zugebilligten Produkte

nicht in den üblichen Mengen,
nicht zu den üblichen Preisen und

nicht in den üblichen Einkaufs-Stätten kaufen
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30,2     % „aller Fahrten“  
im öffentlichen Personen-Verkehr müssen

ohne Bezahlung
durchgeführt werden

Der Gesetzgeber verhält sich widersprüchlich,
wenn er einerseits Produkte als lebens-notwendig deklariert,

gleichzeitig Leistungen dafür aber nur
in einer Höhe bewilligt, die voraussetzt,

dass diese Produkte immer und überall und völlig legal
auch völlig kostenlos gekauft werden können

Einsparungen gegenüber völlig kostenlos  
sind denklogisch nicht möglich

Anteile von 80 % bzw. 90 % als wahr unterstellt, bedeutet,
dass dieses bei der Festlegung des Wertes für 100 %

berücksichtigt worden sein müsste,
weshalb der Regel-Bedarf durch
normative Setzung vorgegeben

wurde, anstatt durch eine „offene“ EVS-Auswertung

Keine rechtliche Verpflichtung
des Waren-Verkäufers,

Verkaufs-Preis abzusenken,
weil Käufer zu „Paar-Haushalt“ gehört

Angebliche „Einspar-Effekte“ durch „Paar-Haushalt“
seit über 80     Jahren unverändert  

Verbreitung erwünscht                    Seite 2 von 114 Seiten                    24.02.2022



Rüdiger Böker - Kurz-Analyse für das Verfahren BVerfG 1 BvL 3/21

Die gesetzliche Vermutung als wahr unterstellt,
scheidet eine weitere Kosten-Reduktions-Möglichkeit

aus, weil diese bereits in den Referenz-Werten
berücksichtigt wäre

13,6 % statt 15 %
RBEG 2017 und RBEG 2021 beruhen auf der Auswertung

von nur 13,6     %   der Ein-Personen-Haushalte

EVS zur Bestimmung des Existenz-Minimums
nicht geeignet,

über 40     %   der an der EVS
teilnehmenden (!!!) „ganz armen“ Haushalte

verweigern jegliche Angaben zu ihren Ausgaben

Ergebnis der Neu-Ermittlung
auf Basis EVS 2013 ergibt für 2016

exakt den selben Wert,
wie die Fortschreibung

des Wertes aus EVS 2008

Reichs-Minister kannten 1941
schon das Ergebnis von „Ermittlungen“

des Deutschen Vereins im Jahr 1989

Im RBEG werden 7-Steller-Codes ausgewiesen,
obwohl 7-Steller bei der EVS

gar nicht erhoben wurden
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Fast alle der in RBEG-2017-E und RBEG-2021-E
verwendeten SEA-Codes sind

in der SEA     2013 nicht definiert  ,
weshalb nicht bekannt ist, welche Produkte mit diesen

Code-Nummern gemeint sind

7-Steller mit drei     End-Nullen  
haben keine weitere Unterteilung,

somit kann ein derartiger SEA-Code
keine „Gesamt-Summe“ von Untergliederungen sein

Regel-Bedarf des RBEG 2017 und RBEG 2021
nicht nachvollziehbar und nicht transparent
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1. Kurzfassung

Das  Verfahren  BVerfG 1 BvL 3/21 betrifft  Leistungszeiträume  von  November 2019  bis
Februar 2020 und die Frage,  ob Kürzungen des zugebilligten Leistungsanspruchs zulässig
sind, wenn ein Erwachsener einem anderen Erwachsenen durch behördliches Handeln
zugeordnet wird.

Nach den Regelungen im SGB II / SGB XII / AsylbLG wird Erwachsenen,  die nach Ansicht von
Behö rden in einer behö rdlich definierten Beziehung zueinander stehen, der ihnen als Einzel-
Person zustehende Anspruch auf Existenz sichernde Leistungen gekürzt.

Nach Ansicht des Gesetzgebers sind als Vergleichs-Gruppe fü r die Bestimmung der Hö he des
Leistungs-Anspruchs  auch  barfü ßige1 Nackte2,  die  nur  zu  Fuß  gehen3,  ihren  Strom  nicht
bezahlen4 und niemals zum Friseur gehen5, geeignet.

Eigene  Ausgaben  kö nnen  denklogisch  nur  dann  entfallen,  wenn  das  stattdessen
mitzubenutzende Produkt  ü berhaupt  aktuell  vorhanden und  benutzbar ist  und  der
eigentliche Eigentü mer dieses Produktes die Mitbenutzung durch genau diese zweite Person
zumindest  duldet,  da  zu  einem  Rechts-Anspruch  auf  Mit-Benutzung in  den
Gesetzesmaterialien nichts zu finden ist.

Durch  die  „Vermutung“  des  Gesetzgebers  eines  „gemeinsamen“  Kaufs  ist  trotzdem  nicht
ersichtlich, weshalb es dadurch zu einer Reduktion des Verkaufs-Preises kommen sollte.

Auch wenn sich die Käufer-Gruppe intern auf die jeweiligen Kosten-Trage-Verhä ltnisse einigt,
hat  dieses  tendenziell  keinen  Einfluss  auf  den  gegenüber  dem  Verkäufer  zu  zahlenden
Verkaufs-Preis.

Bei einem „gemeinsamen“ Einkauf von (hier:) lediglich zwei Personen, werden tendenziell keine
„Mengen-Rabatte“ gewährt.

Bei  einem  Feldversuch bei  einem  Discounter  im  September 2013  konnte  auch  bei  einem
gleichzeitigen Kauf von 26 Packungen Nudeln kein Mengen-Rabatt ausgehandelt werden.

Einspar-Potentiale beim Einkaufs-Preis sind somit nicht ersichtlich  .  

1.1. Tatsächliche Einkaufs-Preise sind nicht im Regel-Bedarf

Die  vom  Gesetzgeber  vorgebrachte  Argumentation,  wonach  bei  „gemeinsamer“  Beschaffung
(hier:) durch zwei Personen jede der beiden Personen nur die Hä lfte des Kauf-Preises zahlen
mü sse, mag zwar zutreffen, ist fü r Beurteilungen im Bereich SGB II / SGB XII / AsylbLG jedoch
völlig  ohne Belang,  da  derartige Kauf-Preise im Regel-Bedarf  nicht  abgebildet werden,
weshalb keine Basis-Werte zur Berechnung einer Ersparnis existieren.

Von  den  Referenz-Haushalten  gekaufte  Güter-Mengen werden  im  EVS-Fragebogen
„Haushaltsbuch“  (und  nur  dieser  Fragebogen  ist  vorliegend  relevant)  nicht  erhoben,
deswegen  ist  nicht  bekannt,  welche  Mengen sich  hinter  den  erfassten  EUR-Beträ gen
verbergen, somit kann nicht beurteilt werden, ob „billig“ oder „teuer“ und in welchen Einkaufs-
Stä tten einkauft wurde.

Ein Verweis auf „Mengen-Rabatte“ ist schon deshalb unzulässig, da nicht bekannt ist, ob die
erfassten Preise nicht bereits solche mit „Mengen-Rabatt“ sind.

Ebenso scheidet ein Verweis auf „billigere“ Einkaufs-Stä tten mangels Vergleichs-Basis aus.

1 Haushalte ohne Ausgaben für Schuhe, 13,9 % kaufen niemals Bekleidung oder Schuhe
2 Haushalte ohne Ausgaben für Bekleidung, 13,9 % kaufen niemals Bekleidung oder Schuhe.
3 Haushalte ohne Ausgaben für Verkehr, 23,3 % kaufen niemals Produkte im Zusammenhang mit 

Verkehr
4 Haushalte ohne Ausgaben für Strom, 9,5 % bezahlen keinen Strom
5 Haushalte ohne Ausgaben für Friseurleistungen, 37,2 % gehen niemals zum Friseur
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Preise von Produkten, die „in der Aktion“ sind, sind  nur während der Aktion so niedrig, d.h.
„normalerweise“ gibt es diese Produkte  nicht so „billig“, der Regel-Bedarf  unterstellt aber
gerade eine ständige Verfügbarkeit insbesondere auch bei „hoch-preisigen“ Produkten6.

Die  Beschaffung der  dem  Regel-Bedarf  zugrundeliegenden  Produkte  zu  den  dort
berü cksichtigten  Preisen  ist  somit  offenkundig  zu  späteren  Zeiten (somit  der  Zeit  der
„Gü ltigkeit“  der  jeweiligen EVS-Auswertung als  Regel-Bedarf)  nicht möglich und kann auch
nicht durch „Fortschreibungen“ machbar gemacht werden.

Raten-Zahlungen fü r den Raten-Kauf von z.B. „hoch-preisigen“ Produkten7 werden im Regel-
Bedarf nicht berücksichtigt8.

Die  durch  den  Kauf  eines  Produktes  tatsächlich entstehenden  Kosten9 werden  in  der
„vorletzten Spalte“ der „Originaltabelle der Sonderauswertung“ ausgewiesen.10

Fü r  das  RBEG 2017-E  finden  sich  diese  Tabellen  am  Ende  von  BT-Drs. 18/9984  auf  nicht
nummerierten Seiten ab pdf-Seite 109.11

RBEG 2021-E in BT-Drs. 19/2275012 enthä lt solche Tabellen nicht, eine Ü berprü fung des Gesetz-
Entwurfes ist somit deutlich erschwert bis verunmö glicht.

Die EVS ist  ein Rechen-Modell,  die „Laden-Preise“  stehen in der Sonder-Auswertung in der
vorletzten Spalte.

Im RBEG finden sich aber nur Werte aus der letzten Spalte, d.h. mit den zugebilligten Leistungen
kann  man die  zugebilligten Produkte  nicht in  den ü blichen Mengen,  nicht zu  den ü blichen
Preisen und nicht in den ü blichen Einkaufs-Stä tten   kaufen  .

Die  Ö PV-Fahrkarte  kostet  in  der  EVS-2013-Welt  EUR 37,87,  zugebilligt  werden  aber  nur
EUR 26,44,  d.h.  nur  69,8 %  der  tatsächlichen  Kosten,
somit mü ssen 30,2     % aller Fahrten ohne Bezahlung   durchgefü hrt werden

Der  Gesetzgeber  verhä lt  sich  widersprüchlich,  wenn  er  einerseits  Produkte  als  lebens-
notwendig deklariert,  gleichzeitig  Leistungen  dafü r  aber  nur  in  einer  Hö he  bewilligt,  die
voraussetzt, dass diese Produkte  immer und überall und völlig legal auch völlig kostenlos
gekauft werden kö nnen.

Einsparungen gegenü ber völlig kostenlos sind denklogisch jedoch nicht möglich.

Werden die Anteile von 80 % bzw. 90 % als wahr unterstellt, bedeutet dieses, dass dieses bei
der  Festlegung  des  Wertes  für  100 %  berücksichtigt worden  sein  mü sste,
weshalb  der  Regel-Bedarf  durch  normative  Setzung  vorgegeben
wurde, anstatt durch eine „offene“ EVS-Auswertung.

Eine  Kosten-Reduktion beim Regel-Bedarf  durch „Partner“  ist  weder nachgewiesen,  noch
ersichtlich.

Insbesondere gibt es keine rechtliche Verpflichtung des Waren-Verkäufers, seinen Verkaufs-
Preis   deshalb    abzusenken  ,  weil der Käufer zu „Paar-Haushalt“ gehö rt,  denn der Gesetzgeber  
hat es unterlassen, entsprechende rechtliche Regelungen zu erlassen.

6 z.B. „Weiße Ware“
7 z.B. „Weiße Ware“
8 Raten-Zahlungen werden in der EVS-Abteilung 15 verbucht, diese Abteilung ist aber nicht regel-

bedarfs-relevant
9 Konkret: Angaben der EVS-Referenz-Haushalte über von diesem Haushalt im Anschreibe-Zeitraum 

(Kalender-Quartal) getätigte Ausgaben
10 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 44    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
11 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 ab Seite 109    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
12 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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Sofern es denn so einfach wä re, wie der Gesetzgeber suggeriert, dass dann, wenn zwei Leute
irgendwo  etwas  einkaufen,  die  Ware  genau  deshalb  deutlich  billiger  wird,  wä ren  die  EVS-
Referenz-Haushalte,  also „Freiwillige“,  die sich mit dem Thema Kosten der Haushaltsfü hrung
intensiv  beschä ftigen,  doch  wohl  strunzdumm,  wenn  sie  diese  Kosten-Reduzierungs-Chance
nicht auch selber nutzen wü rden, d.h. im EVS-Fragebogen „Haushaltsbuch“ wä ren dann diese
„billigeren“ Preise abgebildet, weshalb eine weitere Kü rzung dieser bereits „billigeren“ Preise
schon deshalb gar nicht mö glich wä re.

Die gesetzliche  Vermutung als  wahr unterstellt, scheidet eine  weitere Kosten-Reduktions-
Möglichkeit aus, weil diese bereits in den Referenz-Werten berücksichtigt   wä re  .

Eine  80     %  -Leistung  deckt  nur  50     %   der  Kosten,  denn  da  einige  der  im  Regel-Bedarf
enthaltenen  Kosten  personen-bedingt  sind,  kann  durch  zusä tzliche  Personen  keine  Kosten-
Reduktion erreicht werden, weshalb die Kosten der anderen Produkte stä rker sinken mü ssen.

Eine  90     %  -Leistung  deckt  nur  63,1     %   der  Kosten,  denn  da  einige  der  im  Regel-Bedarf
enthaltenen  Kosten  personen-bedingt  sind,  kann  durch  zusä tzliche  Personen  keine  Kosten-
Reduktion erreicht werden, weshalb die Kosten der anderen Produkte stä rker sinken mü ssen.

Bei Personen in „Gemeinschaftsunterkünften“, die Sachleistungen erhalten, sinken potentielle
Einspar-Potentiale zusä tzlich.

Die  angeblichen  „Einspar-Effekte“  durch  „Paar-Haushalt“  sind  seit  über  80     Jahren  
unverändert.

Die Anhänger von Leistungs-Kü rzungen verwenden seit über 80 Jahren den selben Kürzungs-
Prozent-Satz,  d.h.  auf  den tatsä chlichen Inhalt  des  jeweiligen Waren-Korbs  /  Regel-Bedarfs
kommt  es  somit  offenkundig  gar  nicht  an,  auch  im  RBEG  sind  keine  konkreten  oder
nachvollziehbaren Einspar-Ausgaben beziffert.

Reichs-Minister  kannten  1941 schon  das  Ergebnis  von  angeblichen  „Ermittlungen“  des
Deutschen Vereins im Jahr 1989.

Angeblich wurde der Wert von 80 % durch „Ermittlungen“ des Deutschen Vereins im Jahr 1989
von  diesem  „ermittelt“,  tatsä chlich  hat  der  Deutsche  Verein  damals  nur  mit  von  Vorgaben
gerechnet,  die erstmals 1941 in einem  Rund-Erlass reichs-weit festgeschrieben wurden und
nur die bereits damals langjährige Verwaltungs-Praxis wiedergaben.

RBEG 2017 und RBEG 2021 beruhen entgegen der Behauptung in § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG
nicht auf der Auswertung der „unteren 15 %“ sondern auf der Auswertung von nur 13,6 % der
Ein-Personen-Haushalte,  d.h.  die  vom Gesetzgeber in diesem Gesetz  vorgegaukelte Referenz-
Gruppe fü r die Anspruchs-Hö he wurde nicht ausgewertet.

Die  EVS ist  zur  Bestimmung  des  Existenz-Minimums  nicht  geeignet,  denn
über     40     %   der  an  der  EVS  teilnehmenden     (!!!)   „ganz  armen“  Haushalte
verweigern jegliche Angaben zu ihren Ausgaben, somit ist die Qualitä t der erfassen Daten fü r
„arme“ Haushalte viel schlechter als fü r „reichere“ Haushalte.

Was sind  das fü r  Haushalte,  die  sich „freiwillig“  zur  Teilnahme  an einer  EVS  melden,  einen
ausgefü llten EVS-Fragebogen zum Vorhandensein von Gebrauchsgü tern abgeben und dann aber
abbrechen und lieber auf die ihnen zugesagte Geld-Prämie verzichten, anstatt einen Fragebogen
mit  ihren  ü blichen  Haushalts-Ausgaben  auszufü llen,  obwohl  sie  angeblich  zu  den  „ä rmsten“
Haushalten gehö ren und somit offenkundig kaum etwas einzutragen wä re?

Das  Ergebnis  der  Neu-Ermittlung fü r  das RBEG-2017-E durch die  Sonder-Auswertung  der
EVS     2013   ergibt fü r das Jahr 2016 exakt den selben Wert (EUR 404), wie die Fortschreibung
des Wertes aus der EVS     2008   fü r 2016.

Im  RBEG  werden  7-Steller-Codes  ausgewiesen,  obwohl  7-Steller  bei  der  EVS
gar nicht erhoben wurden.
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Fast  alle  der  in  RBEG-2017-E  und  RBEG-2021-E  verwendeten  SEA-Codes sind
in der  SEA     2013  13     nicht definiert  ,  weshalb  nicht bekannt ist,  welche Produkte mit diesen
Code-Nummern gemeint sind.

7-Steller mit  drei End-Nullen haben  keine weitere Unterteilung, somit kann ein derartiger
SEA-Code keine „Gesamt-Summe“ von Untergliederungen sein.

Der  Regel-Bedarf des  RBEG 2017  und  RBEG 2021  ist  nicht  nachvollziehbar und
nicht     transparent  .

Aufgrund  der  fehlerhaften  Auswahl der  zu  berü cksichtigen  Ausgaben (falsche  Spalte)  bei
Anwendung eines  Selektiven Additions-Verfahrens kann der so ermittelte Regel-Bedarf die
tatsä chlichen  Bedarfe  in  Hö he  der  tatsä chlichen  Ausgaben  der  vom  Gesetzgeber  selbst
bestimmten EVS-Referenz-Gruppe nicht decken.

Da die so ermittelten Werte nicht mal die Bedarfe einer 100-%-Person decken kö nnen, sind
Kürzungen davon unzulässig.

Dieses gilt erst recht fü r  die Festlegung von pauschalen Kü rzungen fü r  bestimmte Personen-
Gruppen (z.B. „Partner“).

Mögliche  Einspar-Potentiale  könnten  lediglich  gegenüber  tatsächlichen  Kauf-Preisen
bestehen, tatsächliche Kauf-Preise sind aber nicht im Regel-Bedarf abgebildet.

RBEG 201714 und  RBEG 202115 sind somit  völlig ungeeignet,  um aus dem Wert fü r 100-%-
Personen  irgendwelche  Rückschlüsse  auf  Minder-Bedarfe anderer  Personen  wegen
„gemeinsamen Gedö ns“ ableiten zu kö nnen.

Weshalb sich die heutzutage noch angewendete Festschreibung in Hö he von 80 % durch den
Rund-Erlass der Reichs-Minister von 194116 gerade auf die letzte Spalte der Sonderauswertung
beziehen sollte17, ist nicht vorgetragen.

Die Festlegung des Regel-Bedarfs beruht aus Auswertungen des Fragebogens „Haushaltsbuch“
der  EVS,  dort  wird  das  Vorhandensein von  „Einrichtungsgegenständen“,  „Gebrauchsgü tern“
oder ähnlichem aber gar  nicht erfragt,  somit  kann der Gesetzgeber gar nicht wissen,  ob
diejenigen Produkte, deren Mitbenutzung er „erwartet“, ü berhaupt in der jeweiligen Personen-
Konstellation tatsächlich vorhanden sind.18

Da „Gemeinschaftsunterkünfte“  bei  der EVS-Befragung ausgeschlossen19 sind,  ist  es zudem
nicht  möglich,  z.B  durch  die  „Verknü pfung“  mit  Daten  aus  anderen  EVS-Fragebö gen,
diesbezü gliche Erkenntnisse zu gewinnen.

Als Begrü ndung fü r die Kü rzung und deren Hö he (hier: 80 % eines Bedarf einer anderen Person)
wird  auf  angebliche  empirische  Nachweise verwiesen,  die  jedoch  tatsächlich  gar  nicht
existieren.

13 Systematisches Verzeichnis der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte, Ausgabe 2013 
(SEA 2013), Statistisches Bundesamt    https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-
Haushalte/sea-2013.pdf?__blob=publicationFile

14 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
15 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
16 Rund-Erlaß des Reichsministers des Innern und Reichsministers für Arbeit vom 31.10.1941 über 

öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze – RdErl. d. RMdI. u. d. RAM. v. 
31.10.1941 –  IV W I 160/41-7000a u. IIb 7030/41, Ministerial-Blatt des Reichs- und Preußischen 
Ministeriums des Innern, RMBliB. 1941, S. 1951 (dort oberer Spannen-Wert)

17 Eine Anwendung auf die vorletzte Spalte wäre diesbezüglich rund-erlass konformer.
18 Einzelheiten siehe: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, Aufgabe, Methode und Durchführung, 

Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, erschienen am 26.03.2013
19 Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, Aufgabe, Methode und Durchführung, Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, Seite 6, erschienen am 26.03.2013
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Der  Deutsche Verein kann in seiner Gutachterlichen Stellungnahme20 im Jahr  1989 „diesen
Wert“ (gemeint sind 80 %) gar nicht „ermittelt“ haben, denn der Deutsche Verein hat derartige
„Ermittlungen“ gar nicht vorgenommen, wie in der Gutachterlichen Stellungnahme zu sehen
ist.

Die  Ruhr-Universität  Bochum kann  keine  Berechnungen  vorgenommen  haben,  die
irgendeine Leistungs-Kü rzung rechtfertigen  kö nnten,  denn  die  Ruhr-Universitä t  Bochum  hat
nach eigener Aussage gar keine EVS-Daten gehabt, mit der sie derartige Berechnungen hä tte
durchfü hren kö nnen.21

Der  in  RBEG  2017-E  BT-Drs. 18/9984 auf  Seite 8622 behauptete  Nachweis  scheitert bereits
daran,  dass dort  ausdrü cklich auf  die Ausgaben eines „Zwei-Personen-Haushalt“  verwiesen
wird,  somit  auch  das  Ausgabe-Verhalten  von  „Alleinerziehende  mit  1 ledigen  Kind  unter
18 Jahren“ mit dem von „Alleinlebenden“ verglichen wird,  anstatt als Vergleichs-Gruppe auf
Haushalte von „Paar ohne Kind“ abzustellen.23

Zudem  fehlt im RBEG 2017-E (BT-Drs. 18/9984) in der dortigen Anlage seltsamerweise eine
Auswertung ausgerechnet nur fü r den behaupteten „Zwei-Personen-Haushalt“.

2. FAQ

2.1. Worum geht es in BVerfG 1 BvL 3/21?

Es geht um die Deckung des Existenz-Minimums und dabei ist zu klä ren, ob eine Person, die
aufgrund  behördlicher  Entscheidung in  einer  bestimmten  Wohn-Situation  lebt,  dadurch
niedrigere Kosten hat, dass ihr eine namentlich nicht benannte Person zugeordnet wird.

Als  Vergleichs-Gruppe fü r  die  vermutete  Kosten-Senkung wird  dabei  auf  eine  Personen-
Gruppe  verwiesen,  fü r  die  derartige  Kosten-Senkungen  auch  innerhalb  von  über  80 Jahren
Verwaltungs-Praxis nicht nachgewiesen wurden.

2.2. Was hat das BVerfG dazu schon entschieden?

In seiner Entscheidung  BVerfG 1 BvL 1/09 hat das BVerfG klargestellt,  was der Gesetzgeber
machen  mü sste,  wenn  er  denn  die  Absicht  hä tte,  das  Existenz-Minimum  in  verfassungs-
konformer Hö he zu berechnen.

20 Gutachterliche Äußerung: Neues Bedarfsbemessungssystem für die Regelsätze in der Sozialhilfe:
Ableitung der Regelsätze für sonstige Haushaltsangehörige
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, Frankfurt am Main, 1989

21 Ruhr-Universität Bochum „Forschungsauftrag Zb 1 – 04812-1/20, „Überprüfung der bestehenden und 
Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen auf Basis der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 2008 – Endbericht – für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales“,  
Juni 2013, Seite 148:„Aufgrund von Datenschutz-Auflagen enthält das vom Statistischen Bundesamt  
zur Verfügung gestellte Scientific-Use-File eine 80%-ige, faktisch anonymisierte Stichprobe des EVS. 
Mit diesem Datensatz wurden die gesamten, im Text der vorliegenden Studie dargestellten Analysen 
durchgeführt. (…)“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

22 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 86    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
23 Doch selbst mit diesem Datensatz lässt sich eine Leistungs-Kürzung nicht rechtfertigen. Es werden  

zwei Referenz-Gruppen mit einander verglichen, in beiden Gruppen befinden sich lediglich Arme. Die 
zweite  Gruppe  hat  ca.  80 %  mehr  Geld  für  Ausgaben  zur  Verfügung  als  die  erste  Gruppe  
(EUR 1.743,33 anstatt EUR 952,33 = +83,06 %). Beide Gruppen geben ihr Geld vollständig aus. Im 
RBEG 2017 wird die Tatsache,  dass Arme ihr gesamtes zur  Verfügung stehende Geld vollständig  
ausgegeben haben als Nachweis dafür angesehen, dass die Höhe des hierfür zugebilligten Geldes auch 
tatsächlich ausgereicht hat, um alle notwendigen Bedarfe zu decken, hingegen kann in der Gruppe, 
die 80 % zusätzlich hat, denklogisch auch nicht mehr als 80 % zusätzlich ausgegeben werden.  
RBEG 2017 stuft somit einen Zirkel-Schluss als empirischen Nachweis ein.
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BVerfG 1 BvL 1/09 Leitsatz 3:

„Zur  Ermittlung  des  Anspruchumfangs  hat  der  Gesetzgeber  alle  existenznotwendigen
Aufwendungen in  einem  transparenten und  sachgerechten Verfahren  realitätsgerecht
sowie  nachvollziehbar auf  der  Grundlage  verlässlicher  Zahlen und  schlüssiger
Berechnungsverfahren zu bemessen.“ (Hervorhebungen hinzugefü gt)

2.3. Was ist an der Umsetzung so schwierig?

Der Gesetzgeber hat sich zur Umsetzung seiner Verpflichtungen aus dem Grundgesetz fü r die
Anwendung eines Statistik-Modells entschieden, d.h. es werden im Rahmen einer Einkommens-
und Verbrauchs-Stichprobe (EVS) Einnahmen und Ausgaben von  Haushalten erhoben,  die
dann als Basis fü r die Zubilligung des Existenz-Minimums in Form eines Regel-Bedarfs dienen.

Das BVerfG hat  entschieden,  dass in einem solchen Fall  die Anwendung eines  Begründeten
Substraktions-Verfahrens zulä ssig ist, wenn dabei bestimmte Bedingungen erfü llt werden:

BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 171:

„Kürzungen von  Ausgabepositionen  in  den  Abteilungen  der  Einkommens-  und
Verbrauchsstichprobe bedürfen zu ihrer Rechtfertigung einer empirischen Grundlage.  Der
Gesetzgeber darf Ausgaben, welche die Referenzgruppe tätigt,  nur dann als nicht relevant
einstufen,  wenn  feststeht,  dass  sie  anderweitig  gedeckt  werden  oder  zur  Sicherung  des
Existenzminimums nicht notwendig sind.“ (Hervorhebungen hinzugefü gt)

Der Gesetzgeber hat sich aber gegen diese Methode entschieden und verwendet stattdessen
ein Selektives Additions-Verfahren, d.h. es wird nicht von der Gesamt-Summe der Ausgaben
der EVS-Referenz-Gruppe etwas abgezogen, wobei der Grund fü r genau diesen Abzug benannt
und  seine  Hö he  beziffert  wird,  sondern  es  werden  einzelne  Ausgabe-Positionen  addiert,
weshalb  nicht  ersichtlich ist,  welche  anderen  Ausgaben der  EVS-Referenz-Gruppe  nicht
berücksichtigt wurden.

Wü rde  nichts  fehlen,  mü sste  der  Gesetzgeber  nicht  einzelne  Ausgabe-Positionen  mü hsam
addieren,  sondern  kö nnte  die  gesamten Ausgaben der  EVS-Referenz-Gruppe,  z.B.  eine  ganze
EVS-Abteilung, als Leistungs-Anspruch zubilligen.

Da jeweils nur  einzelne Ausgabe-Positionen addiert werden, muss zudem definiert werden,
woraus  die  jeweilige  Position  besteht,  damit  geprü ft  werden  kann,  welche  Ausgaben
umfasst sind und welche fehlen.

Beim vorliegend verwendeten  Selektiven Additions-Verfahren sind die  Anforderungen aus
der BVerfG-Entscheidung „nachvollziehbar“ und „transparent“ somit deutlich schwieriger zu
erfü llen, als beim Begründeten Subtraktions-Verfahren.

2.4. Werden die in § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG genannten 15 % der Ein-Personen-
Haushalte ausgewertet?

§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG24 25 verlangt  die  Auswertung  der  Daten  „von  den
Einpersonenhaushalten die unteren 15 Prozent der Haushalte“.

Hingegen  wird  auf  Seite 32 des  Entwurfs  des  RBEG 2017,  bzw.  Seite 20 des  RBEG 2021,
klargestellt,  dass  diese  15 %  nicht von  den  tatsä chlich  in  Deutschland  vorhandenen  Ein-
Personen-Haushalten berechnet werden, sondern von einem Wert, der um „auszuschließende
Haushalte“  bereinigt  ist,  wobei  jedoch  die  Daten-Quelle  fü r  diesen  „Bereinigungs-Wert“
verschwiegen wird.

24 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 8    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
25 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750 Seite 8    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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Ein Ü berprü fung der Behauptungen ist somit nicht mö glich.

Das  derzeitige  System  verhindert26,  dass  tatsä chlich  15 %  der  Daten  der  bekannten  Ein-
Personen-Haushalte ausgewertet werden.

Es  wä re  trotzdem  mö glich  15 %  der  tatsä chlich  vorhandenen27 Ein-Personen-Haushalte
auszuwerten, da deren Anzahl als bekannt gilt28.

Die  zugebilligte  Leistungs-Höhe „Regel-Bedarf“  des  RBEG 2017 beruht  anstatt  auf  der
Auswertung von 15 % der Ein-Personen-Haushalte auf lediglich 13,6 %, beim RBEG 2021 sind
es ebenfalls nur 13,6 %.

2.5. Kommen alle Ausgaben aus einer EVS in den Regel-Bedarf?

Nein.

Fü r den Regel-Bedarf wird nur der Fragebogen „Haushaltsbuch“ ausgewertet.

Die  darin  erhobenen  Daten werden aufbereitet  und mit  Code-Nummern versehen,  die  ihre
jeweilige  hierarchische  Ordnung  abbilden,  dementsprechend  werden  die  erhobenen  Daten
verbucht.

Die erhobenen Daten werden EVS-Abteilungen zugeordnet, fü r den Regel-Bedarf werden aber
nur die Abteilungen 01 bis 12 verwendet.

Gerade bei armen Haushalten, also diejenigen fü r die der Regel-Bedarf berechnet wird, dü rfte es
häufig vorkommen, dass sie in ihrem Erhebungs-Quartal (3 Monate)  zusätzlich zu den in den
Abteilungen 01 bis 12 verbuchten  Ausgaben  auch  Raten-Zahlungen fü r  (vorher
abgeschlossene) Raten-Käufe leisten, diese werden aber in der EVS-Abteilung 15 gebucht und
deshalb bei der Festlegung des Regel-Bedarfs ignoriert.

Somit ist die Übernahme von Ausgaben für „hoch-preisige“ Geräte (z. B. „Weiße Ware“) aus
der EVS in den Regel-Bedarf mangelhaft.

2.6. Woher weiß man, welche Produkte die Referenz-Haushalte gekauft haben?

Es ist  nicht bekannt,  welche Produkte die Referenz-Haushalte gekauft haben, denn danach
wird gar nicht gefragt.

Im hier relevanten EVS-Fragebogen „Haushaltsbuch“ wird  nicht erhoben,  welche Produkte
gekauft wurden,  nur die Höhe von Ausgaben wird erfragt und dieser Betrag ist in ein Feld
einzutragen, in dem die Ausgaben fü r mehrere „ähnliche“ Produkte gesammelt werden.

Welches der dort einzutragenden Produkte, in welchen Mengen, zu welchen Preisen und in
welcher Einkaufs-Stätte gekauft wurde, wird nicht erhoben.

Fü r die Zwecke, fü r die die EVS geschaffen wurde, mag der Informationsgehalt ausreichen, zur
Bestimmung des Existenz-Minimums ist er aber nicht.

2.7. Kann man „billiger“ einkaufen als die Referenz-Haushalte?

Nein.

26 Siehe § 3 RBEG
27 Daten-Basis dann wohl „Mikrozensus“
28 Daten-Basis „Mikrozensus“
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Von den Referenz-Haushalten gekaufte  Güter-Mengen werden im EVS-Haushaltsbuch nicht
erhoben,  deswegen  ist  nicht  bekannt,  welche  Mengen sich  hinter  den  erfassten  EUR-
Beträ gen verbergen,  somit  kann  nicht beurteilt werden,  ob „billig“  oder „teuer“  und in
welchen Einkaufs-Stätten einkauft wurde.

Ein Verweis auf „Mengen-Rabatte“ ist schon deshalb unzulässig, da nicht bekannt ist,  ob die
erfassten Preise   nicht bereits solche   mit   „  Mengen-Rabatt  “ sind  .

Ebenso scheidet ein Verweis auf „billigere“ Einkaufs-Stä tten mangels Vergleichs-Basis aus.

Preise von Produkten, die „in der Aktion“ sind, sind  nur während der Aktion so niedrig, d.h.
„normalerweise“  gibt  es diese Produkte  nicht so „billig“,  der Regel-Bedarf  unterstellt  aber
gerade eine ständige Verfügbarkeit insbesondere bei „hoch-preisigen“ Produkten.

Die  Beschaffung der  dem  Regel-Bedarf  zugrundeliegenden  Produkte  zu  den  dort
berücksichtigten  Preisen  ist somit  offenkundig  zu  späteren  Zeiten (somit  der  Zeit  der
„Gü ltigkeit“  der  jeweiligen EVS-Auswertung als  Regel-Bedarf)  nicht möglich und kann auch
nicht durch „Fortschreibungen“ machbar gemacht werden.

2.8. Warum sollte man sich mit SEA-Codes beschäftigen?

Der  als  Regel-Bedarf zugebilligte  Leistungs-Anspruch  ist  durch  Code-Nummern mit
zugeordneten Bezeichnungen und zugeordneten EUR-Beträ gen definiert.

Somit  ist  es  nicht  möglich,  zu  beurteilen,  welche  Produkte  als  regel-bedarfs-relevant
eingestuft sind, solange die Code-Nummern nicht erklärt sind.

Die  offizielle  Definition  der  SEA-Code-Nummern29 des  Statistischen Bundesamtes  enthält
aber fast alle der in RBEG 2017-E und RBEG 2021-E verwendeten Code-Nummern nicht.

Somit kann gar nicht bekannt sein, welche Produkte und in welcher Höhe im Regel-Bedarf
enthalten sind.

2.9. Ist es nicht egal, ob etwas „addiert“ oder „subtrahiert“ wird?

Es kommt immer darauf an, was „addiert“ oder „subtrahiert“ wird.

Werden einzelne Ausgabe-Positionen „addiert“, muss geklä rt sein, welche Produkte in genau
dieser Ausgabe-Position erfasst sind, damit festgestellt werden kann, welche Produkte dort
„fehlen“.

Werden einzelne Ausgabe-Positionen „subtrahiert“, muss geklä rt sein,  von welcher Gesamt-
Summe etwas „abgezogen“  werden soll  und was  in genau dieser  abgezogenen  Ausgabe-
Position erfasst wurde, damit festgestellt werden kann, was nun „fehlt“.

Da die notwendigen Definitionen der Ausgabe-Positionen, die im Regel-Bedarf berü cksichtigt
sind, fehlen, kann offenkundig gar nicht bekannt sein, was alles im Regel-Bedarf ist.

3. Fantasy-Stories vs. Regel-Bedarf-Realität

Die im  Fürsorge-Recht benutzten Begrifflichkeiten sind  häufig irreführend und suggerieren
einen Zustand, der in den tatsächlich zugebilligten Leistungen so aber gar nicht vorhanden
ist.

Bereits  die  Verwendung  des  Begriffes  „Bedarf“  suggeriert,  es  wü rde  um  etwas  gehen,  was
„benötigt“ wird, stattdessen geht es dabei um Leistungen die „zugebilligt“ werden.

29 Systematisches Verzeichnis der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte, Ausgabe 2013 
(SEA 2013), Statistisches Bundesamt    https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-
Haushalte/sea-2013.pdf? __blob=publicationFile
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Eine „Unter-Deckung“ des „Bedarfs“ kann somit definitions-mäßig nur dadurch eintreten, dass
bereits „zugebilligte Leistungen“ (= „Bedarf“), z.B. wegen eines technischen Defekts bei der
Auszahlung, nicht in voller Hö he beim Leistungs-Empfänger ankommen.

Bei  einem „abweichenden Bedarf“  stellt  sich die Frage,  von welcher  Vergleichs-Größe die
„Abweichung“ zu ermitteln ist.

Die  Bestimmung  der  Höhe  dieser  Vergleichs-Größe ist  daher  im  Fü rsorge-Recht  von
zentraler Bedeutung, ihre Wichtigkeit wird in der Realitä t aber vö llig verkannt.

Stattdessen kursieren diesbezü glich Mutmaßungen, die zudem auf Hören-Sagen basieren und
bereits bei oberflä chlicher Betrachtung als völlig substanzlos erkennbar sind.

Sofern  im  Fü rsorge-Recht  behauptet  wird,  es  wü rde  um  die  Deckung  nur  tatsä chlich  und
notwendigerweise  anfallende  Ausgaben  gehen,  mü sste  auf  die  tatsächlichen Kosten  fü r  die
Beschaffung der zugebilligten Produkte abgestellt werden.

Somit  mü ssten  im  RBEG  solche  tatsächlich  entstandenen Kosten  fü r  die  von  den  EVS-
Referenz-Haushalten  tatsächlich (durchschnittlich)  bezahlten Ausgaben fü r die  tatsächliche
Beschaffung der als regel-bedarfs-relevant eingestuften Produkte eingestellt werden.

Dieses ist jedoch weder im RBEG 201730, noch im RBEG 202131 der Fall32.

Stattdessen werden  solche  Werte  eingestellt,  die  ausweislich  der  EVS-Auswertungen zu
niedrig sind, um die von den ausgewählten EVS-Referenz-Haushalten  tatsächlich gekauften
Waren  zu  den  von  den  EVS-Referenz-Haushalten  tatsächlich  bezahlten Preisen in  den
ü blicherweise durchschnittlich gekauften Mengen kaufen zu kö nnen.

D.h.  Personen,  die  Leistungen des  Regel-Bedarfs  nach  dem  RBEG 201733 oder RBEG 202134

erhalten,  kö nnen  selbst  dann  nicht die  von  der  zugrundeliegenden  EVS-Referenz-Gruppe
tatsächlich gekauften Produkte in den von den Referenz-Haushalten  tatsächlich gekauften
Mengen zu  den von  den Referenz-Haushalten  tatsächlich dafür  bezahlten Preisen in  den
tatsächlich  genutzten  Einkaufs-Stätten selber  kaufen,  wenn  ihnen  die  dazu  notwendigen
Informationen  bekannt  wä ren,  weil  der  ihnen  „zugebilligte  Leistungs-Anspruch“  immer
niedriger ist, als die tatsächlich gekaufte Ware tatsächlich kostet.

Sofern irgendwelche „Kosten-Ersparnisse“ durch „allgemeine Lebens-Erfahrung“ begrü ndet
werden,  kö nnten diese somit nur gegenü ber  tatsächlichen Kosten entstehen,  da diese aber
nicht  in  den Regel-Bedarf  übernommen wurden,  scheidet „allgemeine  Lebens-Erfahrung“
oder was dafü r gehalten werden kö nnte, als Rechtfertigung fü r Leistungs-Kü rzungen aus.

Das „normale Leben“ wird im Regel-Bedarf gerade  nicht abgebildet, denn  echte Preise für
echte Produkte sind nicht die Grundlage für die Berechnung des Regel-Bedarfs.

Sofern es im RBEG 201735 und RBEG 202136 um „zugebilligte Leistungen“ geht, werden dafü r
verbale  Beschreibungen benutzt,  deren  Definition dem  Rechts-Anwender  jedoch
verschlossen bleibt.

30 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
31 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
32 auch im RBEG 2011 BT-Drs. 17/3404 war dieses nicht der Fall    

https://dserver.bundestag.de/btd/17/034/1703404.pdf
33 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
34 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
35 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
36 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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Die dabei verwendeten Code-Nummern tragen zu einer zusätzlichen Verschleierung des dort
im  RBEG  tatsä chlich  „zugebilligten  Leistungs-Anspruchs“  bei,  da  die  verwendeten  Code-
Nummern dort  nicht definiert sind und bindenden Regelungen bei als dafü r als Alternativ-
Definitions-Quelle  in  Frage  kommenden  Publikationen  des  Statistischen  Bundesamtes
widersprechen.

Die  daraus  resultierenden  Fehl-Interpretationen  des  Inhalts  des  Regel-Bedarfs fü hren
zwangsläufig  zu  Fehl-Deutungen  bei  der  Kommentierung,  die  sich  dann  auch  in  der
Rechtsprechung wiederfinden.

4. Zirkel-Schluss statt Nachweis

Beim vorliegend relevanten Anspruchs-Zubilligungs-System kommt ein Statistik-Modell zum
Einsatz, bei dem aus dem Ausgabe-Verhalten einer vom Gesetzgeber selbst definierten Referenz-
Gruppe vom Gesetzgeber selbst bestimmte Ausgaben-Positionen ausgewählt werden, die dann
zugebilligt werden.

Sofern - wie hier beim RBEG - die Referenz-Gruppe  ausschließlich aus Armen besteht, wird
durch die Festlegung der Referenz-Gruppe auf Basis ihres Einkommens37 38, bereits die Höhe
der  dabei  maximal  messbaren  Ausgaben  bestimmt,  da  Arme  tendenziell  genö tigt  sind,
ständig ihr gesamten Einkommen zeitnah in Ausgaben umzuwandeln, weil sie ein so niedriges
Einkommen haben.

Die Ausgaben kö nnen somit tendenziell nicht höher sein als die Einnahmen.

Ausweislich  Statistisches  Bundesamt  Fachserie 15, Heft 4,  EVS 2013,  Seite 27  haben  die
erfassten  2.666 Haushalte  der  Netto-Einkommens-Gruppe  unter EUR 900 eine  - negative -
„Ersparnis“  in Hö he von  EUR „-139“,  die Gruppe von erfassten 3.773 Haushalten mit  einem
monatlichen Netto-Einkommen von EUR 900 – EUR 1.300 hatte eine – negative - „Ersparnis“ in
Hö he von EUR „-54“, d.h. die Haushalte in diesen beiden Netto-Einkommens-Gruppen („Arme“)
hatten ein Netto-Einkommen, das  nicht ausgereicht hat,  um ihre bei der EVS 2013 erfassten
Ausgaben zu bezahlen.39

Es  ist  somit  nicht  ersichtlich,  weshalb  angenommen  werden  kö nnte,  diese  EVS-Referenz-
Haushalte (aus denen sich die Regel-Bedarfs-Referenz-Gruppe rekrutiert)  hä tten ihr knappes
Geld fü r überflüssiges Gedöns ausgegeben, auf das leicht verzichtet werden kö nnte, weshalb es
im Regel-Bedarf nicht berü cksichtigt werden mü sste.

4.1. Die unterschiedlichen Modell-Bevölkerungen der EVS

Die  Berechnungen  im  Rahmen  der  EVS  beruhen  auf  Modell-Annahmen bezü glich  der
tatsä chlichen Bevö lkerung.

Auf  Basis  dieser  Vermutungen werden  Hoch-Rechnungs-Faktoren  konstruiert40 mit  denen
errechnete  Durchschnitts-Werte  der  tatsächlich  erfassten Ausgaben  der  EVS-Referenz-
Haushalte auf alle EVS-Referenz-Haushalte verteilt werden, weshalb die so ermittelten Werte
(in  der  letzten Spalte  der  EVS-Sonder-Auswertungen  ausgewiesenen)  zwangsläufig  immer
niedriger ausfallen  müssen als die erfassten  tatsächlichen durchschnittlichen Ausgaben der
EVS-Referenz-Haushalte (in der vorletzten Spalte der EVS-Sonder-Auswertungen ausgewiesen).

37 Grenz-Wert RBEG 2017 Ein-Personen-Haushalte EUR 952,33 BT-Drs. 18/9984 ab Seite 109   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

38 Grenz-Wert RBEG 2021 Ein-Personen-Haushalte EUR 1.086,00 BT-Drs. 19/22750 Seite 20    
https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf

39 Wirtschaftsrechnungen, Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, 2013, Einnahmen und Ausgaben 
privater Haushalte, Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 27

40 Ausgangs-Punkt für die Berechnung der Hoch-Rechnungs-Faktoren ist der jeweils aktuelle 
Mikrozensus
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Sofern in beiden Spalten ein gleich hoher Wert ausgewiesen wird, ist dieses lediglich dem Zufall
geschuldet, das tatsä chlich alle41 Referenz-Haushalte derartige Ausgaben bei ihrer Befragung im
Fragebogen „Haushaltsbuch“ angegeben haben.

In der EVS-Referenz-Gruppe des RBEG 2011-E BT-Drs. 17/3404 befinden sich z.B. 4 Haushalte
ohne jegliche Ausgaben für „Nahrungsmittel“42 weshalb der fü r den Regel-Bedarf relevante
Betrag von EUR 112,41 in der vorletzten Spalte auf nur noch EUR 112,12 in der letzten Spalte
sinkt.43

Der Gesetzgeber des RBEG 2011 hä lt Personen ohne Ausgaben für „Nahrungsmittel“ somit fü r
geeignet, das Existenz-Minimum in Form für „Nahrungsmittel“ zu bestimmen.

Die  Festlegung  derartiger  Hoch-Rechnungs-Faktoren  setzt  somit  Vorstellungen  ü ber  die
abzubildende Wirklichkeit, d.h. die „tatsächliche Realität“, voraus.

Dieses ist schwierig, weil entsprechende Daten der „tatsächlichen Realität“  nicht verfügbar
sind, weshalb nur „gemutmaßt“ wird.

Bereits ü ber die Anzahl der Bewohner einer staatlichen Kommune wird gestritten,  wenn die
eigenen Finanzen von deren Hö he abhängen.44

Die im Rahmen der EVS 2013 (und EVS 2018) erhobenen und verarbeiteten Angaben wurden
vom Statistischen Bundesamt in der Fachserie 15 verö ffentlicht.

Die jeweiligen Bevölkerungs-Modelle unterscheiden sich zwischen Fachserie 15,  Heft 1 und
Fachserie 15,  Heft 4,  wobei  die  Angaben  in  Heft 4 aus  dem  EVS-2013  Fragebogen
„Haushaltsbuch“ stammen, somit dem vorliegend relevanten Teil.

In der Gruppe mit einem Haushalts-Netto-Einkommen von bis unter EUR     900   ist die Anzahl der
erfassten EVS-2013-Referenz-Haushalte zwischen EVS 2013 Fachserie 15,  Heft 1 zu EVS 2013
Fachserie 15, Heft 4 um 1.868 Haushalte = 41,2     % gesunken  .45

Während das Bevö lkerungs-Modell in Heft 1 von 4.893.000 derartigen Haushalten ausgeht, hat
das  Bevö lkerungs-Modell  in  Heft 4 nur  noch  2.935.000  derartige  Haushalte,  d.h.  die
gemutmaßte  Anzahl  derartiger  Haushalte  in  der  tatsä chlichen  Bevölkerung  sinkt  um
1.958.000 derartige Haushalte.

Die gemutmaßte „Realität“ unterscheidet sich somit um ca. 2 Millionen Haushalte.

Dieses ist insofern von entscheidender Bedeutung fü r die Hö he des Regel-Bedarfs, weil dessen
Berechnung  auf  diesen  Hoch-Rechnungs-Faktoren  beruht,  im  RBEG 201746 wie  auch  im
RBEG 202147.

Bereits die Auswahl der EVS-Referenz-Gruppe von „untere 15 %“ setzt die Kenntnis voraus,
wieviele Haushalte tatsächlich in der Realität existieren.

41 wirklich alle, d.h. ohne eine einzige Ausnahme
42 RBEG 2011-E, Seite 139, Lfd.Nr. 5, BT-Drs. 17/3404    

https://dserver.bundestag.de/btd/17/034/1703404.pdf
43 RBEG 2011, Seite 139, Lfd.Nr. 5, BT-Drs. 17/3404    

https://dserver.bundestag.de/btd/17/034/1703404.pdf
44 BVerfG 2 BvF 1/15    http://www.bverfg.de/e/fs20180919_2bvf000115.html
45 Näheres siehe Abschnitt „Verlust von EVS-Referenz-Haushalten“
46 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 34  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
47 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 20  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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Nachfolgende Tabelle macht deutlich, welchen Unterschied es macht, ob als Referenz-Gruppe die
angeblichen „untersten 15 %“, die angeblich „untersten 20 %“ oder die „Gruppe dazwischen“
ausgewählt wird:

4.2. Vergleich Ein-Personen-Haushalte, EVS 2013, unterste 15 % vs. unterste 20 %
Tatsächliche % ausgewertet von
Haushalte mit 1 Person lt. Mikrozensus 13,6 % 4,6 % 18,2 %

Gruppe
unterste
15 %48 Differenz 

unterste
20 %49

Grenzwert (monatliches Haushalts-Netto-Einkommen) 952,3350   1.050,00
Anzahl erfasste Haushalte 2.02351 676 2.699

Hochgerechnet (in 1.000) 2.20652 743 2.949
Private Konsum-Ausgaben 903,5553 1.013,37 931,22
Abzüglich 04 Wohnen, Energie und 
Wohnunginstandhaltung 408,1654 447,85 418,16
= Private Konsum-Ausgaben
OHNE 04 Miete, Energie und Wohnunginstandhaltung 495,39 565,52 513,06
+ 0451 010 Strom 38,3055 41,59 39,13
+ 043 Wohnunginstandhaltung 22,8256 25,88 23,59
= Private Konsum-Ausgaben
OHNE 04 Miete, Energie und Wohnunginstandhaltung 
PLUS Strom und Wohnunginstandhaltung 556,51 632,99 575,78
Quelle: Veröffentlichte Sonder-Auswertungen EVS 2013 des Statistischen Bundesamtes im Auftrag des BMAS

anlässlich RBEG 2017, eigene Berechnungen

Wie  obiger  Tabelle  zu  entnehmen  ist,  betragen  die  „Private  Konsum-Ausgaben OHNE  die
Ausgaben  der  EVS-Abteilung 04  fü r  „Miete,  Energie  und  Wohnunginstandhaltung“  PLUS  die
Ausgaben  fü r  „Strom  und  Wohnunginstandhaltung“  bei  der  Einkommens-Gruppe  der
„untersten 15 %“  EUR 556,51,  bei  der  Gruppe  „unterste 20 %“  EUR 575,78 und  fü r  die
Gruppe  dazwischen,  somit  diejenigen  oberhalb der  „untersten 15 %“  und  innerhalb der
„untersten 20 %“, EUR 632,99 pro Monat.

48 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 109, Überschrift   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

49 Fundstellen in der EVS-2013-Sonder-Auswertung „unterste 20 %“ analog zu Angaben zu 
„unterste 15 %“, jedoch nicht im RBEG 2017-E veröffentlicht

50 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 109, Überschrift   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

51 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 109, lfd.Nr. 1   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

52 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 109, lfd.Nr. 1   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

53 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 111, lfd.Nr. 213, vorletzte Spalte und letzte Spalte   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

54 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 109, lfd.Nr. 27, vorletzte Spalte und letzte Spalte   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

55 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 109, lfd.Nr. 50, vorletzte Spalte   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

56 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 109, lfd.Nr. 59, vorletzte Spalte   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Bei  den  obigen  EVS 2013-Sonder-Auswertungen  im  Auftrag  des  BMAS  stiegen  durch  die
Ausweitung der EVS-Referenz-Haushalte von „unterste 15 %“ auf „unterste 20 %“ die Privaten
Konsum-Ausgaben somit von EUR 556,51 auf immerhin „ EUR 575,78“, somit  um fast EUR 20,
durch eine Redzierung der Referenz-Gruppe nur auf Haushalte „oberhalb unterste 15 % und
bis  unterste 20 %“  wü rden  die  Privaten  Konsum-Ausgaben  jedoch  auf  EUR 632,99
„hochschnellen“, d.h. um über EUR 76 pro Monat steigen.

Auch  diese  Auswertungen  von  EVS-Erhebungen  dokumentieren  das  enorme  Steuerungs-
Potential des  „Berechnungs-Ergebnisses“  durch  die  Auswahl  der  zu  berücksichtigenden
Referenz-Haushalte.

4.3. 13,6 % anstelle 15 %

§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG57 58 verlangt  die  Auswertung  der  Daten  „von  den
Einpersonenhaushalten die unteren 15 Prozent der Haushalte“.

Hingegen  wird  auf  Seite 32 des  Entwurfs  des  RBEG 2017,  bzw.  Seite 20 des  RBEG 2021,
klargestellt,  dass  diese  15 %  nicht von  den  tatsä chlich  in  Deutschland  vorhandenen  Ein-
Personen-Haushalten berechnet werden, sondern von einem Wert, der um „auszuschließende
Haushalte“  bereinigt  ist,  wobei  jedoch  die  Daten-Quelle  fü r  diesen  „Bereinigungs-Wert“
verschwiegen wird.

Ein Ü berprü fung der Behauptung ist somit nicht mö glich.

Das  derzeitige  System  verhindert,  dass  tatsä chlich  15 %  der  Daten  der  bekannten  Ein-
Personen-Haushalte ausgewertet werden.

Es  wä re  trotzdem  mö glich  15 %  der  tatsä chlich  vorhandenen59 Ein-Personen-Haushalte
auszuwerten, da deren Anzahl als bekannt gilt60.

Die  zugebilligte  Leistungs-Höhe „Regel-Bedarf“  des  RBEG 2017 beruht  anstatt  auf  der
Auswertung von 15 % der Ein-Personen-Haushalte auf lediglich 13,6 %, beim RBEG 2021 sind
es ebenfalls nur 13,6 %.

57 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 8    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
58 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750 Seite 8    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
59 Daten-Basis dann wohl „Mikrozensus“
60 Daten-Basis „Mikrozensus“
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4.4. 15 % von Haushalte mit 1 Person destatis Mikrozensus vs. RBEG
destatis

Tabelle 12211-
9022

Mikrozensus,
Deutschland,

Privathaushalte
Eigene

Berechnungen RBEG Eigene Berechnungen

Jahr
Haushalte mit

1 Person
lt. Mikrozensus

15 %
von Haushalte mit

1 Person
lt. Mikrozensus

hochgerechnete
Ein-Personen-
Haushalte im

RBEG

Differenz
Ein-Personen-

Haushalte
Mikrozensus

minus
RBEG

Differenz
Ein-Personen-

Haushalte
Mikrozensus

minus
RBEG
in %

RBEG-
Referenz-

Haushalte von
Haushalte lt.
Mikrozensus

in %
2008 15.866.000 2.368.650 2.126.00061 242.650 10,2 % 13,5 %
2013 16.176.000 2.426.400 2.206.00062 220.400 9,1 % 13,6 %
2018 17.333.000 2.599.950 2.360.00063 239.950 9,2 % 13,6 %

Statistisches Bundesamt 
(Destatis), 2021 | Stand: 
08.02.2022 / 19:50:03

Quelle: Statistisches Bundesamt, destatis, Tabelle 12211-9022, Mikrozensus, Deutschland,
Privathaushalte; RBEG 2011-E, RBEG 2017-E, RBEG 2021-E; eigene Berechnungen

Das  Bevö lkerungs-Modell  des  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 4,  EVS 2013  geht
wohl von 17.751 erfassten Ein-Personen-Haushalte der EVS 2013 aus64.

15 % der 17.751 lt. Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, insgesamt erfassten
EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  sind  2.663  Ein-Personen-Haushalte,  ausgewertet wurden
im RBEG 2017 aber nur 2.023 erfasste Ein-Personen-Haushalte, somit nur 11,4 % der erfassten
Ein-Personen-Haushalte.

2.023  erfasste  Ein-Personen-Haushalte  ergeben  hochgerechnet  2.206.000  Ein-Personen-
Haushalte, somit  13,8 % aller 16.024.000 hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte im EVS-
2013-Bevö lkerungs-Modell.

15 % von  allen  16.024.000  hochgerechneten  Ein-Personen-Haushalte  sind  2.403.600
hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.

Somit  fehlen  im  RBEG 2017  Daten  von  ca.  640 erfassten  Ein-Personen-Haushalten
= 197.600 hochgerechnete Ein-Personen-Haushalte.

Nach  Angaben  des  Statistischen  Bundesamtes  gab  es  im  Jahr 201365 in  Deutschland
16.176.00066 Ein-Personen-Haushalte.

15 % davon sind im Jahr 2013 2.426.400 Ein-Personen-Haushalte.

Die zugebilligten Leistungs-Ansprü che im RBEG 2017 beruhen somit auf einem Rechen-Modell,
in dem fü r 220.40067 Ein-Personen-Haushalt keine Daten vorhanden sind, die „unteren 15 %68“
werden somit nicht aus allen Ein-Personen-Haushalten bestimmt, sondern nur aus 90,9 %.

61 RBEG 2011-E BT-Drs. 17/3404 Seite 139, Lfd.Nr. 2    
https://dserver.bundestag.de/btd/17/034/1703404.pdf

62 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 34    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
63 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750 Seite 20    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
64 Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 17
65 Zeitraum der Datenerhebung EVS 2013 für RBEG 2017
66 Haushalte mit 1 Person, Hochrechnung anhand der Bevölkerungsfortschreibung auf Basis des Zensus 

2011, Statistisches Bundesamt (Destatis), 2021 | Stand: 08.02.2022 / 19:50:03
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15 % aus 90,9 % sind aber nur  13,6 % der tatsä chlich existierenden Ein-Personen-Haushalte,
die  Bestimmung  des  Regel-Bedarfs  im  RBEG 2017  stammt  somit  aus  einer  EVS-Referenz-
Gruppe, die nicht den eigenen Vorgaben im RBEG 2017 entspricht.

Fü r das Jahr der EVS 2018 geht RBEG 2021 von 17.067.00069 hochgerechneten Ein-Personen-
Haushalte  aus,  das  Statistische  Bundesamt  beziffert  die  Zahl  der  Haushalte  mit  1 Person
stattdessen auf 17.333.000.70

15 % davon sind im Jahr 2018 2.599.950 Ein-Personen-Haushalte.

Die zugebilligten Leistungs-Ansprü che im RBEG 2021 beruhen somit auf einem Rechen-Modell,
in dem fü r 239.95071 Ein-Personen-Haushalt keine Daten vorhanden sind, die „unteren 15 %72“
werden somit nicht aus allen Ein-Personen-Haushalten bestimmt, sondern nur aus 90,8.

15 % aus 90,8 % sind aber nur  13,6 % der tatsä chlich existierenden Ein-Personen-Haushalte,
die  Bestimmung  des  Regel-Bedarfs  im  RBEG 2021  stammt  somit  aus  einer  EVS-Referenz-
Gruppe, die nicht den eigenen Vorgaben im RBEG 2021 entspricht.73

Die  bei  der  EVS  verwendeten  Hoch-Rechnungs-Faktoren basieren  auf  den  Daten  des
Mikrozensus, weshalb Hoch-Rechnungen im Rahmen der EVS erst und nur dann mö glich sind,
wenn auch die Mikrozensus-Daten bereits vorliegen.74

Das Statistische Bundesamt weist in seinen Verö ffentlichungen ausdrü cklich darauf hin, das die
Anzahl der Haushalte beim Mikrozensus tendenziell immer hö her als bei der EVS sei 75.

Eine eigene Berechnung der Einwohner-Zahl von Deutschland fü r das Jahr 2013 auf Basis der
Daten des Mikrozensus ergibt 80.051.000, wobei die Zahl der Privathaushalte im Mikrozensus
mit  39.933.000  und  die  Zahl  deren  Haushaltsmitglieder  mit  80.508.000 beziffert  wird,  die
Differenz in Hö he von ca. 450.000 Personen dü rfte in denjenigen Personen begrü ndet sein, die
zusä tzlich zur 5. Person auch noch in den Haushalten von „Haushalte mit 5 und mehr Personen“
enthalten sind und daher in der eigenen Berechnung nicht beziffert werden konnten.

67 15 %  von  Haushalte  mit  1 Person  im  Jahr 2013  lt.  Statistisches  Bundesamt  2.426.400  mit  
hochgerechnete Ein-Personen-Haushalt RBEG 2017-E 2.206.000 = 220.400 fehlende hochgerechnete  
Ein-Personen-Haushalt im RBEG 2017 = 9,1 % der tatsächlich existierenden Ein-Personen-Haushalte 
werden bei der Ermittlung der auszuwählenden Referenz-Haushalte beim RBEG 2017 vollkommen  
ignoriert.

68 § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG 2017, RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 8   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

69 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 20  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
70 Haushalte mit 1 Person, Aktualisierte Auswahlgrundlage der Stichprobe auf Basis des Zensus 2011.

Statistisches Bundesamt (Destatis), 2021 | Stand: 08.02.2022 / 19:50:03
71 15 %  von  Haushalte  mit  1 Person  im  Jahr 2018  lt.  Statistisches  Bundesamt  2.599.950  mit  

hochgerechnete Ein-Personen-Haushalt RBEG 2021 2.360.000 = 239.950 fehlende hochgerechnete Ein-
Personen-Haushalt  im  RBEG 2021  = 9,2 % der  tatsächlich  existierenden  Ein-Personen-Haushalte  
werden bei der Ermittlung der auszuwählenden Referenz-Haushalte beim RBEG 2021 vollkommen  
ignoriert.

72 § 4 Abs. 1Satz 2 Nr. 1 RBEG 2017, RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 34  
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

73 § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG 2021, RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 8  
https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf

74 „Als Referenz für Quotierung und Hochrechnung nutzt die amtliche Statistik den Mikrozensus (MZ),  
(…)“,  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 7,  EVS 2008,  Seite 14     
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00018673

75 „Die aus dem Mikrozensus ermittelte hochgerechnete Zahl der Privathaushalte liegt generell höher als 
die der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), weil im Mikrozensus Haushalte sowohl am  
Haupt- als auch an den Nebenwohnsitzen erfasst werden, in der EVS aber nur private Haushalte am 
Ort  der  Hauptwohnung.“  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 5,  EVS 2013,  Seite 12     
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00031282
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Der  Bevölkerungsstand in  Deutschland  am  Stichtag  31.12.2013  ist  höher und  betrug
80.767.463 Personen.76

Hingegen  beruht  die  EVS 2013 auf  hochgerechneten  39.326.000 Haushalten  mit
durchschnittlich je 2,0 Personen, d.h.  78.652.000 Personen77 , somit  fehlen bei der  EVS Daten
fü r 2.115.463 Personen, d.h. 2,6 % der Bevölkerung.

Der  Bevö lkerungs-Zahl  des  Mikrozensus  ist  Vorzug  zu  geben,  da  dieser  näher  an  der
„tatsä chlichen“ Bevö lkerungszahl zu liegen scheint.

Zur  Ermittlung  von  Ausgaben  auf  Basis  „armer“  Haushalte  sind  die  Ausgaben  „reicher“
Haushalte vö llig  irrelevant,  wichtig ist  nur,  dass  die Anzahl der auszuwertenden „armen“
Haushalte korrekt ist, d.h. das vom Gesetzgeber selber vorgegebene Auswahl-Quorum „15     %  “78

ist aus  allen Ein-Personen-Haushalten auszuwählen und nicht nur aus den Haushalten, die
einen Fragebogen einer EVS abgegeben haben.

Vorliegend  wurden  nicht  mal  die  „unteren 15 %“  innerhalb  des  EVS-Rechen-Modells
ausgewertet, sondern deutlich weniger.

4.4.1. Schaubild  Effekt  von  § 3 RBEG  auf  die  Größe  der 15 % der EVS-Referenz-
Gruppe

76 Eine eigene Berechnung der Einwohner-Zahl von Deutschland für das Jahr 2013 auf Basis der Daten 
des Mikrozensus (destatis Tabelle 12211-9022) ergibt 80.051.000, wobei die Zahl der Privathaushalte 
im Mikrozensus mit 39.933.000 und die Zahl deren Haushaltsmitglieder mit 80.508.000 beziffert wird 
(destatis Tabelle 12211-9020). Die Differenz in Höhe von ca. 450.000 Personen dürfte in denjenigen 
Personen begründet sein, die zusätzlich zur 5. Person auch noch in den Haushalten von „Haushalte mit 
5 und mehr Personen“ enthalten sind und daher  in  der  eigenen Berechnung nicht  beziffert  werden  
konnten.  Der  Bevölkerungsstand in  Deutschland  am  Stichtag  31.12.2013  ist  höher und  betrug  
80.767.463 Personen (destatis Tabelle 12411-0001). (destatis-Daten abgerufen am 13.02.2022)

77 Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 5, EVS 2013, Seite 15,    
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00031282, eigene Berechnungen mit 
5 Personen pro Haushalt bei Haushaltsgröße „5 und mehr“

78 § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG
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5. Auswirkung Anzahl anerkannte Haushalte auf Höhe des Regel-Bedarfs

Die  nachfolgende  Tabelle  zeigt  die  Auswirkung  der  Anzahl  von  als  Referenz-Gruppe
anerkannten  Haushalte,  die  die  als  regel-bedarfs-relevant  einzustufende  Ausgabe  tatsä chlich
getä tigt haben, auf die Hö he des dadurch in den Regel-Bedarf eingehenden Betrags:

5.1. Tabelle Auswirkung Anzahl anerkannte Haushalte auf Höhe Regel-Bedarf
Vereinfachtes Beispiel:   Gesamt-Referenz-Gruppe Haushalte         200

Haushalte mit Angabe der
Code-Nr.

durchschnittliche
Ausgabe EUR

Anteil Haushalte
mit Angabe der

Code-Nr.

regel-bedarfs-
relevante Ausgabe

EUR
0 100,00 0,0% 0,00

10 100,00 5,0% 5,00
20 100,00 10,0% 10,00
30 100,00 15,0% 15,00
40 100,00 20,0% 20,00
50 100,00 25,0% 25,00
60 100,00 30,0% 30,00
70 100,00 35,0% 35,00
80 100,00 40,0% 40,00
90 100,00 45,0% 45,00

100 100,00 50,0% 50,00
110 100,00 55,0% 55,00
120 100,00 60,0% 60,00
130 100,00 65,0% 65,00
140 100,00 70,0% 70,00
150 100,00 75,0% 75,00
160 100,00 80,0% 80,00
170 100,00 85,0% 85,00
180 100,00 90,0% 90,00
190 100,00 95,0% 95,00
200 100,00 100,0% 100,00

Quelle: eigene Vorgabe, eigene Berechnungen.
Tatsächlich wird stattdessen mit der hoch-gerechneten Anzahl der Haushalte gerechnet, was

durch die geheim gehaltenen Hochrechnungs-Methoden Verzerrungen bewirkt.

Obwohl  die  tatsächlich  erfassten  Ausgaben fü r  das  als  regel-bedarfs-relevant  eingestufte
Produkt durchschnittlich EUR 100,00 betragen, hängt die Hö he des davon in den Regel-Bedarf
eingehenden  Betrags  stattdessen  von  der  Anzahl  derjenigen  Haushalte  ab,  die  dieses
Produkt tatsächlich bezahlen (= Ausgabe ins EVS-Haushaltsbuch eintragen).

In  diesem  Beispiel  wü rde  dann,  wenn  50 erfasste  Haushalte  der  insgesamt  200 Referenz-
Haushalte  jeweils  EUR 100  fü r  dieses  Produkt  ausgegeben  haben,  lediglich
(50 Haushalte X EUR 100 / 200 Haushalte =) EUR 25,00 in den Regel-Bedarf eingehen.

Hä tten  stattdessen  150 erfasste  Haushalte  durchschnittlich  nur  EUR 50  ausgegeben,  kämen
stattdessen (150 Haushalte X EUR 50 / 200 Haushalte =) EUR 37,50 in den Regel-Bedarf.

Obwohl die  tatsächlich erfassten durchschnittlichen Ausgaben der EVS-Referenz-Gruppe um
50 % niedriger (EUR 50 statt EUR 100) sind, steigt der Betrag im Regel-Bedarf von EUR 25,00
auf EUR 37,50, d.h.  um 50 %,  weil sich die Anzahl der Haushalte mit Angabe der Code-Nr.
verdreifacht hat.
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Somit kommt es auf jeden einzelnen der ausgewerteten EVS-Fragebö gen an, wobei bereits einer
mehr oder weniger relativ „gravierende“ Auswirkungen auf das Gesamtergebnis (hier: Hö he des
Regel-Bedarfs) haben kann (siehe „vereinfachtes Beispiel“ oben).

Im  RBEG 2017-E  schwankt  der  Anteil,  der  von  den  als  Existenz-Minimum  bestimmten
Produkten in den Regel-Bedarf kommt zwischen 0 % (RBEG 2017-E Seite 58, Seite 63, Seite 68,
Seite 75) und 100 %.

6. Under-Reporting

„Insbesondere  unregelmäßige  Ausgaben werden  von  den  Haushalten  verhältnismäßig
häufig  vergessen  und  nicht  im  Haushaltsbuch  festgehalten.  Untererfasst  werden  in
Haushaltsbudgeterhebungen  wieder  EVS  typischerweise  auch  Ausgaben  für  Güter  und
Dienstleistungen,  die  mit  einer  hohen  Sensibilität  einhergehen  wie  z.B.  Ausgaben  für
alkoholische Getränke, Tabakwaren oder Prostitution („Underreporting“).“79

7. Zero Expenditure

„Schließlich führt auch Nichtkonsum aufgrund geringen Einkommens zu Leerkategorien,
wenn der Konsum bestimmter Güter von den Personen durchaus gewünscht und angestrebt
wird,  aufgrund der Einkommenslage aber nicht realisiert werden kann ,  weil  andere
Güter höhere Prioritäten haben. (...)

Für  die  Ableitung  von  Regelbedarfen,  die  ein  bestimmtes  Wohlstandsniveau  sicherstellen
sollen,  sind  die  dahinter  stehenden  Gründe  jedoch  von  Belang,  da  sie  die  notwendigen
normativen Setzungen in unterschiedlicher Weise berühren.

Hier gilt es, entweder geeignete Indikatoren für die Unterscheidung zu finden oder Güter so
zu Güterbündeln zu aggregieren, dass keine Null-Angaben für das Bündel entstehen.“

Ruhr-Universitä t  Bochum  „Forschungsauftrag Zb 1  –  04812-1/20,  „Überprüfung  der
bestehenden und Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen
auf  Basis  der  Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  2008  –  Endbericht  –  für  das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales“, Juni 2013, Seite 84 / 85 (Hervorhebungen
hinzugefü gt)

Im Tabellen-Teil nach Seite 109 des RBEG 2017-E finden sich jedoch in fast allen Zeilen
derartige „Null-Angaben“80 81:

Lfd. Nr. 11: 2.023 minus 1.742 = 281 Haushalte
= 13,9 % kaufen niemals82 Bekleidung oder Schuhe

Lfd. Nr. 64: 2.023 minus 1.592 = 430 Haushalte
= 21,3 % kaufen niemals83 Innenausstattung, Haushalts-Geräte 
und Haushalts-Gegenstände

79 StatistischesBundesamt, Fachserie 15, Heft 7, EVS 2008, Seite 9    
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00018673  (Hervorhebungen 
hinzugefügt)

80 „Zero Expenditure“ / „Null-Angabe“ liegt immer dann vor, wenn in der Spalte „Anzahl der 
Haushalte mit jeweiliger Wertangabe“ der Wert für „nachrichtlich: erfasst Anzahl“ niedriger ist 
als der Wert für „Erfasste Haushalte“ in Zeile „Lfd. Nr. 1“

81 RBEG 2017-E (ab pdf-Seite 109, nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

82 Die „Ewigkeit“ besteht im EVS-Fragebogen „Haushaltsbuch“ nur aus drei Monaten
83 Die „Ewigkeit“ besteht im EVS-Fragebogen „Haushaltsbuch“ nur aus drei Monaten
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Lfd. Nr. 92: 2.023 minus 1.585 = 438 Haushalte
= 21,7 % kaufen niemals84 Produkte fü r die Gesundheitspflege

Lfd. Nr. 110: 2.023 minus 1.552 = 471 Haushalte
= 23,3 % kaufen niemals85 Produkte im Zusammenhang mit 
Verkehr

Lfd. Nr. 187: 2.023 minus 1.552 = 471 Haushalte
= 23,3 % kaufen niemals86 Speisen und Getränke in Restaurants, 
Cafés, Eisdielen, an Imbissständen oder vom Lieferservice

Lfd. Nr. 196 + 198: 2.023 minus (481 + 790 =) 1.271 = 752 Haushalte
= 37,2 % gehen niemals87 zum Friseur

Der  Regel-Bedarf  des  RBEG 2017  beruht  somit  auch  auf  „Null-Angaben“  von  unfrisierten
Nackten, die nur zu Fuß gehen und ihren Strom nicht bezahlen.

Der Gesetzgeber verhä lt sich widersprü chlich, wenn er sich einerseits weigert, Strom-Ausgaben
in tatsä chlicher Hö he in den Regel-Bedarf zu ü bernehmen, andererseits aber das Nicht-Bezahlen
der Strom-Rechnung sanktioniert.

§ 3 RBEG stellt sicher, dass die Anzahl der ausgewerteten EVS-Fragebö gen stets  niedriger als
die kommunizierten 15 % sind.

7.1. Schaubild Effekt von § 3 RBEG auf die Größe der 15 % der EVS-Referenz-
Gruppe

Je weniger (hier: ausnahmslos nur) „arme“ EVS-Haushalte ausgewertet werden, desto größer
ist  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  bei  diesen  Haushalten  Nichtkonsum  aufgrund  geringem
Einkommens vorliegt.

84 Die „Ewigkeit“ besteht im EVS-Fragebogen „Haushaltsbuch“ nur aus drei Monaten
85 Die „Ewigkeit“ besteht im EVS-Fragebogen „Haushaltsbuch“ nur aus drei Monaten
86 Die „Ewigkeit“ besteht im EVS-Fragebogen „Haushaltsbuch“ nur aus drei Monaten
87 Die „Ewigkeit“ besteht im EVS-Fragebogen „Haushaltsbuch“ nur aus drei Monaten
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8. Mechanismus zur Fortschreibung des zugebilligten Leistungs-Anspruchs

EVS-Daten werden  regelmäßig  und  nur  alle  5 Jahre88 erhoben,  jedoch  bestimmt  der
Gesetzgeber  davon abweichende Zeit-Intervalle zu denen eine  Neu-Ermittlung des Regel-
Bedarfs erfolgt.89

§ 28 Abs. 1 SGB XII bestimmt zwar, das dann, wenn „die Ergebnisse einer bundesweiten neuen
Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  vor“  liegen,  „die  Höhe  der  Regelbedarfe  in  einem
Bundesgesetz  neu  ermittelt“ wird90,  jedoch  scheint  das  „Vorliegen  einer  neuen  EVS“  nach
Meinung des Gesetzgebers interpretationsfähig  zu sein und sich um z.B.  1 Jahr – RBEG 2017
anstatt RBEG 2016 – verschieben zu lassen.

Wo doch angeblich nur Daten aus einer bereits ausgewerteten EVS-Erhebung „abzuschreiben“
sind, ist diese Zeit-Verzö gerung nicht erklä rlich.

Das Ergebnis der Sonder-Auswertung der EVS 2013 für das RBEG-2017-E ergibt für das
Jahr 2016  exakt  den  selben  Wert  (EUR 404),  wie  die  Fortschreibung
des Wertes aus der EVS 2008 für 2016.
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Regel-Bedarf

BR-Drs
Vor-Vor-

Jahr Vor-Jahr
VRPI(Folg

e-Jahr)
Vor-Vor-

Jahr Vor-Jahr
VNLG(Fo
lge-Jahr)

VMI(Folg
e-Jahr)             367

543/11 106,22 107,93 1,6099% 1,600% 18.870 19.417 2,90 % 1,99 % 2012 374

553/12 107,93 109,88 1,8067% 1,800% 19.417 20.063 3,33 % 2,26 % 2013 382

673/13 102,56 105,07 2,4473% 2,400% 20.063 20.461 1,98 % 2,27 % 2014 391

423/14 105,07 107,28 2,1034% 2,100% 20.342 20.783 2,17 % 2,12 % 2015 399

435/15 107,28 108,08 0,7457% 0,700% 20.783 21.302 2,50 % 1,24 % 2016 404

bei Umsetzung EVS 2013 zum 01.01.2016:

2013 2013

Regel-Bedarf 2016 fiktiv 106,08 108,08 1,8854% 1,900% 20.550 21.302 3,66 % 2,43 % 2016 404,43

Dieses  verwundert,  denn  ausweislich  RBEG 2017-E91 betrug  das  Existenz-Minimum  im
Jahr 2013 EUR 394,84, als Regel-Bedarf zugebilligt wurden jedoch nur EUR 382,0092, weshalb
das Existenz-Minimum in Höhe von (gerundet) EUR 13,00 nicht gedeckt war.

Es ist nicht ersichtlich, welche Daten genau gefehlt haben kö nnten, um ein RBEG 2016 mit den
Daten  der  EVS 2013  machen  zu  kö nnen,  insbesondere  weshalb  diese  „fehlenden“  Daten
ausgerechnet in diesem Jahr hä tten fehlen sollen, wo diese beim RBEG 2011 und RBEG 2021
doch wohl kein Problem waren.

Zudem ist  dieses „Gedö ns“  als  Grund fü r  eine  Verschiebung der Neu-Ermittlung  untauglich,
weil das Gesetz diese „Ausreden“ gar nicht kennt.

Außerdem  ist  der  Gesetzgeber  nicht  gehindert,  auch  rückwirkend höhere  Leistungen
zuzubilligen.

88 …, EVS 2008, EVS 2013, EVS 2018
89 RBEG 2011 aus EVS 2008, RBEG 2017 aus EVS 2013, RBEG 2021 aus EVS 2018
90 „Liegen die Ergebnisse einer bundesweiten neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe vor, wird 

die Höhe der Regelbedarfe in einem Bundesgesetz neu ermittelt.“ § 28 Abs. 1 SGB XII
91 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 9    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
92 BGBl 2012 I 2173
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Fü r die Jahre  ohne neues RBEG93 wird fü r die Jahre dazwischen eine  Fortschreibung gemäß
§ 28a SGB XII gemacht.94

Da der  Gesetzgeber selber bestimmt,  ob er den Regel-Bedarf neu berechnen will oder nicht,
nützt das Vorliegen einer neuen EVS offenkundig nichts, denn die ausgewertete EVS 2013 lag
spä testens im September 2015 vor95.

Eine  „Fortschreibung  der  Regelbedarfsstufen“ kann  „aufgrund  der  bundesdurchschnittlichen
Entwicklung  der  Preise  für  regelbedarfsrelevante  Güter  und  Dienstleistungen  sowie  der
bundesdurchschnittlichen  Entwicklung  der  Nettolöhne  und  -gehälter  je  beschäftigten
Arbeitnehmer  nach  der  Volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnung  (Mischindex)“  denklogisch  nur
dann mö glich sein, wenn derartige Daten bekannt sind.

Zwar mag die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung Daten zu Nettolöhne und -gehälter enthalten,
Preise für regelbedarfsrelevante Güter und Dienstleistungen kann aber schon deshalb  niemand
kennen, weil diese im Rahmen der EVS gar nicht erhoben werden.96

Somit werden Daten des Statistischen Bundesamtes genutzt, die nicht überprüfbar sind.

93 Auf das Vorliegen einer neuen EVS-Auswertung kommt es entgegen § 28 Abs. 1 SGB XII offenkundig 
gerade nicht an, siehe RBEG 2017 anstatt RBEG 2016 auf Basis EVS 2013.

94 „§ 28a Fortschreibung der Regelbedarfsstufen
(1) In Jahren, in denen keine Neuermittlung nach § 28 erfolgt, werden die Regelbedarfsstufen jeweils 
zum 1. Januar mit der sich nach Absatz 2 ergebenden Veränderungsrate fortgeschrieben. § 28 Absatz 5 
Satz 3 gilt entsprechend.
(2)  Die  Fortschreibung  der  Regelbedarfsstufen  erfolgt  aufgrund  der  bundesdurchschnittlichen  
Entwicklung  der  Preise  für  regelbedarfsrelevante  Güter  und  Dienstleistungen  sowie  der  
bundesdurchschnittlichen Entwicklung der  Nettolöhne und -gehälter  je  beschäftigten Arbeitnehmer  
nach  der  Volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnung  (Mischindex).  Maßgeblich  ist  jeweils  die  
Veränderungsrate, die sich aus der Veränderung in dem Zwölfmonatszeitraum, der mit dem 1. Juli des 
Vorvorjahres  beginnt  und  mit  dem 30.  Juni  des  Vorjahres  endet,  gegenüber  dem davorliegenden  
Zwölfmonatszeitraum ergibt. Für die Ermittlung der jährlichen Veränderungsrate des Mischindexes  
wird die sich aus der Entwicklung der Preise aller regelbedarfsrelevanten Güter und Dienstleistungen 
ergebende Veränderungsrate mit einem Anteil von 70 vom Hundert und die sich aus der Entwicklung 
der Nettolöhne und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer ergebende Veränderungsrate mit einem  
Anteil von 30 vom Hundert berücksichtigt.
(3) Das Bundesministerium für Arbeit  und Soziales beauftragt das Statistische Bundesamt mit  der  
Ermittlung der jährlichen Veränderungsrate für den Zeitraum nach Absatz 2 Satz 2 für
1. die Preise aller regelbedarfsrelevanten Güter und Dienstleistungen und
2.  die  durchschnittliche  Nettolohn-  und  -gehaltssumme  je  durchschnittlich  beschäftigten  
Arbeitnehmer.“ § 28a SGB XII

95 „Erschienen am 10. September 2015“, Wirtschaftsrechnungen, Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
Aufwendungen privater Haushalte für den Privaten Konsum, Statistisches Bundesamt, Fachserie 15,  
Heft 5, EVS 2013, Deckblatt
https://www.statistischebibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/
DEHeft_derivate_00016875/2152605139004_korr24092015.pdf

96 EVS 2018 Fragebogen Haushaltsbuch als Anlage Statistisches Bundesamt, FS 15 Heft 5, EVS 2018 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/
Konsumausgaben-Lebenshaltungskosten/Publikationen/Downloads-Konsumausgaben/evs-aufwendung-
privater-haushalte-2152605189004.pdf?__blob=publicationFile
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9. Kaufkraft-Verlust durch Regel-Bedarf-Fortschreibung

Sofern „für die Ermittlung der jährlichen Veränderungsrate des Mischindexes“ „die sich aus der
Entwicklung  der  Preise aller  regelbedarfsrelevanten  Güter  und  Dienstleistungen ergebende
Veränderungsrate mit einem Anteil von  70 vom Hundert und die sich aus der Entwicklung der
Nettolöhne und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer ergebende Veränderungsrate mit einem
Anteil von 30 vom Hundert berücksichtigt“ wird, fü hrt eine geringere Steigerung der Löhne im
Vergleich zu den Preisen zwangsläufig immer zu einem Kaufkraft-Verlust.

Preis-Steigerungen von zu kaufenden lebens-notwendigen Gü tern und Dienstleistungen gehen
nur in Hö he von 70 % ihrer tatsächlichen Höhe in den Regel-Bedarf ein.

Reale Preis-Entwicklung Deutschland Nudeln 500g Packung Discounter
alter Preis in EUR   EVS-Erhebungs-Jahr 2018 0,39
neuer Preis in EUR   aktuelles Jahr 2022 0,65
Preis-Steigerung in EUR 0,26
Preis-Steigerung in % 66,7 %
70 % von Preissteigerung-Rate 46,7 %
70 % von Preissteigerung-Rate in EUR 0,18
alter Preis + Regel-Bedarf-Erhöhung in EUR 0,57
Differenz
tatsächlicher neuer Preis minus neuer Regel-Bedarfs-Preis 
in EUR 0,08
Fehl-Betrag Regel-Bedarf
in % vom tatsächlichen neuen Preis
= Unter-Deckung in % 12,0 %

Quelle: tatsä chliche Preis-Entwicklung Discounter Aldi (Nord)
Februar 2018 und Februar 2022, Nudeln 500g-Packung, eigene Berechnung

Auswirkung 70 %-Anerkennung auf tatsächliche Kosten-Deckung

Die billigste Nudel-Packung 500g beim Discounter verteuerte sich tatsä chlich von EUR 0,39 im
EVS-Erhebungs-Jahr 2018 auf EUR 0,65 im aktuellen Jahr 2022, somit um EUR 0,26 = 66,7 %.

Von diesen 66,7 % tatsächliche Preis-Steigerung sind aber nur 70 % fü r die Fortschreibung
des Regel-Bedarfs relevant, somit wird von der realen Preis-Steigerung in Hö he von 66,7 % nur
eine Preis-Steigerung in Hö he von 46,7 % anerkannt.

Die  fü r  die  Fortschreibung  des  Regel-Bedarfs  anerkannte  Preis-Steigerung  beträ gt  somit
lediglich EUR 0,18 anstatt der tatsä chlichen EUR 0,26.

Der Gesetzgeber  hat entschieden,  das der Fehl-Betrag pro 500g-Packung Nudeln beim
Discounter EUR 0,08 = 12,0 %97 betragen soll, sofern die Entwicklung von Nettolö hne und -
gehä lter dieses nicht verhindert.

Die behauptete tatsä chliche Bedarfs-Deckung durch den bisherigen Regel-Bedarf kö nnte somit
nur  dann  erreicht  werden,  wenn auch  die  „Entwicklung  der  Nettolöhne  und  -gehälter je
beschäftigten Arbeitnehmer“ in Deutschland mindestens genauso ansteigt wie die „Entwicklung“
der berü cksichtigten „Güter und Dienstleistungen“.

Bezogen  auf  die  tatsächliche Preis-Steigerung  bei  Nudeln  beim  Discounter  mü ssten  die
„Nettolöhne  und  -gehälter je  beschäftigten  Arbeitnehmer“ in  Deutschland  somit  ebenfalls
mindestens  um  66,7 %  steigen,  damit  der  Regel-Bedarf  seine  bisherige  Kaufkraft  nicht
verliert.

97 Tatsächliche Preis-Steigerungen werden beim Existenz-Minimum nur zu 70 % anerkannt, 
§ 28a Abs. 2 Satz 3 SGB XII
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Steigen die  „Nettolöhne und -gehälter“ weniger stark oder sogar gar nicht,  verliert der Regel-
Bedarf an Kaufkraft, d.h.  es können immer weniger Produkt-Mengen gekauft werden, als
bisher zugebilligt wurden.

Wird  die  Fortschreibung  des  Regel-Bedarfs  gleichmäßig  auf  alle  regel-bedarfs-relevanten
Produkte verteilt, ergibt sich bei Nudeln im Jahr 2022 folgendes Bild:98

Reale Preis-Entwicklung Deutschland Nudeln 500g Packung Discounter
Regel-Bedarf 2018 gemäß RBEG 2017 in EUR99 434,90
Regel-Bedarf 2022 in EUR100 449,00
Erhöhung Regel-Bedarf 2022 vs. 2018 in EUR 14,10
Erhöhung Regel-Bedarf 2022 vs. 2018 in % 3,2 %
Nudeln alter Preis in EUR   EVS-Erhebungs-Jahr 2018 0,39
Nudeln Preis 2018 plus %-Regel-Bedarf-Erhöhung in EUR 0,40
Zugebilligte Preis-Erhöhung von 2018 bis 2022 in EUR 0,01
neuer Preis in EUR   aktuelles Jahr 2022 0,65
Fehl-Betrag Regel-Bedarf 2022 in EUR 0,25
Fehl-Betrag Regel-Bedarf
in % vom tatsächlichen neuen Preis
= Unter-Deckung in % 62,5 %

Quelle: tatsä chliche Preis-Entwicklung Discounter Aldi (Nord)
Februar 2018 und Februar 2022, Nudeln 500g-Packung, eigene Berechnung
prozentuale Erhöhung Regel-Bedarf auf Packung Nudeln angewendet

„Nudeln  kaufen“  ist  mit  dem  zugebilligten Regel-Bedarf  somit  offenkundig  gar  nicht  mehr
möglich, da eine Unter-Deckung in Hö he von 62,5 % gegenü ber dem tatsächlichen Preis in
2022 vorliegt.

98 sofern Nudeln regel-bedarfs-relevant sind
99 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 8    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
100 BGBl 2021 I 4674
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10. Unter-Deckung des Existenz-Minimums lt. RBEG

Ausweislich RBEG 2011-E101 betrug das Existenz-Minimum im Jahr 2008 EUR 361,81, als Regel-
Bedarf zugebilligt wurden jedoch nur EUR 347,00102 bzw. EUR 351,00103, weshalb das Existenz-
Minimum in Höhe von (gerundet) EUR 15,00 bzw. EUR 11,00 nicht gedeckt war.

Ausweislich RBEG 2017-E104 betrug das Existenz-Minimum im Jahr 2013 EUR 394,84, als Regel-
Bedarf zugebilligt wurden jedoch nur EUR 382,00105, weshalb das Existenz-Minimum in Höhe
von (gerundet) EUR 13,00 nicht gedeckt war.

Ausweislich RBEG 2021-E106 betrug das Existenz-Minimum im Jahr 2018 EUR 434,90, als Regel-
Bedarf zugebilligt wurden jedoch nur EUR 416107, weshalb das Existenz-Minimum in Höhe von
(gerundet) EUR 19,00 nicht gedeckt war.

Quelle: RBEG 2011-E, RBEG 2017-E, RBEG 2021-E, BGBl., eigene Berechnungen

Das das bisherige  System der Fortschreibung ungeeignet ist und eine  Unter-Deckung des
Existenz-Minimums bewirkt, wurde bereits durch RBEG 2017 und RBEG 2021 bewiesen.108

10.1. Deckungs-Lücke beim Existenz-Minimum durch mangelhafte Fortschreibung

Die ausweislich RBEG 2017 aufgetretene  Deckungs-Lücke beim Existenz-Minimum in Hö he
von EUR 13 im Jahr 2013, d.h.  bereits im zweiten Jahr der Fortschreibung, verdeutlicht die
Notwendigkeit der Verbesserung des Systems der Fortschreibung des Regel-Bedarfs in Jahren
ohne „neue“ EVS.

Fü r das Jahr 2018 stiegt die Unter-Deckung sogar auf EUR 19 pro Monat.

101 RBEG 2011-E BT-Drs. 17/3404 Seite 5    https://dserver.bundestag.de/btd/17/034/1703404.pdf
102 BGBl 2007 I 1139, ab 01.07.2007
103 BGBl 2008 I 1102, ab 01.07.2008
104 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 9    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
105 BGBl 2012 I 2173
106 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750 Seite 8    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
107 BGBl 2016 I 3767
108 Siehe dazu bereits oben.
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10.2. Verweigerung von EUR 680,40 des selbst ermittelten Existenz-Minimums

Sogar die  Behauptung,  die so  ausgewählte EVS-Referenz-Gruppe sei  tatsächlich in der Lage
gewesen,  alle  die für sie notwendigen Produkte in ausreichender Menge zu beschaffen
(= mit den bei der EVS festgestellten Ausgaben bezahlt), wird durch die jeweils neuere EVS-
Auswertung widerlegt.

Ausweislich BGBl. 2012 I Seite 2173 betrug der zugebilligte Regel-Bedarf  fü r  100-%-Personen
ab dem 01.01.2013 EUR 382.109

Ausweislich  RBEG 2017-E  betrug  das  Existenz-Minimum  fü r  100-%-Personen  im  Jahr 2013
jedoch bereits EUR 394,84.110

Ausweislich  RBEG 2017-E war  somit  der  Regel-Bedarf fü r  100-%-Personen  (RBS 1)  im
Jahr 2013 um EUR 12,84 pro Monat zu niedrig.

Die  Verschiebung der Neu-Ermittlung von 2016 auf 2017 „erspart“ dem Staat Zahlungen in
Hö he von z.B. ca. EUR 280 Mio.111  an Hilfebedü rftige in SGB II-Ein-Personen-BGs, zuzü glich der
Hilfebedü rftigen in anderen BG-Grö ßen.

Der Gesetzgeber beziffert  seine  Einsparung durch diese  Verschiebung im RBEG 2017-E auf
Seite 30 mit EUR 65 Mio. im Bereich SGB XII112 und auf Seite 31 mit EUR 390 Mio. im Bereich
SGB II113, somit auf EUR 455 Mio.

Ausweislich BGBl. 2017 I Seite 3767 betrug der zugebilligte Regel-Bedarf  fü r  100-%-Personen
ab dem 01.01.2018 EUR 416.114

Ausweislich  RBEG 2021  betrug  das  Existenz-Minimum  fü r  100-%-Personen  im  Jahr 2018
jedoch bereits EUR 434,90.115

Ausweislich  RBEG 2017-E war  somit  der  Regel-Bedarf fü r  100-%-Personen  (RBS 1)  im
Jahr 2018 um EUR 18,90 pro Monat zu niedrig.

Die  im  Jahr  2018  nicht  gewährten  EUR 18,90  monatlich,  summieren  sich  pro  Jahr  auf
EUR 226,80 fü r die Jahre 2018, 2019 und 2020, somit EUR 680,40.116

Von einer Nach-Zahlung der Differenz der damals zu niedrig gewährten Leistungen ist bisher
nichts bekannt.

109 BGBl. 2012 I Seite 2173
110 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 9    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
111 Erhöhung erst ab 2017, anstatt 2016, staatliche Ersparnis im Jahr 2016 EUR 12,84 X 12 Monate 

= EUR 154,08 X 1.813.078 1 Ein-Personen-BGs = EUR 279.359.058,24 plus andere BGs, eigene 
Berechnung mit Anzahl Ein-Personen-BGs aus Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II, 
Bedarfsgemeinschaften und deren Mitglieder - Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten, 
Deutschland, Juli 2016, Bundesagentur für Arbeit, (abgerufen am 10.02.2022) 
https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?
gtp=15084_list%253D4&topic_f=gs-asu-sgbii-rev

112 „Fortschreibung RBS 2016 auf 2017*“, RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 30    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

113 „Fortschreibung RBS 2016 auf 2017*“, RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 31    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

114 BGBl. 2017 I Seite 3767
115 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750 Seite 8    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
116 Ab 2021 Leistungen aufgrund RBEG 2021
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11. Erklärung des Aufbaus der Auswertungs-Tabellen der EVS

Erklä rung des Aufbaus der Auswertungs-Tabellen der EVS wie sie auf Basis der EVS 2013 im
RBEG 2017-E als Anlage in Form nicht nummerierter Seiten auftauchen117, hier am Beispiel der
dortigen pdf-Seite 112:118

Die Angabe „-“ bedeutet, „nichts vorhanden“.119

Ausweislich einer der Ü berschriften handelt es sich hier um „Haushalte,  die nicht mit Strom
heizen“.

In der Zeile „Lfd.Nr. 1“ findet sich als „Gegenstand der Nachweisung“ die Gesamt-Anzahl der in
dieser Auswertung „Erfasste Haushalte“ in Hö he von „1877“.

Dieses bedeutet, dass fü r die nachfolgenden Angaben 1.877 Haushalte ausgewertet wurden.

In der Zeile „Lfd.Nr. 4“ findet sich als „Code“ „0451 010“ und als „Gegenstand der Nachweisung“
„Strom (auch Solarenergie)“.

In der Spalte „Anzahl der Haushalte mit jeweiliger Wertangabe – nachrichtlich: erfasst – Anzahl“
findet sich der Wert „1718“.

Das  bedeutet,  dass  von  den  1.877 erfassten  Haushalten  der  Referenz-Gruppe  nur
1.718 Haushalte  Ausgaben  fü r  Strom  hatten,  die  Differenz  159 Haushalte  = 8,5 %  hatten
keine Ausgaben für Strom.

Weshalb Haushalte  ohne Ausgaben für Strom zur Bestimmung des  Existenz-Minimums für
Strom geeignet sein kö nnten, ist nicht ersichtlich.120

Von den 1.718 Haushalten, die Ausgaben fü r Strom angegeben haben, wurden durchschnittlich
EUR 36,87 tatsächlich  ausgegeben,  deshalb  findet  sich  dieser  Wert  in  der  Spalte
„Durchschnittliche  Wertangabe  der  jeweiligen  Haushalte  mit  Angabe  der  Code-Nr.  -
EUR / Monat“ , d.h in der vorletzten Spalte.

117 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 ab Seite 109 (nicht nummeriert) 
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

118 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 112 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

119 „Zeichenerklärung
 / = Keine Angabe, da aufgrund der geringen Haushaltszahl (weniger als 25 Haushalte) der Zahlenwert 
nicht sicher genug ist …
– = Nichts vorhanden.“   Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 6
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In  der  letzten Spalte mit  der  Bezeichnung  „Durchschnittliche  Wertangabe  je  Haushalt  -
EUR / Monat“ findet  sich hingegen ein Wert  von lediglich  EUR 34,21,  d.h.,  ein Wert  der um
EUR 2,66 = 7,2 % niedriger ist als der Wert in der vorletzten Spalte.

„Je Haushalt“ bedeutet hier jedoch nicht, dass mit der Anzahl in der Zeile „Lfd.Nr.  1“ fü r „Erfasste
Haushalte“ (hier: 1877) gerechnet wird, sondern stattdessen mit hochgerechneten Zahlen.

Dabei  wird  „Lfd.Nr. 1“  fü r  „Erfasste  Haushalte“  (hier: 1877)  ersetzt  durch  „Lfd.Nr. 2“  fü r
„Hochgerechnete Haushalte (in 1000)“ (hier: 2060).

Anstatt  mit  dem  Wert  aus  der  Spalte  „Anzahl  der  Haushalte  mit  jeweiliger  Wertangabe  –
nachrichtlich:  erfasst  –  Anzahl“  (hier:  1718)  zu  rechnen,  wird  „Anzahl  der  Haushalte  mit
jeweiliger Wertangabe – hochgerechnet – in 1000“ (hier: 1912) genommen.

Die  Hoch-Rechnungs-Faktoren sind  nicht  verö ffentlicht,  eine  Nachprü fung  deshalb  nicht
möglich.

Der Wert in der letzten Spalte ist immer dann niedriger als der Wert in der vorletzten Spalte,
wenn die Anzahl in der Spalte „Anzahl der Haushalte mit jeweiliger Wertangabe – nachrichtlich:
erfasst – Anzahl“ (hier: 1718)  niedriger ist als die Anzahl in der Zeile „Lfd.Nr. 1“ fü r „Erfasste
Haushalte“ (hier: 1877).121

Daraus folgt,  je größer die Differenz zwischen dem Wert in der jeweiligen Zeile fü r „Anzahl
der Haushalte mit jeweiliger Wertangabe – nachrichtlich: erfasst – Anzahl“ und der Anzahl
in der Zeile „Lfd.Nr. 1“ fü r „Erfasste Haushalte“ ist,  desto niedriger ist der in den Regel-
Bedarf übernommene Betrag.

Die Werte in der  letzten Spalte   sind aber fü r  alle  Ausgaben-Bereiche des Regel-Bedarfs  die  
Ausgangs-Basis.

Selbst dort, wo der Gesetzgeber selber auf die vorletzte Spalte verweist, wie z.B. beim Strom,
berechnet er dann selber einen Wert fü r die letzte Spalte, der dann in den Regel-Bedarf kommt.

Lediglich in Abteilung 08 wird ein Wert  aus der  vorletzten Spalte in voller Hö he im Regel-
Bedarf  berü cksichtigt122 und  dieses  auch  nur  im  RBEG 2017,  im  RBEG 2021 kommt  so  eine
Abweichung nicht mehr vor.

Sofern  der  Gesetzgeber  tatsä chlich  die  Absicht  hä tte,  allen  Referenz-Haushalten  diejenigen
Ausgaben  fü r  Strom  zu  zubilligen,  die  die  Mieter-Haushalte  hatten,  hä tte  er  sich  sämtliche
Berechnungen sparen und einfach den bei der EVS ermittelten Wert ü bernehmen kö nnen, somit
die  von  ihm selbst  bezifferten  EUR 35,89,  dieses  tut  er  jedoch  nicht,  sondern  er  billigt  nur
EUR 33,31123 zu und unterstellt damit, dass Haushalte auch ohne Strom leben kö nnen.124

120 „Die hier für die 1 799 Mieterhaushalte mit Stromausgaben ermittelten durchschnittlichen Ausgaben 
von 35,89 Euro (Zeile 4 der Sonderauswertung für Energie im Anhang, vorletzte Spalte) werden als 
durchschnittlicher  Aufwand  für  alle  hochgerechneten  stromverbrauchenden  Haushalte  (also  
einschließlich Eigentümer und sonstige Haushalte, insgesamt 1 912, Zeile 3 dieser Sonderauswertung) 
unterstellt und auf die gesamten hochgerechneten Haushalte (2 060, Zeile 2) der Sonderauswertung für 
Energie  umgerechnet  (Rechnung:  35,89 Euro  x  1 912 / 2 060  = 33,31 Euro).“  RBEG 2017-E  BT-
Drs. 18/9984  Seite 38  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf  (Hervorhebungen  
hinzugefügt)

121 Sofern die Anzahl identisch ist, muss auch der Wert in der letzten Spalte mit dem in der vorletzten 
Spalte identisch sein. Der Wert in der letzten Spalte kann niemals höher sein als der Wert in der 
vorletzten Spalte.

122 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 43    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
123 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
124 Die  diesbezüglichen  Berechnungen  beruhen  darauf,  dass  von  den  1.877  Haushalten  der  Referenz-

Gruppe nur 1.718 Haushalte Ausgaben für Strom hatten, die Differenz 159 Haushalte = 8,5 % hatten 
keine Ausgaben für Strom. Daran ändert sich prinzipiell auch nichts, wenn stattdessen (wie hier:) mit 
hochgerechneten Haushalten gerechnet  wird,  denn auch  dort  sind es  nur 1.912.000 von 2.060.000  
Haushalten,  d.h.  148.000 Haushalte  = 7,2 % hatten  keine  Ausgaben  für  Strom.  RBEG 2017-E  BT-
Drs. 18/9984 Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Die korrekte Vorgehensweise wä re somit, falls Mieter-Haushalte eine zulä ssig Referenz-Gruppe
wä re:

Die hier für die 1 799 Mieterhaushalte mit Stromausgaben ermittelten durchschnittlichen
Ausgaben von 35,89 Euro (Zeile 5 der Sonderauswertung für Energie im Anhang, vorletzte
Spalte)  werden  als  durchschnittlicher  Aufwand  für  alle  hochgerechneten
stromverbrauchenden  Haushalte  (also  einschließlich  Eigentümer  und  sonstige  Haushalte,
insgesamt  1 912,  Zeile 3  dieser  Sonderauswertung)  unterstellt  und  auf die  gesamten
hochgerechneten Haushalte (2     060  , Zeile 2) der Sonderauswertung für Energie umgerechnet
(Rechnung: 35,89 Euro x 2     060   / 2     060   = 35,89 Euro).

Fü r  „Kommunikationsdienstleistungen  –  Doppelflatrate  Festnetztelefon  und  Internet
(Kombipaket)“  hat  der  Gesetzgeber  eine  dementsprechende  Berechnung  angewendet125,  bei
Strom hingegen nicht.

Die Auswahl geeigneter Referenz-Haushalte scheint sehr schwierig zu sein, denn das RBEG 2017
hä tte  ein  RBEG 2016126 sein  mü ssen,  aber  anscheinend  dauerte  die  Auswahl  der  Referenz-
Haushalte zu lange.

Die  Angaben  der  „vorletzten Spalte“  werden  nicht  in  den  Regel-Bedarf  übernommen,
sondern stattdessen werden hoch-gerechnete Werte aus der „letzten Spalte“ genommen.

Sofern  solche  Werte  in  den  Sonderauswertungen  noch  nicht  vorhanden  sind,  wird  im
RBEG 2017-E erklä rt,  wie aus den Werten in der „vorletzten Spalte“ Werte fü r  die „letzten
Spalte“  gemacht  werden,  siehe  dazu  die  Erklä rungen  zu  den  „Abweichungen“  bei  den
Abteilungen 04127, 07128 und 08129.

125 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 43    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
126 EVS 2008 = RBEG 2011, EVS 2013 = RBEG 2017, EVS 2018 = RBEG 2021
127 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
128 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 43    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
129 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 44    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Vereinfachtes  Beispiel  zur  Verdeutlichung der  Bedeutung  von  „vorletzte  Spalte“  vs.  „letzte
Spalte“.

11.1. Beispiel 1 Bedeutung von „vorletzte Spalte“ vs. „letzte Spalte“

Beispiel 1: Kauf eines regel-bedarfs-relevanten Produktes
Tatsä chliche

Ausgaben fü r Kauf
des Produktes

Fü r die Bestimmung
des Regel-Bedarfs

genutzter Wert

Person 1 Person 2 Person 3

vorletzte
Spalte

Durchschnittliche
Wertangabe der

jeweiligen
Haushalte

mit Angabe der
Code-Nr.

letzte Spalte
Durchschnittliche

Wertangabe
je Haushalt

tatsächliche Ausgabe lt. EVS 5,00 4,00 0,00 4,50 3,00

Monatliche Rate zu Raten-
Kauf wegen Mengen-Rabatt 
in Vor-Periode 4,50

zugebilligter Regel-Bedarf 3,00 3,00 3,00

nicht gedeckter Bedarf 
gegenüber EVS-Angaben -2,00 -1,00 -1,50

Anteil Bedarfs-Deckung 
durch Regel-Bedarf vs. 
tatsächliche Kosten 60,0 % 75,0 % 66,7 %

Quelle: eigene Vorgabe, eigene Berechnung

Dieses vereinfachte Beispiel zeigt,  dass die tatsä chlichen Ausgaben bei der EVS erhoben und
auch  ausgewertet  werden:  Person 1  hat  einen  durchschnittlichen  Mengen-Bedarf und  fü r
diesen tatsä chlich EUR 5,00 ausgegeben, Person 2 hat einen unter-durchschnittlichen Mengen-
Bedarf  und  dafü r  tatsä chlich  EUR 4,00  ausgegeben  und  Person 3  hat  einen  deutlich
über-durchschnittlichen Mengen-Bedarf  und deshalb dieses Produkt  in der  Vor-Periode  in
großen Mengen gekauft130 und zahlt im Erhebungs-Zeitraum dafü r tatsä chlich EUR 4,50, diese
werden  aber  in  der  EVS-Abteilung 15131 erfasst  und  deshalb  bei  der  Festlegung  des  Regel-
Bedarfs ignoriert.

In  der  „Originaltabelle“  wird  in  der  vorletzten  Spalte „Durchschnittliche  Wertangabe  der
jeweiligen  Haushalte  mit  Angabe  der  Code-Nr.“  somit  die  Summe  der  gemachten  Angaben
(EUR 5,00 + EUR 4,00 = EUR 9,00) durch die Anzahl  der Haushalte  mit Angabe (2 Haushalte)
geteilt und das Ergebnis in Hö he von EUR 4,50 ausgewiesen.

Anschließend  werden  die  so  ermittelten  EUR 4,50  auf  alle Mitglieder  der  Referenz-Gruppe
aufgeteilt.

Bei der EVS erfolgt dieses mit Hoch-Rechnungs-Faktoren, die nicht verö ffentlicht werden und
daher nicht nachprü fbar sind.

130 d.h. hier wird der angebliche Preis-Vorteil von „Groß-Mengen“ abgebildet
131 „Ratenkredite, Tilgung 1552 100“ Statistisches Bundesamt, SEA 2013, Seite 294   

https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2013.pdf?
__blob=publicationFile
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Analog  der  Berechnung  im  RBEG 2017-E132 ergibt  sich  fü r  das  o.g.  Beispiel  somit  folgende
Berechnung:  2 (Haushalte  mit  dieser  Ausgabe)  geteilt  durch  3 (Gesamtanzahl  Mitglieder  der
Referenz-Gruppe) multipliziert mit Wert aus vorletzter Spalte EUR 4,50 = EUR 3,00.

Dieses Ergebnis in Hö he von EUR 3,00 wird in der letzten Spalte ausgewiesen und käme dann
in den Regel-Bedarf, falls regel-bedarfs-relevant.

Durch  die  Ausnutzung  eines  Mengen-Rabatts  unterliegt  Person 3  einer  Raten-Zahlungs-
Verpflichtung  im  Erhebungs-Zeitraum,  die  dafür geleisteten  tatsächlichen  Zahlungen sind
aber nicht regel-bedarfs-relevant.

Alle Referenz-Haushalte, d.h. Person 1, Person 2 und Person 3, wü rden als Regel-Bedarf einen
niedrigeren Betrag erhalten als sie selber als Referenz-Haushalte ausgegeben haben.

Kein Mitglied der Referenz-Gruppe kö nnte  seinen  normalen Bedarf decken,  obwohl  genau
dieser normale Bedarf nach Meinung des Gesetzgebers das Existenz-Minimum darstellt.

Die  tatsächliche Bedarfs-Deckung durch den Regel-Bedarf beträ gt bei Person 1  60,0 %,  bei
Person 2 75,0 % und bei Person 3 lediglich 50,0 %.

132 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 43 enthält ein vereinfachtes Rechen-Modell   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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11.2. Beispiel 2 Bedeutung von „vorletzte Spalte“ vs. „letzte Spalte“

Auswirkungen  auf  die  Höhe  des  Regel-Bedarfs  durch  Anzahl  der  Personen  in  der
Referenz-Gruppe, die dieses Produkt gekauft haben:

Beispiel 2: wie Beispiel 1 oben, jedoch kauft Person 2 nichts
Kauf eines regel-bedarfs-relevanten Produktes

Tatsä chliche
Ausgaben fü r Kauf

des Produktes

Fü r die Bestimmung
des Regel-Bedarfs

genutzter Wert

Person 1 Person 2 Person 3

vorletzte
Spalte

Durchschnittliche
Wertangabe der

jeweiligen
Haushalte

mit Angabe der
Code-Nr.

letzte Spalte
Durchschnittliche

Wertangabe
je Haushalt

tatsächliche Ausgabe lt. EVS 5,00 0,00 0,00 5,00 1,67

Monatliche Rate zu Raten-
Kauf wegen Mengen-Rabatt 
in Vor-Periode 4,50

zugebilligter Regel-Bedarf 1,67 1,67 1,67

nicht gedeckter Bedarf 
gegenüber EVS-Angaben -3,33 1,67 -2,83

Anteil Bedarfs-Deckung 
durch Regel-Bedarf vs. 
tatsächliche Kosten 33,3 % - 37,0 %

Quelle: eigene Vorgabe, eigene Berechnung

Obwohl die „Durchschnittliche Wertangabe der jeweiligen Haushalte mit Angabe der Code-Nr.“
(vorletzte  Spalte)  von  EUR 4,50  auf  EUR 5,00  gestiegen ist133,  sinkt die  „Durchschnittliche
Wertangabe je Haushalt“ (letzte Spalte), weil nun nur noch  ein     Referenz-Haushalt (Person 1)
dieses Produkt gekauft hat, die Referenz-Gruppe aber weiterhin aus drei Personen besteht, d.h
die Ausgaben von Person 1 (EUR 5,00) werden auf 3 Haushalte verteilt, somit EUR 5,00 geteilt
durch 3 = EUR 1,67, weshalb dieser Betrag in den zugebilligten Regel-Bedarf eingeht.

Die  mit  diesem  Wert  (EUR 1,67)  erzielbare  Bedarfs-Deckung gegenü ber  den  tatsä chlichen
Kosten  (Kauf-Preis  der  Ware)  beträ gt  bei  Person 1 33,3 % von  den  tatsä chlich  bezahlten
EUR 5,00.

Bei  Person 3 beträ gt  die  Bedarfs-Deckung  37,0 %,  diese  ist  aber  aufgrund  buchungs-
technischer  Regelungen  aus  den  „verö ffentlichten“  Daten  nicht  ersichtlich,  weil  die  EVS-
Abteilung 15 nicht regel-bedarfs-relevant ist.

Bei  Person 2,  wie  auch  bei  Person 3,  kann  somit  der  Eindruck  entstehen,  diese  Personen
wü rden als Regel-Bedarf EUR 1,67 erhalten, obwohl sie dafü r gar keine Ausgaben haben, d.h.
dieses Geld gar nicht brauchen, somit einen „zu hohen“ Regel-Bedarf hä tten oder diesen Betrag
„umschichten“ kö nnten.

133 Nur Person 1 hat dieses Produkt gekauft, Person 2 aber nicht, somit fehlen dessen Ausgaben in Höhe 
von EUR 4,00, weshalb nur die Ausgaben von Person 1 in Höhe von EUR 5,00 berücksichtigt werden.
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Bei  Person 3 ist  dieses  jedoch  nur  buchungs-technisch bedingt,  weil  die  Erfassungs-
Abteilung 15 nicht regel-bedarfs-relevant ist, und bei Person 2 dü rften erfassungs-technische
Grü nde  bestehen,  d.h.  nur  innerhalb  dieses Anschreibe-Quartals wurde  dieses  lebens-
wichtige Produkt nicht gekauft, was aber durch die vom Gesetzgeber erwartete Nutzung von
angeblichen „Mengen-Rabatten“ häufig vorkommen wü rde, tendenziell aber tatsä chlich an Geld-
Mangel und / oder Bevorratung und sparsamen Verbrauch liegen dü rfte.134

Es ist  unwahrscheinlich, dass vom Gesetzgeber als  lebens-wichtig eingestufte Produkte von
den Referenz-Haushalten tatsächlich nicht gekauft werden, denn sonst wä re die Auswahl des
Gesetzgebers fehlerhaft.

Keine der 3 Personen erhä lt 80 % ihrer tatsächlichen Ausgaben als Regel-Bedarf, somit haben
sogar  100-%-Personen  weniger  als  die  80     %  ,  die  fü r  die  zweite  erwachsene  Person  im
Haushalt  zugebilligt  werden,  die  zudem  dann  noch  aus  der  falschen,  der  letzten,  Spalte
berechnet werden.

134 Der Fachbegriff dafür ist „Zero Expenditure“

Verbreitung erwünscht                    Seite 41 von 114 Seiten                    24.02.2022



Rüdiger Böker - Kurz-Analyse für das Verfahren BVerfG 1 BvL 3/21

11.3. Beispiel 3 Bedeutung von „vorletzte Spalte“ vs. „letzte Spalte“

Voraussetzung fü r Regel-Bedarf = tatsä chliche Ausgaben wä re, dass alle Referenz-Haushalte135

exakt dieselbe Ausgaben-Hö he hä tten:

Beispiel 3: wie Beispiel 1 oben, jedoch kaufen alle 3 Person für EUR 4,00,
d.h. Person 1 kauft 20 % weniger als in Beispiel 1, Person 2 kauft genauso viel wie in Beispiel 1

und Person 3 zahlt keine Raten aus dem Raten-Kauf, sondern kauft im Erhebungs-Zeitraum
ebenfalls fü r EUR 4,00

Kauf eines regel-bedarfs-relevanten Produktes
Tatsä chliche

Ausgaben fü r Kauf
des Produktes

Fü r die Bestimmung
des Regel-Bedarfs

genutzter Wert

Person 1 Person 2 Person 3

vorletzte
Spalte

Durchschnittliche
Wertangabe der

jeweiligen
Haushalte

mit Angabe der
Code-Nr.

letzte Spalte
Durchschnittliche

Wertangabe
je Haushalt

tatsächliche Ausgabe lt. EVS 4,00 4,00 4,00 4,00 4,00

Monatliche Rate zu Raten-
Kauf wegen Mengen-Rabatt 
in Vor-Periode

zugebilligter Regel-Bedarf 4,00 4,00 4,00

nicht gedeckter Bedarf 
gegenüber EVS-Angaben 0,00 0,00 0,00

Anteil Bedarfs-Deckung 
durch Regel-Bedarf vs. 
tatsächliche Kosten 100,0 % 100,0 % 100,0 %

Quelle: eigene Vorgabe, eigene Berechnung

Alle drei Personen haben je EUR 4,00 ausgegeben und bekommen als Regel-Bedarf EUR 4,00,
was ihren tatsä chlichen Ausgaben entspricht.

Nur weil alle Personen der Referenz-Gruppe Ausgaben in exakt gleicher Hö he haben und keine
sonstigen Referenz-Haushalte vorhanden sind, kann der Regel-Bedarf in der Hö he sein, die die
Referenz-Haushalte ausgegeben haben.

135 „Alle“ bedeutet tatsächlich „alle“, ohne jegliche Ausnahme oder Abweichung
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12. Zusammengebastelter Regel-Bedarf

Der Regel-Bedarf im RBEG 2017 und RBEG 2021136 wird aus jeweils drei verschiedenen EVS-
Auswertungen zusammengebastelt, d.h. die Angaben stammen aus drei verschiedenen EVS-
Referenz-Gruppen:

 Ein-Personen-Haushalte137,
 Ein-Personen-Haushalte, die nicht mit Strom heizen138

 Ein-Personen-Haushalte  ohne  Ausgaben  für  Kraftstoffe,  Autogas,  Strom  für
Elektroauto, Schmiermittel (Code 0722000 - Haushaltsbuch)139.

Ob  Haushalte  ohne  Kraft-Fahrzeuge,  die  nicht  mit  Strom  heizen,  die  sonstigen  zugebilligten
Waren  zu den von den PKW-Fahrern erzielten Preisen kaufen kö nnen (Erreichbarkeit der
Einkaufs-Stä tten), wird nicht ausgewiesen.

Zudem  sind  die  Zahlen-Angaben  unplausibel,  z.B.  werden  Ausgaben  in  Hö he  von  EUR „ / “
ausgewiesen, obwohl, auch ausweislich der Behauptungen des Gesetzgebers140, stattdessen die
Angabe EUR „ - “ zu erwarten wä re.141

Sofern derartige  Angaben z.B.  Bekleidung142 betreffen,  kö nnte  es  sich  bei  den Ausgaben um
„Geschenke“  fü r  Dritte  (z.B.  Kinder  von  Verwandten)  handeln,  wobei  von  den  Referenz-
Personen  erhaltene  Geschenke  deren  eigene  Kauf-Notwendigkeit  reduzieren  (anderweitige
Bedarfs-Deckung), was aber nicht rechtfertigt, Leistungs-Berechtigte fü r Regel-Bedarf auf solche
„Geschenke“ zu verweisen, weil darauf kein Rechts-Anspruch besteht und derartige „Geschenke“
stattdessen gern als „geldwerter Vorteil“ angerechnet werden.

Somit sind die EVS-Daten auch in dieser Hinsicht „lücken-haft“.

136 Entsprechende EVS-Auswertungen liegen dem RBEG 2021-E in BT-Drs 19/22750 nicht bei    
https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf

137 RBEG 2017-E (ab pdf-Seite 112, nicht nummeriert)
138 RBEG 2017-E (pdf-Seite 115, nicht nummeriert)
139 RBEG 2017-E (pdf-Seite 116, nicht nummeriert)
140 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 47    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

Behauptungen zu
„lfd. Nr. 181“ Code „1010 010 Kinderbetreuung (ohne Verpflegung) – Kindergärten“
„lfd. Nr. 182“ Code „1010 020 Kinderbetreuung (ohne Verpflegung) – Vorschulklassen“
RBEG2017-E, pdf-Seite 114 (nicht nummeriert)

141 „Zeichenerklärung
 / = Keine Angabe, da aufgrund der geringen Haushaltszahl (weniger als 25 Haushalte) der 
Zahlenwert nicht sicher genug ist …
– = Nichts vorhanden.“   Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 6

142 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 37    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

Verbreitung erwünscht                    Seite 43 von 114 Seiten                    24.02.2022



Rüdiger Böker - Kurz-Analyse für das Verfahren BVerfG 1 BvL 3/21

13. Daten-Quelle für zugebilligte Leistungs-Ansprüche im Regel-Bedarf

Fü r den hier strittigen Zeitraum sind Leistungen nach dem SGB II / SGB XII / AsylbLG auf Basis
des „Gesetz zur Ermittlung der Regelbedarfe nach § 28 des Zwö lften Buches Sozialgesetzbuch
(Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz  –  RBEG)“  RBEG 2017143 zu  gewähren,  fü r  Zeiträume  ab
01.01.2021 auf Basis des RBEG 2021144.

Das  RBEG 2017 beruht  auf  Daten  von  Sonder-Auswertungen  der  Einkommens-  und
Verbrauchsstichprobe  EVS 2013, die vom Statistischen Bundesamt auf Anforderung des BMAS
erstellt wurden, das RBEG 2021 auf solchen Auswertungen der EVS 2018.

Hierbei  werden  nur  die  EVS-Abteilungen 01, 03 und  05 bis 12 als  regel-bedarfs-relevant
eingestuft,  aus  der  EVS-Abteilung 02 wird  ein  Substitutions-Wert  für  Mineralwasser
(Flüssigkeits-Menge von Alkohol-Produkten) bestimmt145 und aus der EVS-Abteilung 04 wird
ein Großteil der dortigen Ausgaben ausgeklammert, da es dafü r gesonderte Leistungen (Kosten
der Unterkunft und Heizung) gäbe.146

Somit werden nicht alle tatsä chlichen Ausgaben der EVS-Referenz-Haushalte in die Betrachtung
der regel-bedarfs-relevanten Ausgaben einbezogen,  z.B.  bleiben tatsä chlich erfolgte Ausgaben
fü r Raten-Zahlungen unberü cksichtigt, da diese der EVS-Abteilung 15 zugeordnet sind147.

Beim  RBEG 2017 werden von der Summe Private  Konsumausgaben  EUR 135,86 = 15,04 %
abgezogen148, ohne dass es fü r diesen Abzug nachvollziehbare Begrü ndungen gibt.149

Beim  RBEG 2021 werden von der Summe Private  Konsumausgaben  EUR 160,37 = 16,21 %
abgezogen150, ohne dass es fü r diesen Abzug nachvollziehbare Begrü ndungen gibt.151

143 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
144 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
145 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 36ff.  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
146 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 38  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
147 „Ratenkredite, Tilgung 1552 100“ Statistisches Bundesamt, SEA 2013, Seite 294   

https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2013.pdf?
__blob=publicationFile

148 Summe Private Konsumausgaben RBEG 2017 EUR 903,55
minus 04 Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung EUR 408,16
plus regel-bedarfs-relevanter Anteil der Abteilung 04 EUR   35,01
= Differenz = Private Konsum-Ausgaben OHNE 04 Miete, Energie und
 Wohnunginstandhaltung PLUS Strom und Wohnunginstandhaltung EUR 530,40
minus zugebilligter Regel-Bedarf RBEG 2017 EUR 394,84
= Erklärungs-Lücke RBEG 2017 EUR 135,86

149 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 171:  „Kürzungen von  Ausgabepositionen  in  den  Abteilungen  der  
Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  bedürfen  zu  ihrer  Rechtfertigung  einer  empirischen  
Grundlage. Der Gesetzgeber darf  Ausgaben,  welche die Referenzgruppe tätigt,  nur dann als nicht  
relevant  einstufen,  wenn  feststeht,  dass  sie  anderweitig  gedeckt  werden  oder  zur  Sicherung  des  
Existenzminimums nicht notwendig sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

150 Summe Private Konsumausgaben RBEG 2021 EUR 989,63
minus 04 Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung EUR 431,23
plus regel-bedarfs-relevanter Anteil der Abteilung 04 EUR   36,87
= Differenz = Private Konsum-Ausgaben OHNE 04 Miete, Energie und
 Wohnunginstandhaltung PLUS Strom und Wohnunginstandhaltung EUR 595,27
minus zugebilligter Regel-Bedarf RBEG 2021 EUR 434,90
= Erklärungs-Lücke RBEG 2021 EUR 160,37

151 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 171: „Kürzungen von Ausgabepositionen in den Abteilungen der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe bedürfen zu ihrer Rechtfertigung einer empirischen 
Grundlage. Der Gesetzgeber darf Ausgaben, welche die Referenzgruppe tätigt, nur dann als nicht 
relevant einstufen, wenn feststeht, dass sie anderweitig gedeckt werden oder zur Sicherung des 
Existenzminimums nicht notwendig sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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14. Erklärung SEA-Codes

Es  ist  nicht  bekannt,  welche  Produkte  im  Regel-Bedarf  enthalten  sind,  denn  fast  alle   in
RBEG 2017-E / BT-Drs. 18/9984152 bzw.  RBEG 2021-E / BT-Drs 19/22750153 genannten  EVS-
Code-Nummern sind nicht definiert.154

Die fü r die EVS genutzten Codes beruhen auf dem Systematischen Verzeichnis der Einnahmen
und Ausgaben der Privaten Haushalte des Statistischen Bundesamtes, (hier:) SEA 2013155.

Die dortige Erklä rung auf Seite 15 wird hingegen ignoriert:

„Die SEA unterscheidet folgende Hierarchieebenen:
Abteilungen (Zweisteller)
Gruppen (Dreisteller)
Klassen (Viersteller)
Unterklassen (Fü nfsteller)
Kategorien (Sechssteller)
Unterkategorien (Siebensteller)

...
5-Steller  und 6-Steller  (gelegentlich  sogar  3-Steller  und 4-Steller)  sind  nicht  immer  weiter
untergliedert,  vielmehr  mit  dem  7-Steller  identisch.  Um  zu  vermeiden,  dass  gleiche
Ü berschriften mehrfach wiederholt werden und somit optisch stö ren, enthä lt die SEA in diesen
Fä llen  nur  die  siebenstellige  Nummer  (mit  der  jeweiligen  Zahl  an  Endnullen)  …“
(Hervorhebungen hinzugefü gt)

In  den  Tabellen  von  RBEG 2017-E  BT-Drs. 18/9984  (ab  Seite 36)  und  RBEG 2021-E  BT-
Drs. 19/22750  (ab  Seite 22)  werden  in  der  Spalte  „Code“  fast  immer  nur  Siebensteller
ausgewiesen.

Z.B.  wird  dort  als  „lfd.Nr. 1“  „0110 000  Nahrungsmittel“  (RBEG 2017-E  BT-Drs. 18/9984,
Seite 36)  bzw.  „lfd.Nr. 1“  „0110 000  Nahrungsmittel  einschl.  Milch“  (RBEG 2021-E,  BT-
Drs. 19/22750, Seite 22) angegeben.

Ausweislich der Definition SEA 2013, Seite 15 (siehe bereits oben) handelt es sich hier um einen
Siebensteller „0110 000“ mit einer „Zahl an Endnullen“ von vier, d.h. es handelt sich eigentlich
um einen „Dreisteller“ = eine „Gruppe“, die „nicht weiter untergliedert“ ist.

Ausweislich SEA 2013,  Seite 44 gibt  es  einen Dreisteller  mit dem Code „011“,  dieser hat  die
Bezeichnung „Nahrungsmittel“ (= RBEG 2017-E / ≠ RBEG 2021-E).

152 https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
153 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
154 Systematisches Verzeichnis der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte, Ausgabe 2013 

(SEA 2013), Statistisches Bundesamt    https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-
Haushalte/sea-2013.pdf?__blob=publicationFile

155 Ruhr-Universität Bochum „Forschungsauftrag Zb 1 – 04812-1/20, „Überprüfung der bestehenden und
Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen auf Basis der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 2008 – Endbericht – für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales“,  
Seite 148:„Aufgrund  von  Datenschutz-Auflagen  enthält  das  vom  Statistischen  Bundesamt  zur  
Verfügung gestellte  Scientific-Use-File  eine  80%-ige,  faktisch  anonymisierte  Stichprobe des  EVS.  
Mit diesem Datensatz wurden die gesamten, im Text der vorliegenden Studie dargestellten Analysen 
durchgeführt. (…)
Als  problematisch erweisen  sich  daher  die  im  Scientific-Use-File  enthaltenen  
Hochrechnungsfaktoren.  Hier bleibt  unklar,  ob es sich  um eigens an die Stichprobe angepasste  
Hochrechnungsfaktoren handelt  oder  um  eine  Skalierung  der  Hochrechnungsfaktoren  der  
vollständigen EVS. Die in Anhang der BT-Drs.     17/3404 ausgewiesenen Werte konnten daher nicht   
vollständig nachvollzogen werden. Da Haushalte am unteren Ende der Einkommensverteilung in der 
EVS überdies  unterrepräsentiert sind (vgl. Statistisches Bundesamt 2013: 35), haben sie zudem  ein 
vergleichsweise  hohes  Gewicht,  was  teilweise  zu  unplausiblen  Ergebnissen  führt (...)  und  die  
direkte Vergleichbarkeit der Referenzgruppen nach RBEG und den für die nachfolgenden Analysen  
zugrunde gelegten Vergleichsgruppen begrenzt.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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Bereits  auf  der  vorherigen  Seite 43 wird  ausgewiesen,  wie  der  „Dreisteller“  „011“  weiter
unterteilt ist:

Auf  den  folgenden  Seiten  werden  dazu  dann  weitere  Unterteilungen mit  Fü nfstellern,
Sechsstellern und Siebenstellern ausgewiesen.

Somit kann die Angabe im  RBEG mit „Siebenstellern“, z.B. „0110 000“,  nicht SEA-konform
sein, weil die „4     End-Nullen“ eine weitere Unterteilung ausschließen  , somit kann es lt. RBEG
die Code-Nummer z.B. „0114 606“ fü r „Buttermilch“ (siehe SEA 2013, Seite 49) gar nicht geben.
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Wie man der Tabelle von BT-Drs 19/22750 auf Seite 27 bei „lfd. Nr. 44“ entnehmen kann, ist
dem Gesetzgeber diese Thematik sehr wohl bewusst, denn dort werden als „Code“ die beiden
Viersteller „0731 – 0736“ „fremde Verkehrsdienstleistungen“ aufgefü hrt, d.h. (nur)  dort sind
die Ausgaben der weiteren darunter befindlichen Fü nfsteller, Sechssteller und Siebensteller mit
umfasst.156

Somit kann nur vermutet werden, was der Gesetzgeber denn gemeint haben könnte.

15. System mit Code-Nummern

In  RBEG 2017 und  RBEG 2021 werden weiterhin Code-Nummern mit  7 Stellen ausgewiesen,
obwohl das hier relevante Tagebuchschema des Haushaltsbuches auf 4-Stellern basiert157, d.h.
im  RBEG  werden  7-Steller ausgewiesen,  obwohl  7-Steller bei  der  EVS  gar  nicht  erhoben
wurden.

Zudem  weichen die vom BMAS ausgewiesenen Code-Nummern von der Code-Nummern-Liste
der SEA 98 bzw. SEA 2013 ab.

Siehe  dazu  bereits  „Deutscher  Bundestag,  Ausschussdrucksache  17(11)309“,  a.a.O.,
Seite 145ff.158

Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, EVS 2008, Seite 20:

„Das Tagebuchschema des HB basierte dagegen mit Ausnahme der Wohnausgaben auf dem
4-Steller der SEA-98.“159

156 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 27    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
157 Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, EVS 2008, Seite 20    

https://www.statistischebibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/
DEHeft_derivate_00010287/2152607089004.pdf

158 Deutscher Bundestag, Ausschussdrucksache 17(11)309    
http://webarchiv.bundestag.de/archive/2013/1212/bundestag/ausschuesse17/a11/anhoerungen/
2010/41_Sitzung/17_11_309.pdf

159 Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, EVS 2008, Seite 20
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16. Begründetes Subtraktions-Verfahren vs. Selektives Additions-Verfahren

16.1. Erklärung Begründetes Subtraktions-Verfahren

Um bei einem Begründeten Subtraktions-Verfahren eine Ausgabe-Position subtrahieren zu
kö nnen,  muss  festgelegt  werden,  von  welcher  „Gesamt-Summe“  diese  Ausgabe-Position
abgezogen (deshalb „Subtraktions-Verfahren“) werden soll.

Zudem  muss  definiert  werden,  welche  Ausgaben in  genau  dieser  ausgewählten  Ausgabe-
Position erfasst wurden.

Zudem muss  beziffert werden,  in genau welcher Hö he genau diese Ausgabe-Position  in der
Gesamt-Summe enthalten ist und begründet werden, weshalb genau diese Ausgabe-Position
in genau dieser Hö he nicht zur Deckung des Existenz-Minimums benötigt wird.

Eine derartige Bestimmung des Existenz-Minimums sehen RBEG 2017-E160 und RBEG 2021-E161

jedoch nicht vor.

Das  BVerfG162 hat  klargestellt,  dass  „Kürzungen“  der  bei  der  EVS  erhobenen  Ausgaben  nur
dann zulä ssig,  sind,  wenn bestimmte Bedingungen erfü llt  sind (Begründetes  Subtraktions-
Verfahren).

RBEG 2017 benennt und beziffert jedoch  keine „Kürzungen“, sondern verwendet stattdessen
ein  Selektives Additions-Verfahren, weshalb  nicht ersichtlich ist, welche „Kürzungen“ und
in welcher  Hö he  von  den Ausgaben der  EVS-Referenz-Haushalte  vorgenommen wurden,  die
Erklärungs-Lücke beläuft sich auf EUR 135,86163.

Gegenüber dem RBEG 2017 ist die Erklärungs-Lücke beim RBEG 2021 um über 18 % auf
nunmehr EUR 160,37 gestiegen.

160 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 ab Seite 36  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
161 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 ab Seite 22  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
162 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 171:  „Kürzungen  von  Ausgabepositionen in  den  Abteilungen  der  

Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  bedürfen  zu  ihrer  Rechtfertigung  einer  empirischen  
Grundlage. Der Gesetzgeber darf Ausgaben, welche die Referenzgruppe tätigt,  nur dann als nicht  
relevant  einstufen,  wenn feststeht,  dass  sie  anderweitig  gedeckt  werden oder zur Sicherung des  
Existenzminimums nicht notwendig sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

163 Berechnung: Summe Private Konsumausgaben EUR 903,55 minus 04 Wohnungsmieten, Energie und 
Wohnungsinstandhaltung  EUR 408,16  plus  regel-bedarfs-relevant  Abteilung  04  EUR 35,01  minus  
zugebilligter Regel-Bedarf RBEG 2017-E Seite 6 EUR 394,84 = Erklärungs-Lücke EUR 135,86
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16.2. Erklärung Selektives Additions-Verfahren

Um  bei  einem  Selektiven  Additions-Verfahren Ausgabe-Positionen  addieren zu  kö nnen,
mü ssen die entsprechenden Ausgabe-Positionen ausgewählt (deshalb „selektiv“) werden.

Zudem muss definiert werden, welche Ausgaben in der jeweils ausgewählten Ausgabe-Position
erfasst wurden.

Derartige Definitionen enthalten RBEG 2017-E164 und RBEG 2021-E165 jedoch nicht.

Stattdessen werden  verbale Beschreibungen verwendet, die mit ebenfalls  nicht definierten
Code-Nummern versehen sind.166 167

Es kann somit nur „vermutet“ werden, was der Gesetzgeber gemeint haben kö nnte.

Zur Bedeutung der Auswahl der Ausgabe-Positionen siehe nachfolgendes fiktives Beispiel168.

Lfd.
Nr

16.2.1. Beispiel-Rechnung Selektives Additions-Verfahren an fiktivem Beispiel
„Kommunikation“

1
Anzahl Referenz-Gruppe
erfasste Haushalte insgesamt 1.000

2

Tatsä chliche
Ausgaben fü r Kauf

des Produktes

Fü r die
Bestimmung des

Regel-Bedarfs
genutzter Wert

3
Erfasste

Haushalte

vorletzte Spalte
Durchschnittliche
Wertangabe der

jeweiligen
Haushalte

mit Angabe der
Code-Nr.

letzte Spalte
Durchschnittliche

Wertangabe
je Haushalt

4 Kommunikation   (Summe) 990 206,67 204,60

5
Mobilfunk insgesamt   
(Summe) 900 212,22 191,00

6
Mobilfunk im Inland getätigt   
(Summe) 900 146,67 132,00

7
Mobilfunk aus dem Inland ins 
Inland   (erfasst) 800 100 80,00

8
Mobilfunk aus dem Inland ins 
Ausland   (erfasst) 400 130 52,00

9
Mobilfunk aus dem Ausland   
(Summe) 320 184,38 59,00

10
Mobilfunk aus dem Ausland 
ins Inland   (erfasst) 300 160 48,00

11
Mobilfunk aus dem Ausland 
ins Ausland   (erfasst) 50 220 11,00

Quelle: fiktives Beispiel, eigene Vorgaben, eigene Berechnung
analog EVS-Auswertung ohne Hoch-Rechnungen

164 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 ab Seite 36  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
165 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 ab Seite 22  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
166 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 ab Seite 36  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
167 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 ab Seite 22  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
168 Dieses ist ein fiktives Beispiel, es dient nur zur Veranschaulichung der Berechnung. Derartig unterteilte

Ausgabe-Positionen werden bei der EVS nicht erhoben. Auf Hoch-Rechnungen wurde aus Gründen der
Nachvollziehbarkeit verzichtet.
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Fü r die Referenz-Gruppe wurden insgesamt 1.000 Haushalte erfasst („Anzahl Referenz-Gruppe
erfasste Haushalte insgesamt“, „Lfd.Nr 1“).

In  der  untersten  Zeile  („Lfd.Nr 11“)  wird  fü r  „Mobilfunk  aus  dem  Ausland  ins  Ausland“  die
Anzahl „erfasste Haushalte mit „50“ beziffert.

Diese  „50“ Haushalte  haben  fü r  „Mobilfunk  aus  dem  Ausland  ins  Ausland“  jeweils
durchschnittlich „EUR 220“ ausgegeben, was in „vorletzte Spalte Durchschnittliche Wertangabe
der jeweiligen Haushalte mit Angabe der Code-Nr.“ ausgewiesen wird.

Der  Verkäufer  von  „Mobilfunk  aus  dem  Ausland  ins  Ausland“  hat  somit
50 Haushalte X durchschnittlich EUR 220 eingenommen, somit insgesamt EUR 11.000.

Wer wissen will, wieviel Umsatz im Erhebungs-Zeitraum mit „Mobilfunk aus dem Ausland ins
Ausland“ gemacht wurde, wird in der EVS fü ndig.

Käufer dieses Produktes kauften dieses Produkt fü r durchschnittlich „EUR 220“, daran kann man
z.B. sehen, ob diese Käufer ein „lohnender Markt“ sein kö nnten bzw. ob in der Vergangenheit
mehr oder weniger ausgegeben wurde (z.B. Ausgaben fü r Rö hren-Fernseher sinken, Ausgaben
fü r Flach-Bildschirme steigen).

Wieviele  dieser  „50“ Haushalte  mehr  oder  weniger  als  den  Durchschnitts-Wert  („EUR 220“)
ausgegeben haben, kann man an dieser EVS-Auswertung aber nicht erkennen.

Um zu sehen,  ob das Produkt  „Mobilfunk aus dem Ausland ins Ausland“ fü r  diese Referenz-
Gruppe ü berhaupt wichtig ist, werden die erfassten tatsä chlichen Ausgaben aus der vorletzten
Spalte  auf  alle Haushalte  der  Referenz-Gruppe  verteilt,  also  auch  auf  diejenigen,  die  dieses
Produkt gar nicht gekauft haben.

Somit  werden  die  Gesamt-Ausgaben  (50 Haushalte X durchschnittlich EUR 220=) EUR 11.000
durch  die  Gesamt-Anzahl  der  Referenz-Haushalte  geteilt,  somit  EUR 11.000  geteilt  durch
1.000 = EUR 11,00 und dieser Wert wird in der letzten Spalte ausgewiesen.

Um  die  tatsä chlichen  Ausgaben  fü r  „Mobilfunk  aus  dem  Ausland  ins  Ausland“  in  Hö he  von
EUR 220  tatsächlich (zumindest durchschnittlich)  decken zu können,  wird der Wert in der
vorletzten Spalte (EUR 220)  benötigt,  weil  nur dieser die  tatsächlichen durchschnittlichen
Ausgaben beziffert.

Nimmt man stattdessen den Wert in der  letzten Spalte, erhä lt man lediglich „EUR 11,00“ zur
Deckung von tatsächlichen Kosten in Hö he von „EUR 220“.

Wenn der  Gesetzgeber  entscheidet  „Mobilfunk aus dem Ausland ins Ausland“  wä re  Teil  des
Existenz-Minimums,  muss  er  somit  den  Wert in  der  vorletzten Spalte  als  Regel-Bedarf
gewähren.

Gewährt der Gesetzgeber stattdessen den Wert in der  letzten Spalte, nimmt der Gesetzgeber
wissentlich  und  willentlich  eine  Unter-Deckung des  von  ihm  selbst  bestimmten  Existenz-
Minimums in Kauf.

In diesem fiktiven Beispiel beträ gt die Unter-Deckung EUR 220 (tatsä chliche Ausgaben) minus
EUR 11,00 (zugebilligter Regel-Bedarf) gleich EUR 209.

In  RBEG 2017  greift  der  Gesetzgeber  jedoch  nur  fü r  die  Ausgaben  fü r
„Kommunikationsdienstleistungen – Doppelflatrate Festnetztelefon und Internet (Kombipaket)“
auf den Wert in der vorletzten Spalte zurü ck, alle anderen Positionen im Regel-Bedarf stammen
aus der letzten Spalte.169

169 Sofern solche Angaben in der Sonder-Auswertung nicht vorhanden sind, wird ein Wert für die letzte 
Spalte in der Begründung des RBEG 2017-E errechnet.
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Während  im  RBEG 2017  die  Position  „Kommunikationsdienstleistungen  –  Doppelflatrate
Festnetztelefon  und  Internet  (Kombipaket)“  als  einzige Position  ü berhaupt  in  Hö he  der
tatsä chlich erfassten durchschnittlichen Ausgaben in den Regel-Bedarf gekommen ist170, hat der
Gesetzgeber  im  RBEG 2021  diese  Sonder-Behandlung  wieder  aufgegeben171,  ohne diesen
bedeutsamen Wechsel der Berechnungs-Basis kenntlich zu machen oder sogar zu begrü nden.

Dem Gesetzgeber  ist  somit  bekannt,  dass  der von ihm zugebilligte  Regel-Bedarf  nicht
ausreicht,  um  die  tatsächlichen  Ausgaben  der  vom  ihm  selbst  als  Existenz-Minimum
zugebilligten Ausgabe-Positionen zu decken.

Das Verhalten des Gesetzgebers ist somit widersprü chlich.

16.2.2. Auswahl der anerkannten Zeile

In diesem fiktiven Beispiel stehen die erfassten Ausgabe-Positionen „Mobilfunk aus dem Inland
ins Inland (erfasst)“ in Zeile „Lfd.Nr 7“, „Mobilfunk aus dem Inland ins Ausland (erfasst)“ in Zeile
„Lfd.Nr 8“, „Mobilfunk aus dem Ausland ins Inland (erfasst)“ in Zeile „Lfd.Nr 10“, und „Mobilfunk
aus dem Ausland ins Ausland (erfasst)“ in Zeile „Lfd.Nr 11“ zur Verfü gung.

Aus  diesen  erfassten  Positionen  (errechneter  Durchschnitt  aus  den  tatsä chlichen Ausgaben)
werden Summen errechnet, hier: „Kommunikation“ in Zeile „Lfd.Nr 4“, „Mobilfunk insgesamt“ in
Zeile  „Lfd.Nr 5“,  „Mobilfunk  im  Inland  getä tigt“  in  Zeile  „Lfd.Nr 6“  und  „Mobilfunk  aus  dem
Ausland getä tigt“ in Zeile „Lfd.Nr 9“.

Fü r  „Kommunikation“  in Zeile  „Lfd.Nr 4“  wird  die  Anzahl  der „erfasste  Haushalte“  in der  so
bezeichneten Spalte mit „990“ beziffert.

Somit  haben  in  der  Referenz-Gruppe  mit  insgesamt  „1.000“ Haushalten  lediglich
„990“ Haushalte tatsä chlich derartige Ausgaben angegeben, d.h.  die Differenz  „10“ Haushalte
hatte keine derartigen Ausgaben, weshalb der Wert in der vorletzten Spalte (EUR 206,67“) in
der letzten Spalte auf EUR 204,60 sinkt.

Von diesen „990“ Haushalten bei  „Kommunikation“ hatten nur „900“ Haushalte Ausgaben fü r
„Mobilfunk insgesamt“ in Zeile „Lfd.Nr 5“.

Die Differenz „990“ minus „900“ = 90 Haushalte,  hatte  zwar Ausgaben fü r  „Kommunikation“,
aber nicht fü r „Mobilfunk“, z.B. weil sie nur Ausgaben fü r Fest-Netz-Telefonie (falls „Fest-Netz-
Telefonie“ unter „Kommunikation“ gehö rt, was hier im Beispiel aber nicht erkennbar ist) hatten
oder gar nicht telefonierten.

Es kann somit nur „vermutet“ werden, wofü r Ausgaben angefallen sein kö nnten und  weshalb
diese nicht regel-bedarfs-relevant sein kö nnten.

Alle „900“ Haushalte aus Zeile „Lfd.Nr 5“ hatten Ausgaben fü r „Mobilfunk im Inland getä tigt“ in
Zeile „Lfd.Nr 6“.

„Mobilfunk im Inland getä tigt“ in Zeile „Lfd.Nr 6“ umfasst „Mobilfunk aus dem Inland ins Inland
(erfasst)“  in  Zeile  „Lfd.Nr 7“  und „Mobilfunk  aus  dem  Inland  ins  Ausland  (erfasst)“  in  Zeile
„Lfd.Nr 8“.

Referenz-Haushalte  kö nnen  Ausgaben  gleichzeitig  in  allen diesen  erfassten  Ausgabe-
Positionen  haben,  also  sowohl  in  Deutschland  Deutschland-Gesprä che,  von  Deutschland  aus
Auslands-Gesprä che,  im Ausland telefonierend Gesprä che  nach Deutschland und im Ausland
telefonierend reine Auslands-Gesprä che gefü hrt haben.

Sollen die gesamten tatsächlich erfassten Ausgaben in den Regel-Bedarf kommen, findet sich
der  dafü r  notwendige  Wert  in  der  Zeile  fü r  „Kommunikation“  in  Zeile  „Lfd.Nr 4“,  in  der
vorletzten Spalte, somit EUR 206,67.

170 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 43  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
171 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 29  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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Der  Gesetzgeber  will so  etwas  aber  nicht,  sondern  es  soll  stattdessen  nur  ein  Teil  der
tatsächlich erfassten Ausgaben in den Regel-Bedarf kommen.

In dem vorliegenden fiktiven Beispiel kö nnte z.B. argumentiert werden, das der Regel-Bedarf
nur solchen Personen zu gewähren ist, die sich im Inland auch tatsä chlich aufhalten, demzufolge
kö nnten  Ausgaben  fü r  „Mobilfunk  aus  dem  Ausland getä tigt“  bei  diesen Personen  gar  nicht
anfallen.

Aus  den  im  Rahmen  der  EVS  verö ffentlichten  Daten  wä re  aber  nicht  ersichtlich,  ob  die
Gesprä che  von „Mobilfunk aus dem Ausland“ tatsä chlich  entfallen wä ren,  wenn die  dortigen
Referenz-Personen  stattdessen  im  Inland  gewesen  wä ren  und  welche  Kosten  dann  dafü r
stattdessen angefallen wä ren.

Ausgaben fü r „Mobilfunk aus dem Ausland getä tigt“ sind in den Summen „Mobilfunk insgesamt“
in  Zeile  „Lfd.Nr 5  und  „Kommunikation“  in  Zeile  „Lfd.Nr 4“  enthalten,  mü ssten  dort  somit
gegebenenfalls „entfernt“ werden.

Fü r  „Mobilfunk  insgesamt“  in  Zeile  „Lfd.Nr 5  sind  in  der  vorletzten  Spalte „EUR 212,22“
ausgewiesen, fü r „Mobilfunk aus dem Ausland getä tigt“ in Zeile „Lfd.Nr 9“ EUR 184,38.

Werden  die  EUR 184,38  (aus  dem  Ausland  getä tigt,  „Lfd.Nr 9“)  von  den  „EUR 212,22“
(„Mobilfunk insgesamt“ „Lfd.Nr 5) abgezogen, verbleiben lediglich EUR 27,84 fü r Mobilfunk im
Inland.

Mit  den  Werten  aus  der  letzten  Spalte ergibt  sich  ein  Abzug  in  Hö he  von  EUR 59,00  von
EUR 191,00, weshalb stattdessen  EUR 132,00 verbleiben (= dem Spalten-Wert fü r „Mobilfunk
im Inland getä tigt“ in Zeile „Lfd.Nr 6“).

Im  Beispiel  besteht  „Mobilfunk  im  Inland  getä tigt“  in  Zeile  „Lfd.Nr 6“  nur  aus  der
Zusammenfassung der Ausgaben von „Mobilfunk aus dem Inland ins Inland (erfasst)“ in Zeile
„Lfd.Nr 7“ und „Mobilfunk aus dem Inland ins Ausland (erfasst)“ in Zeile „Lfd.Nr 8“.

Die Ausgaben der letzten Spalte von Zeile „Lfd.Nr 7“ und Zeile „Lfd.Nr 8“ summieren sich zum
Wert in Zeile „Lfd.Nr 6“, eine Differenz besteht nicht.

Sofern die Ausgaben fü r „Mobilfunk im Inland getä tigt“ in Zeile „Lfd.Nr 6“ in den Regel-Bedarf
sollen, kann im RBEG somit „Mobilfunk im Inland getä tigt“ Zeile „Lfd.Nr 6“ angegeben werden.

Wird  stattdessen  „Mobilfunk  aus  dem  Inland  ins  Inland  (erfasst)“  Zeile  „Lfd.Nr 7“  und
„Mobilfunk aus dem Inland ins Ausland (erfasst)“ Zeile „Lfd.Nr 8“ angegeben, kann es sein, dass -
wie  hier  im fiktiven Beispiel  -  keine Ausgaben fehlen,  aber  es  kann genauso  gut  sein,  dass
Ausgaben fü r z.B. die Position „Satelliten-Kommunikation Flatrate“ fehlen.

Wenn der Gesetzgeber „Satelliten-Kommunikation Flatrate“ im RBEG nicht benennt, kann das
Fehlen dieser Ausgaben nur schwerlich bemerkt werden.

Der Regel-Bedarf wä re deshalb dann nicht nachvollziehbar und nicht transparent.

In diesem fiktiven Beispiel wird fü r „Kommunikation“ in Zeile „Lfd.Nr 4“ die Anzahl der „erfasste
Haushalte“ mit „990“ beziffert, davon wird nur fü r „900“ Haushalte mit Ausgaben fü r „Mobilfunk
insgesamt“ in Zeile „Lfd.Nr 5“ erklä rt, welche Ausgaben angefallen sind.

Fü r 90 Haushalte der Referenz-Gruppe, somit 9 %  fehlen jedoch  Angaben zu ihren Ausgaben
und weshalb diese nicht regel-bedarfs-relevant sind.

Sofern der Gesetzgeber entscheidet (nur) „Mobilfunk im Inland getä tigt“ in Zeile „Lfd.Nr 6“ sei
das Existenz-Minimum, dann hat der Gesetzgeber somit auch die tatsächlichen Kosten dafü r zu
ü bernehmen.

Werden  bei  der  Gewährung  von  Pauschal-Leistungen  - wie  dem  Regel-Bedarf -  nur
durchschnittliche  Ausgaben  berü cksichtigt,  finden  sich  diese  in  der  vorletzten  Spalte  und
dieser  Wert  ist  in  voller  Höhe in  den  Regel-Bedarf einzustellen,  sofern  er  zu  100 %
anerkannt wird.
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Nicht sachgerechte Ergebnisse kö nnten nur dadurch entstehen, dass die EVS-Ausgaben in zu
viele  Unterpositionen  zerteilt  werden,  deren  Addition  dann  hö here  Beträ ge  ergibt  als  die
hö chste Hierarchie-Ebene (hier: EVS-Abteilung) hat.

Ist nach dem Ausschluss von einzelnen Ausgabe-Positionen das Gesamt-Ergebnis der Addition
der verbliebenen Einzel-Positionen höher als die Summe aus der etwas „  entfernt  “   werden soll,
erscheint der Ausschluss wenig zielfü hrend.

16.3. Erklärung Angaben in vorletzter Spalte bzw. letzter Spalte

16.3.1. Fiktives Fall-Beispiel

Es erfolgt  eine  EVS-Erhebung  bei  der  kompletten  Bevö lkerung  von  100.000.000 Haushalten,
deshalb mü ssen die Ergebnisse nicht hochgerechnet werden.

Der Gesetzgeber mö chte bei der Befragung auch wissen, wie hoch die Ausgaben der Referenz-
Haushalte  fü r  das  Produkt  „Wertpapier-das-dich-ewig-reich-macht“  im  Erhebungs-Zeitraum
war:

Das Ergebnis dieser EVS ist wie folgt:

Lfd.
Nr

16.3.2. Tabelle Fiktives Beispiel: Ergebnis EVS „Wertpapier-das-dich-ewig-reich-
macht“

1
Anzahl Referenz-Gruppe
erfasste Haushalte insgesamt 100.000.000

2

Tatsä chliche
Ausgaben fü r Kauf

des Produktes

Fü r die
Bestimmung des

Regel-Bedarfs
genutzter Wert

3
Erfasste

Haushalte

vorletzte Spalte
Durchschnittliche
Wertangabe der

jeweiligen
Haushalte

mit Angabe der
Code-Nr.

letzte Spalte
Durchschnittliche

Wertangabe
je Haushalt

4
„Wertpapier-das-dich-ewig-
reich-macht“ 1 100.000.000 1,00

Quelle: eigene Vorgabe, eigene Berechnung, Berechnung nach Vorgabe Selektives Additions-
Verfahren aus RBEG 2017-E und RBEG 2021-E jedoch ohne Hoch-Rechnungen

Ausweislich dieser EVS-Auswertung hat im Erhebungs-Zeitraum nur ein einziger Haushalt das
Produkt „Wertpapier-das-dich-ewig-reich-macht“ ü berhaupt gekauft.

Die dafü r angefallenen Ausgaben für diesen einen Käufer betrugen ausweislich der vorletzten
Spalte EUR 100.000.000.

Diese  tatsächlichen Ausgaben  werden  auf  alle  100.000.000 Referenz-Haushalte  verteilt,
weshalb  in  der  letzten Spalte  als  Ergebnis  der  Berechnung
EUR 100.000.000 X 1 Haushalt / 100.000.000 Haushalte  insgesamt  = EUR 1,00 ausgewiesen
wird.

Nach  dem  Modus  des  RBEG 2017-E  und  RBEG 2021-E  wü rde  dann,  wenn  das  Produkt
„Wertpapier-das-dich-ewig-reich-macht“ als regel-bedarfs-relevant eingestuft wü rde, der Wert
aus der letzten Spalte, somit EUR 1,00, in den Regel-Bedarf kommen.

Dieser  EUR 1,00 wäre nach Ansicht des RBEG-Gesetzgebers ausreichend, um das  von ihm
als regel-bedarfs-relevant eingestufte Produkt damit in der üblichen Menge und den üblichen
Preisen tatsächlich zu kaufen.
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Das  dieses  Wertpapier  in  der  kleinsten  Stü ckelung  EUR 200 kostet  und  der  hier  erhobene
einzige Käufer mit den EUR 100.000.000 den gesamten ü berhaupt kaufbaren Bestand aufgekauft
und damit vom Markt genommen hat, ist aus der EVS nicht ersichtlich.

Somit ist es tatsä chlich  gar nicht möglich,  dieses Produkt überhaupt noch zu kaufen und
falls doch,  nur  zu hö heren Preisen als  hier erhoben,  denn warum sollte  der Monopolist  mit
Verlust verkaufen?

Diese  „Nicht-Mehr-Verfügbarkeit“  des  erfassten  Produktes  tritt  regelmäßig  bei  „Aktions-
Ware“ auf.

Hingegen  behauptet  der  Gesetzgeber,  der  „Bedarf“  an  diesem  Produkt  sei  ja  dadurch
gedeckt, dass der Leistungs-Berechtigte EUR 1,00 erhält.

Nach diesem Prinzip „funktioniert“ Regel-Bedarf gemäß RBEG 2017 und RBEG 2021.

Das  Selektive  Additions-Verfahren läßt  mit  den EVS-Daten eine  Bewilligung  somit  nur in
Hö he von entweder EUR 100.000.000 oder EUR 1,00 zu, weil es für Werte dazwischen keine
empirischen Nachweise gibt.

Werden  weder  EUR 100.000.000,  noch  EUR 1,00  fü r  den  Regel-Bedarf  als
zumutbar / geeignet / verfassungskonform eingestuft,  dü rfte  Selektives Additions-Verfahren
grundsä tzlich ungeeignet zur Bestimmung des Existenz-Minimums sein.172

172 Als Alternative steht das Begründete Subtraktions-Verfahren zur Verfügung, dass vom BVerfG 
bereits als grundsätzlich zulässig eingestuft wurde, BVerfG 1 BvL 1/09
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17. EVS Daten-Erfassung und Bearbeitung

Bei einer EVS werden u.a. Einnahmen und Ausgaben privater Haushalte durch Fragebö gen (hier:
„Haushaltsbuch“) erhoben, diese Daten aufbereitet und ausgewertet.173

Die dabei erfassten Haushalte reprä sentieren das Ausgabe-Verhalten einer Gruppe von (an der
Befragung nicht teilnehmenden) Haushalten, dazu mü ssen die Ausgaben der erfassten Haushalte
nach mathematischen Schlü sseln „hoch-gerechnet“ werden.

So ein Schlü ssel muss tendenziell fü r jeden erfassten Haushalt individuell festgelegt werden und
er wird nicht verö ffentlicht, weshalb eine Ü berprü fung der diesbezü glichen Behauptungen des
Statistischen Bundesamtes zu den Ausgaben nicht mö glich ist.

Auch die vom BMAS beauftragte Ruhr-Universitä t Bochum hat einen derartigen Datensatz nicht
erhalten.174

Da die Hoch-Rechnungs-Schlü ssel fü r die jeweiligen Haushalte unterschiedlich sind, kann durch
die  Reduzierung der Zahl der  erfassten Haushalte die Zahl der  hochgerechneten Haushalte
sinken oder steigen.

Die  Anschreibe-Zeit  bei  der  EVS beträ gt  lediglich  3 Monate,  weshalb die  Wahrscheinlichkeit,
dass ausgerechnet in dieser Zeit z.B. Elektro-Großgerä te („Weiße Ware“) gekauft werden, gering
ist.175

Fü r die Festlegung des Regel-Bedarfs im SGB II / SGB XII / AsylbLG wird auf „arme“ Haushalte
abgestellt,  somit  Haushalte,  die  noch  seltener  „hoch-preisige“  /  „langlebige“  Gerä te  kaufen
(kö nnen).

173 Einzelheiten siehe: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, Aufgabe, Methode und Durchführung, 
Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, erschienen am 26.03.2013

174 Ruhr-Universität Bochum „Forschungsauftrag Zb 1 – 04812-1/20, „Überprüfung der bestehenden und 
Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen auf Basis der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 2008 – Endbericht – für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales“, 
Seite 148:„Aufgrund von Datenschutz-Auflagen enthält das vom Statistischen Bundesamt zur 
Verfügung gestellte Scientific-Use-File eine 80%-ige, faktisch anonymisierte Stichprobe des EVS. 
Mit diesem Datensatz wurden die gesamten, im Text der vorliegenden Studie dargestellten Analysen 
durchgeführt. (…) (Hervorhebung hinzugefügt)
Als  problematisch erweisen  sich  daher  die  im  Scientific-Use-File  enthaltenen  
Hochrechnungsfaktoren.  Hier bleibt  unklar,  ob es sich  um eigens an die Stichprobe angepasste  
Hochrechnungsfaktoren handelt  oder  um  eine  Skalierung  der  Hochrechnungsfaktoren  der  
vollständigen EVS. Die in Anhang der BT-Drs.     17/3404 ausgewiesenen Werte konnten daher nicht   
vollständig nachvollzogen werden. Da Haushalte am unteren Ende der Einkommensverteilung in der 
EVS überdies  unterrepräsentiert sind (vgl. Statistisches Bundesamt 2013: 35), haben sie zudem  ein 
vergleichsweise  hohes  Gewicht,  was  teilweise  zu  unplausiblen  Ergebnissen  führt (...)  und  die  
direkte Vergleichbarkeit der Referenzgruppen nach RBEG und den für die nachfolgenden Analysen  
zugrunde gelegten Vergleichsgruppen begrenzt.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

175 „Langlebige und hochwertige Gebrauchsgüter (z.B. Kücheneinrichtungen, Autos, Fernsehgeräte) haben
eine gewisse Ähnlichkeit mit den Investitionsgütern der Wirtschaft; für ihre Finanzierung müssen im 
Allgemeinen  besondere  Maßnahmen getroffen werden (Sparen,  Ratenkredite).  Ersatzbeschaffungen  
können bei solchen Waren hinausgeschoben werden, ohne dass dadurch die Versorgung des Haushalts 
wesentlich beeinträchtigt wird. Langlebige Güter werden nicht mit der gleichen Regelmäßigkeit gekauft
wie viele Waren von kürzerer Lebensdauer und geringerem Wert.“ Statistisches Bundesamt, SEA 2013,
Seite 13  https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2013.pdf?
__blob=publicationFile
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18. Sind EVS-Teilnehmer überhaupt „repräsentativ“?

„Die sinkende Quotenerfüllung bei tagebuchgestützten Haushaltserhebungen wie der EVS
sowie  die  zum  Teil  geringen  Responseraten beim  Mikrozensus für  Merkmale  ohne
Auskunftspflicht beeinträchtigen die Datenqualität dieser Erhebungen.“176

Wenn  „freiwillige“  Angaben  bei  einer  Zwangs-Befragung  wie  dem  Mikrozensus kaum
beantwortet werden, was fü r ein Personen-Kreis meldet sich denn dann „freiwillig“ zu einer
reinen Freiwilligen-Befragung wie der EVS?

Warum beantworten „Arme“ lieber die Fragen fü r Heft 1177, also Fragen zu „Ausstattung privater
Haushalte  mit  ausgewählten Gebrauchsgü tern“,  verweigern aber  über  zu  mehr als  einem
Drittel die Angaben fü r Heft 4178,  also den „normalen“  Haushalts-Ausgaben für den Regel-
Bedarf?

Im  Durchschnitt  reprä sentierte  in  der  EVS 2013  bei  „Haushalte  insgesamt“  1 erfasster
Haushalt  735 hochgerechnete  Haushalte179,  bei  „Haushalte  mit  einem  Haushalts-Netto-
Einkommen  unter  EUR 900“  reprä sentiert  1 erfasster  Haushalt  1.101 hochgerechnete
Haushalte180.

18.1. Verlust von EVS-Referenz-Haushalten

Verlust von Haushalten, die zwar an der EVS teilgenommen haben, deren Haushaltsbuch aber
nicht in die Auswertung fü r den Regel-Bedarf eingeflossen ist.

Dieses kö nnte daran liegen, dass Referenz-Haushalte zwar am Jahres-Beginn des Erhebungs-
Jahres noch Angaben gemacht, aber im Laufe dieses Jahres das Interesse verloren haben und in
ihrem Anschreibe-Quartal nicht mehr mitmachen.

Es werden zwar Teilnehmer nachrekrutiert181, doch ist dieses dann nicht mehr mö glich, wenn
die Erhebungs-Zeit bereits verstrichen ist.

176 Nelli  Krüger, Massnahmen zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft  an Haushaltserhebungen der  
amtlichen  Statistik,  Statistisches  Bundesamt  |  WISTA  |  4  |  2019,  Seite 61    
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2019/04/massnahmen-
steigerung-teilnahmebereitschaft-042019.pdf?__blob=publicationFile  (Hervorhebungen  hinzugefügt) 
(abgerufen am 09.02.2022)

177 Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15 Heft 1,  Wirtschaftsrechnungen,  Einkommens-  und  
Verbrauchsstichprobe,  Ausstattung privater Haushalte mit  ausgewählten Gebrauchsgütern,  2013,  
Erschienen  am  29. Oktober 2013,  korrigiert  am  27.03.2014  (Hervorhebungen  hinzugefügt)     
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00022536

178 Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15 Heft 4,  Wirtschaftsrechnungen,  Einkommens-  und  
Verbrauchsstichprobe,  Einnahmen  und  Ausgaben  privater  Haushalte,  2013,  Erschienen  am  
6. Oktober 2015  (Hervorhebungen  hinzugefügt)     
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00035338

179 siehe Tabelle „Verluste an Haushalte insgesamt von Fachserie 15, Heft 1 zu Fachserie 15, Heft 4“, in 
Zeile „Heft 4“, Spalte „Faktor“

180 Siehe Tabelle „Haushalte mit einem Haushalts-Netto-Einkommen von bis unter EUR 900“, Zeile 
„Heft 4“, Spalte „Faktor“

181 „Noch  bis Mitte September 2018 können sich interessierte Haushalte unter www.evs2018.de für die  
Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  (EVS)  anmelden,  um  im  vierten Quartal 2018 ein  
Haushaltsbuch zu führen.“ Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 291 vom 8. August 2018    
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/08/PD18_291_632.html (Hervorhebungen  
hinzugefügt) (abgerufen am 09.02.2022)
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Nehmen  bereits  rekrutierte  Haushalte  dann  dennoch  nicht  an  der  Erhebung  teil  (= EVS-
Fragebogen  kann  nicht  ausgewertet  werden),  verändert  sich  dadurch  auch  die  (geplante)
Gewichtung  jedes  einzelnen  der  dennoch  ausgewerteten  Erhebungs-Fragebö gen  (in  den
nachfolgenden  Tabellen  in  der  Spalte  „Faktor“)  bei  den  Hoch-Rechnungen  der  jeweiligen
Ausgaben.

Bei ä rmeren Haushalten (somit die vorliegend einzig relevante Referenz-Gruppen) sind diese
Verluste besonders hoch.

Als Folge hat jeder einzelne Fragebogen eines  armen Teilnehmers ein  höheres Gewicht und
damit  eine  größere  Auswirkung auf  die  Hö he  des  errechneten  Ergebnisses  als  dieses  bei
reicheren Teilnehmern der Fall ist.

„Wurde die Ist-Soll-Quote bei der zweiten EVS im Jahr 1969 noch zu rund 90 % erfüllt, ist sie
seit  den 1980er-Jahren mit Ausnahme der EVS 1998 sukzessive gesunken und lag bei  der
EVS 2013 bei 67 %. (...) Während die Abbruchrate bei der EVS 2008 bei 24 % lag, stieg sie
bei der EVS 2013 auf 27 %. Für die EVS 2018 steht die Abbruchrate der zeit noch nicht fest.
Es zeigte sich jedoch bereits  während der Erhebungsphase eine vergleichsweise negative
Entwicklung, sodass mit einer höheren Abbruchrate als 2013 gerechnet wird.“182

„Die  Geldprämie wurde  insbesondere  von  Haushalten  im unteren  Einkommensbereich
und von Haushalten mit Kindern als  wichtiger Teilnahmegrund genannt. Hinzu kommt,
dass auch die Abbruchrate bei der EVS nicht bei allen Haushalten gleich ausfällt. Haushalte
mit Kindern, mit geringem Einkommen, von Nichterwerbstätigen (ausgenommen Personen
im Ruhestand),  Landwirtinnen und Landwirten sowie von Selbstständigen wiesen bei  der
EVS 2013 mit rund 30 bis 40 % überdurchschnittlich hohe Abbruchraten auf.“183

Es sollte zu denken geben, wenn „Haushalte mit niedrigem Einkommen“ trotz dann doch wohl
relativ hoher Geld-Prämie trotzdem nicht mehr mitmachen.

„Die  Verkürzung  der  Anschreibedauer  zur  EVS 1998  war  auch  mit  einer  veränderten
Anschreibung  der  Ausgaben  verbunden.  Vor  1998 wurden  ausgewählte  Ausgaben,  zum
Beispiel  für  Wohnen,  Energie,  Bekleidung  und  Möbel,  während  des  gesamten  Jahres
erhoben.  Ausgaben  für  Nahrungsmittel,  Getränke  und  Tabakwaren  sowie  weitere
regelmäßig getätigte Ausgaben wurden hingegen  nur für einen Monat erfasst.  Ab 1998
wurden alle Ausgaben für einen Zeitraum von drei Monaten erfasst.“184

Was immer der Deutsche Verein somit 1989 mit EVS-Daten185 berechnet haben kö nnte, beruht
auf einer inzwischen geänderten Anschreibe-Methode.

182 Nelli  Krüger, Massnahmen zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft  an Haushaltserhebungen der  
amtlichen  Statistik,  Statistisches  Bundesamt  |  WISTA  |  4  |  2019,  Seite 56    
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2019/04/massnahmen-
steigerung-teilnahmebereitschaft-042019.pdf?__blob=publicationFile  (Hervorhebungen  hinzugefügt) 
(abgerufen am 09.02.2022)

183 Nelli  Krüger, Massnahmen zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft  an Haushaltserhebungen der  
amtlichen  Statistik,  Statistisches  Bundesamt  |  WISTA  |  4  |  2019,  Seite 59    
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2019/04/massnahmen-
steigerung-teilnahmebereitschaft-042019.pdf?__blob=publicationFile  (Hervorhebungen  hinzugefügt) 
(abgerufen am 09.02.2022)

184 Nelli  Krüger, Massnahmen zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft  an Haushaltserhebungen der  
amtlichen  Statistik,  Statistisches  Bundesamt  |  WISTA  |  4  |  2019,  Seite 61    
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2019/04/massnahmen-
steigerung-teilnahmebereitschaft-042019.pdf?__blob=publicationFile  (Hervorhebungen  hinzugefügt) 
(abgerufen am 09.02.2022)

185 EVS 1983
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„Die sinkende Quotenerfüllung bei tagebuchgestützten Haushaltserhebungen wie der EVS
sowie  die  zum  Teil  geringen  Responseraten beim  Mikrozensus für  Merkmale  ohne
Auskunftspflicht beeinträchtigen die Datenqualität dieser Erhebungen.“186

18.1.1. Verluste an EVS-2013-Ein-Personen-Haushalten

von EVS 2013 Fachserie 15, Heft 1 zu Fachserie 15, Heft 4:

erfasst hochgerechnet Faktor

Heft 1 Alleinlebende, Männer 7.381 6.320.000 856

Heft 4 Alleinlebende, Männer 6.510 5.889.000 906

Differenz Alleinlebende, Männer -871 -431.000 495

871 erfasste Haushalte = 11,8 % fehlen

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte  Alleinlebende,  Männer,  in Hö he von 431.000
Haushalten entspricht der ca. 7-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-Haushalte.

erfasst hochgerechnet Faktor

Heft 1 Alleinlebende, Frauen 11.840 9.767.000 825

Heft 4 Alleinlebende, Frauen 11.241 10.135.000 902

Differenz Alleinlebende, Frauen -599 368.000 614

599 erfasste Haushalte = 5,1 % fehlen

Obwohl die Anzahl der erfassten Ein-Personen-Haushalte von Alleinlebende, Frauen, um 599
gesunken ist, ist die Anzahl der hochgerechneten Haushalte um 368.000 gestiegen.

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte in Hö he von 368.000 Haushalten entspricht der ca.
6-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-Haushalte.

18.1.2. Verluste an EVS-2013-Haushalten nach Haushalts-Netto-Einkommen (HNE)

von EVS 2013 Fachserie 15, Heft 1 zu Fachserie 15, Heft 4:

18.1.3. 41,2     %   Verlust  der  EVS-2013-Haushalte  mit  einem  HNE  von  bis  unter
EUR 900

erfasst hochgerechnet Faktor

Heft 1 Netto unter EUR 900 4.534 4.893.000 1.079

Heft 4 Netto unter EUR 900 2.666 2.935.000 1.101

Differenz Netto unter EUR 900 -1.868 -1.958.000 1.048

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte,  Netto unter EUR 900,  in Hö he von 1.958.000
Haushalten entspricht der ca. 33-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-Haushalte.

In der Gruppe mit einem Haushalts-Netto-Einkommen von bis unter EUR     900   ist die Anzahl der
erfassten EVS-2013-Referenz-Haushalte zwischen EVS 2013 Fachserie 15,  Heft 1 zu EVS 2013
Fachserie 15, Heft 4 um 1.868 Haushalte = 41,2     % gesunken  .

186 Nelli  Krüger, Massnahmen zur Steigerung der Teilnahmebereitschaft  an Haushaltserhebungen der  
amtlichen  Statistik,  Statistisches  Bundesamt  |  WISTA  |  4  |  2019,  Seite 61    
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2019/04/massnahmen-
steigerung-teilnahmebereitschaft-042019.pdf?__blob=publicationFile  (Hervorhebungen  hinzugefügt) 
(abgerufen am 09.02.2022)
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18.1.4. 33,5     %   Verlust  der EVS-2013-Haushalte mit  einem HNE von EUR 900 bis
unter EUR 1.300

erfasst hochgerechnet Faktor

Heft 1 Netto EUR 900 bis unter EUR 1.300 5.675 5.634.000 993

Heft 4 Netto EUR 900 bis unter EUR 1.300 3.773 4.042.000 1.071

Differenz Netto EUR 900 bis unter EUR 1.300 -1.902 -1.592.000 837

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte,  Netto EUR 900 bis unter EUR 1.300,  in Hö he
von 1.592.000 Haushalten entspricht der ca. 27-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-
Haushalte.

In der Gruppe mit einem Haushalts-Netto-Einkommen  von EUR     900 bis unter EUR     1.300   ist
die Anzahl der erfassten EVS-2013-Referenz-Haushalte zwischen EVS 2013 Fachserie 15, Heft 1
zu EVS 2013 Fachserie 15, Heft 4 um 1.902 Haushalte = 33,5     % gesunken  .

18.1.5. 10,5     %   Verlust der EVS-2013-Haushalte insgesamt

von EVS 2013 Fachserie 15, Heft 1 zu Fachserie 15, Heft 4:

erfasst hochgerechnet Faktor

Heft 1 Haushalte insgesamt 59.775 40.032.000 670

Heft 4 Haushalte insgesamt 53.490 39.326.000 735

Differenz Haushalte insgesamt -6.285 -706.000 112

Die Differenz der hochgerechneten Haushalte in Hö he von 706.000 Haushalten entspricht der ca.
12-fachen Anzahl aller teilnehmenden EVS-2013-Haushalte.

Für  das  RBEG 2017  auf  Basis  EVS 2013  fehlen  6.285  erfasste  Haushalte  insgesamt
= 10,5 %.

Während  der  Verlust an  erfassten  Haushalten  der  EVS 2013  von  Fachserie 15,  Heft 1  zu
Fachserie 15, Heft 4 bei  Haushalte insgesamt „nur“  10,5     %   beträ gt,  steigt dieser Verlust bei
Haushalten  mit  einem  Haushalts-Netto-Einkommen  von  EUR     900  bis  unter  EUR     1.300   auf
33,5     %   und  bei  Haushalten  mit  einem  Haushalts-Netto-Einkommen  von  bis     unter     EUR     900  
sogar auf 41,2     %  .
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19. Fehlende Umsetzung BVerfG-Rechtsprechung

Die vom Bundesverfassungsgericht  benannten Kriterien zur Bestimmung eines  verfassungs-
konform berechneten Regel-Bedarfs (BVerfG 1 BvL 1/09187) werden sowohl im RBEG 2017188,
wie auch im RBEG 2021189, trotz ausdrü cklich gegenteiliger Behauptungen, ignoriert.

Ohne  eindeutige  Benennung der  im  Regel-Bedarf  enthaltenen  „Produkte“,  sind
„abweichende“ Bedarfe und Einspar-Potentiale nicht identifizierbar und nicht bezifferbar.

Offenkundig  „überflüssige“  Ausgaben,  die  so  umgeschichtet werden  kö nnten,  dass  ein
„interner  Ausgleich“190 mö glich  sein  kö nnte,  werden  in  RBEG 2017  und  RBEG 2021  nicht
bezeichnet.

Das  BVerfG191 hat  klargestellt,  dass  „Kürzungen“  der  bei  der  EVS  erhobenen  Ausgaben  nur
dann zulä ssig,  sind,  wenn bestimmte Bedingungen erfü llt  sind (Begründetes  Subtraktions-
Verfahren).

RBEG 2017 benennt und beziffert jedoch  keine „Kürzungen“, sondern verwendet stattdessen
ein  Selektives Additions-Verfahren, weshalb  nicht ersichtlich ist, welche „Kürzungen“ und
in welcher  Hö he  von  den Ausgaben der  EVS-Referenz-Haushalte  vorgenommen wurden,  die
Erklärungs-Lücke beläuft sich auf EUR 135,86192.

Beim  RBEG 2011 hat  das  BVerfG  „Kü rzungen“  in  Hö he  von  EUR 132193 gefunden,  wobei
allerdings lediglich die „Kü rzungen“ fü r  „Ausgaben fü r  Kraftfahrzeuge,  alkoholische Getränke
und  Tabakwaren,  Schnittblumen  und  Zimmerpflanzen,  Kantinenessen,  chemische  Reinigung,
Vorstellungsgesprä che sowie Prü fungsgebü hren nicht  als  regelbedarfsrelevant anzuerkennen,
(...) keinen verfassungsrechtlich durchgreifenden Bedenken (begegnet).“

187 BVerfG 1 BvL 1/09 Leitsatz 3:  „Zur  Ermittlung  des  Anspruchumfangs  hat  der  Gesetzgeber  alle  
existenznotwendigen  Aufwendungen  in  einem  transparenten und  sachgerechten Verfahren  
realitätsgerecht sowie  nachvollziehbar auf  der  Grundlage verlässlicher Zahlen und  schlüssiger  
Berechnungsverfahren zu bemessen.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

188 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
189 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
190 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 172:  „Der  Gescetzgeber  muss  deshalb  die  regelleistungsrelevanten  

Ausgabepositionen  und  -beträge  so  bestimmen,  dass  ein  interner  Ausgleich möglich  bleibt.“  
(Hervorhebungen hinzugefügt)

191 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 171:  „Kürzungen  von  Ausgabepositionen in  den  Abteilungen  der  
Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  bedürfen  zu  ihrer  Rechtfertigung  einer  empirischen  
Grundlage. Der Gesetzgeber darf Ausgaben, welche die Referenzgruppe tätigt,  nur dann als nicht  
relevant  einstufen,  wenn feststeht,  dass  sie  anderweitig  gedeckt  werden oder zur Sicherung des  
Existenzminimums nicht notwendig sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

192 Berechnung: Summe Private Konsumausgaben EUR 903,55 minus 04 Wohnungsmieten, Energie und 
Wohnungsinstandhaltung  EUR 408,16  plus  regel-bedarfs-relevant  Abteilung  04  EUR 35,01  minus  
zugebilligter Regel-Bedarf RBEG 2017-E Seite 6 EUR 394,84 = Erklärungs-Lücke EUR 135,86

193 BVerfG 1 BvL 10/12 Rn. 121:  „Nach  den  angegriffenen  Regelungen  sind  die  monatlichen  
Pauschalleistungen jedoch  so  berechnet,  dass  nicht  etwa alle,  sondern  bei  Alleinstehenden  132 € 
weniger und damit insgesamt lediglich 72 % (...) der in der EVS erfassten Konsumausgaben der den 
unteren Einkommensgruppen zugehörigen Referenzhaushalte als existenzsichernd anerkannt werden  
(vgl.  Münder,  SozSich  Extra  September  2011,  S. 63  <79>).  Zwar  ist  es  begründbar,  einzelne  
Verbrauchspositionen  nicht  als  Bedarfe  anzuerkennen  (oben  C II 2 e).  Wenn  in  diesem  Umfang  
herausgerechnet wird, kommt der Gesetzgeber jedoch an die Grenze dessen, was zur Sicherung des  
Existenzminimums verfassungsrechtlich gefordert ist. Verweist der Gesetzgeber auf einen  internen 
Ausgleich zwischen Bedarfspositionen, auf ein Ansparen oder auch auf ein Darlehen zur Deckung  
existenzsichernder Bedarfe, muss er jedenfalls die finanziellen Spielräume sichern, die dies tatsächlich 
ermöglichen, oder anderweitig für Bedarfsdeckung sorgen.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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Da mit „Ausgaben für Kraftfahrzeuge, alkoholische Getränke und Tabakwaren, Schnittblumen und
Zimmerpflanzen,  Kantinenessen,  chemische  Reinigung,  Vorstellungsgespräche  sowie
Prüfungsgebühren“ die vom BVerfG bezifferten EUR 132 nicht erklä rt werden kö nnen, muss es
im  RBEG 2011 somit  offenkundig  weitere  „Kürzungen“ geben,  die  weder  benannt,  noch
beziffert sind, die aber dann und deshalb „verfassungsrechtlich durchgreifenden Bedenken
begegnen“ mü ssten.

Da  RBEG 2017 und  RBEG 2021 diese  Systematik  aus  RBEG 2011 ü bernommen  haben,
enthalten  RBEG 2017 und  RBEG 2021 zwangsläufig  auch  solche  „Kürzungen“,  die
„verfassungsrechtlich durchgreifenden Bedenken begegnen“.
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20. Auswahl der EVS-Referenz-Gruppe für RBEG 2017

20.1. Je mehr SGB II- / SGB XII-Bezieher desto kleiner die EVS-Referenz-Gruppe = 
desto niedriger der Regel-Bedarf

Nach Meinung des Gesetzgebers ist  es  sachgerecht,  aus der Gesamt-Zahl aller  Ein-Personen-
Haushalte  in  Deutschland  zuerst  diejenigen  Haushalte  auszuschließen,  die  ausschließlich
Leistungen nach dem SGB II / SGB XII erhalten und nur aus dem danach verbleibenden Rest
eine Anzahl von 15 % als RBEG-Referenz-Haushalte auszuwerten.

Die  Größe der RBEG-Referenz-Gruppe ist somit  variabel und wird durch die Entscheidung
von Behö rden beeinflusst, ob derartige Leistungen bewilligt werden oder nicht.

Je höher die Anzahl der Ein-Personen-Haushalte im Leistungsbezug nach SGB II / SGB XII, desto
geringer ist  die  Anzahl  der  „verbleibenden“  Haushalte,  desto  kleiner ist  die  EVS-Referenz-
Gruppe,  desto  häufiger tritt  „Zero Expenditure“  auf,  desto  niedriger wird der zukünftige
Regel-Bedarf.

Dieser Effekt ließe sich dadurch vermeiden, dass die Anzahl der auszuwertenden 15 % aus der
Gesamt-Anzahl der Ein-Personen-Haushalte in Deutschland194 zu bestimmen ist und dann 15 %
der  unteren  Einkommensschicht  ausgewertet  werden,  wobei  „Leistungsbezieher“  nicht
mitgezählt und nicht ausgewertet werden.

15 % der tatsä chlichen Bevö lkerungs-Gruppe kö nnte  eine mö glicherweise ausreichend große
Referenz-Gruppe bilden, das bisherige System ist aber variabel und kann eine solche Sicherheit
deshalb nicht bieten.

RBEG 2017-E Seite 34 enthä lt dazu folgende Angaben:

194 Daten-Basis dann wohl tendenziell Mikrozensus, der auch Basis der EVS-Berechnungen ist.
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Nach  dem  Willen  des  RBEG-Gesetzgebers  soll  bei  der  Anzahl  der  von  den  EVS-Referenz-
Haushalten zu berü cksichtigen Referenz-Haushalte auf „hochgerechnete“ Haushalte abgestellt
werden.195 196

Ausgewertet werden  beim  RBEG 2017 demnach  („D“)  2.206.000 von  16.024.000  („A“)
„Haushalte  insgesamt“,  somit  nur  13,8 % und  nicht  die  in  § 4Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG
vorgeschriebenen 15 %.

15 % von 16.024.000 sind 2.403.600.

Ausgewertet werden  beim  RBEG 2021 demnach  („D“)  2.360.000 von  17.067.000  („A“)
„Haushalte  insgesamt“,  somit  nur  13,8 % und  nicht  die  in  § 4Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG
vorgeschriebenen 15 %.

15 % von 17.067.000 sind 2.560.050.

Der  Gesetzgeber stellt somit  in  seinem eigenen Gesetz-Entwurf selber  klar,  dass er  die  in
seiner eigenen gesetzliche Vorgabe genannten 15 % gar nicht umsetzen will: „D = 15 % von
(A-B)“.

Den  tatsächlichen Anteil der berü cksichtigten EVS-Referenz-Haushalte  muss man sich aber
selber  ausrechnen,  wobei  unklar  bleibt,  was  mit  den  im  Gesetz-Entwurf  genannten
„G = 20,6 %“ suggeriert werden soll.

Nach  Angaben  des  Statistischen  Bundesamtes  gab  es  im  Jahr 2013197 in  Deutschland
16.176.000198 Ein-Personen-Haushalte.

15 % davon sind im Jahr 2013 2.426.400 Ein-Personen-Haushalte.

Die zugebilligten Leistungs-Ansprü che im RBEG 2017 beruhen somit auf einem Rechen-Modell,
in dem fü r 220.400199 Ein-Personen-Haushalt keine Daten vorhanden sind, die „unteren 15 %200“
werden somit nicht aus allen Ein-Personen-Haushalten bestimmt, sondern nur aus 90,9 %.

15 % aus 90,9 % sind aber nur  13,6 % der tatsä chlich existierenden Ein-Personen-Haushalte,
die  Bestimmung  des  Regel-Bedarfs  im  RBEG 2017  stammt  somit  aus  einer  EVS-Referenz-
Gruppe, die nicht den suggerierten 15 % entspricht.

Fü r das Jahr der EVS 2018 geht RBEG 2021 von 17.067.000201 hochgerechneten Ein-Personen-
Haushalte  aus,  das  Statistische  Bundesamt  beziffert  die  Zahl  der  Haushalte  mit  1 Person
stattdessen auf 17.333.000.202

15 % davon sind im Jahr 2018 2.599.950 Ein-Personen-Haushalte.

Die zugebilligten Leistungs-Ansprü che im RBEG 2021 beruhen somit auf einem Rechen-Modell,
in dem fü r 239.950203 Ein-Personen-Haushalt keine Daten vorhanden sind, die „unteren 15 %204“
werden somit nicht aus allen Ein-Personen-Haushalten bestimmt, sondern nur aus 90,8.

195 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 34     https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
196 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750, Seite 20    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
197 Zeitraum der Datenerhebung EVS 2013 für RBEG 2017
198 Haushalte mit 1 Person, Hochrechnung anhand der Bevölkerungsfortschreibung auf Basis des Zensus 

2011, Statistisches Bundesamt (Destatis), 2021 | Stand: 08.02.2022 / 19:50:03
199 15 %  von  Haushalte  mit  1 Person  im  Jahr 2013  lt.  Statistisches  Bundesamt  2.426.400  mit  

hochgerechnete Ein-Personen-Haushalt RBEG 2017-E 2.206.000 = 220.400 fehlende hochgerechnete  
Ein-Personen-Haushalt im RBEG 2017 = 9,1 % der tatsächlich existierenden Ein-Personen-Haushalte 
werden bei der Ermittlung der auszuwählenden Referenz-Haushalte beim RBEG 2017 vollkommen  
ignoriert.

200 § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG 2017, RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 8   
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

201 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 20  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
202 Haushalte mit 1 Person, Aktualisierte Auswahlgrundlage der Stichprobe auf Basis des Zensus 2011.

Statistisches Bundesamt (Destatis), 2021 | Stand: 08.02.2022 / 19:50:03
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15 % aus 90,8 % sind aber nur  13,6 % der tatsä chlich existierenden Ein-Personen-Haushalte,
die  Bestimmung  des  Regel-Bedarfs  im  RBEG 2021  stammt  somit  aus  einer  EVS-Referenz-
Gruppe, die nicht den suggerierten 15 % entspricht.205

Die  bei  der  EVS  verwendeten  Hoch-Rechnungs-Faktoren basieren  auf  den  Daten  des
Mikrozensus, weshalb Hoch-Rechnungen im Rahmen der EVS erst und nur dann mö glich sind,
wenn auch die Mikrozensus-Daten bereits vorliegen.206

Das Statistische Bundesamt weist in seinen Verö ffentlichungen ausdrü cklich darauf hin, das die
Anzahl der Haushalte beim Mikrozensus tendenziell immer hö her als bei der EVS sei 207.

Eine eigene Berechnung der Einwohner-Zahl von Deutschland fü r das Jahr 2013 auf Basis der
Daten des Mikrozensus ergibt 80.051.000, wobei die Zahl der Privathaushalte im Mikrozensus
mit  39.933.000  und  die  Zahl  deren  Haushaltsmitglieder  mit  80.508.000 beziffert  wird,  die
Differenz in Hö he von ca. 450.000 Personen dü rfte in denjenigen Personen begrü ndet sein, die
zusä tzlich zur 5. Person auch noch in den Haushalten von „Haushalte mit 5 und mehr Personen“
enthalten sind und daher in der eigenen Berechnung nicht beziffert werden konnten.

Der  Bevölkerungsstand in  Deutschland  am  Stichtag  31.12.2013  ist  höher und  betrug
80.767.463 Personen.208

Hingegen  beruht  die  EVS 2013 auf  hochgerechneten  39.326.000 Haushalten  mit
durchschnittlich je 2,0 Personen, d.h. 78.652.000 Personen209 , somit fehlen bei der EVS Daten
fü r 2.115.463 Personen, d.h. 2,6 % der Bevölkerung.

Der  Bevö lkerungs-Zahl  des  Mikrozensus  ist  Vorzug  zu  geben,  da  dieser  näher  an  der
„tatsä chlichen“ Bevö lkerungszahl zu liegen scheint.

203 15 %  von  Haushalte  mit  1 Person  im  Jahr 2018  lt.  Statistisches  Bundesamt  2.599.950  mit  
hochgerechnete Ein-Personen-Haushalt RBEG 2021 2.360.000 = 239.950 fehlende hochgerechnete Ein-
Personen-Haushalt  im  RBEG 2021  = 9,2 % der  tatsächlich  existierenden  Ein-Personen-Haushalte  
werden bei der Ermittlung der auszuwählenden Referenz-Haushalte beim RBEG 2021 vollkommen  
ignoriert.

204 § 4 Abs. 1Satz 2 Nr. 1 RBEG 2017, RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 34  
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

205 § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG 2021, RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 8  
https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf

206 „Als Referenz für Quotierung und Hochrechnung nutzt die amtliche Statistik den Mikrozensus (MZ),  
(…)“,  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 7,  EVS 2008,  Seite 14     
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00018673

207 „Die aus dem Mikrozensus ermittelte hochgerechnete Zahl der Privathaushalte liegt generell höher als 
die der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), weil im Mikrozensus Haushalte sowohl am  
Haupt- als auch an den Nebenwohnsitzen erfasst werden, in der EVS aber nur private Haushalte am 
Ort  der  Hauptwohnung.“  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 5,  EVS 2013,  Seite 12     
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00031282

208 Eine eigene Berechnung der Einwohner-Zahl von Deutschland für das Jahr 2013 auf Basis der Daten 
des Mikrozensus (destatis Tabelle 12211-9022) ergibt 80.051.000, wobei die Zahl der Privathaushalte 
im Mikrozensus mit 39.933.000 und die Zahl deren Haushaltsmitglieder mit 80.508.000 beziffert wird 
(destatis Tabelle 12211-9020). Die Differenz in Höhe von ca. 450.000 Personen dürfte in denjenigen 
Personen begründet sein, die zusätzlich zur 5. Person auch noch in den Haushalten von „Haushalte mit 
5 und mehr Personen“ enthalten sind und daher  in  der  eigenen Berechnung nicht  beziffert  werden  
konnten.  Der  Bevölkerungsstand in  Deutschland  am  Stichtag  31.12.2013  ist  höher und  betrug  
80.767.463 Personen (destatis Tabelle 12411-0001). (destatis-Daten abgerufen am 13.02.2022)

209 Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 5, EVS 2013, Seite 15,    
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00031282, eigene Berechnungen mit 
5 Personen pro Haushalt bei Haushaltsgröße „5 und mehr“
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Zur  Ermittlung  von  Ausgaben  auf  Basis  „armer“  Haushalte  sind  die  Ausgaben  „reicher“
Haushalte vö llig  irrelevant,  wichtig ist  nur,  dass  die Anzahl der auszuwertenden „armen“
Haushalte  korrekt ist,  d.h.  das  vom  Gesetzgeber  selber  vorgegebene  Auswahl-Quorum
„15     %  “210 ist  aus  allen Ein-Personen-Haushalten auszuwählen  und  nicht  nur  aus  den
Haushalten, die einen Fragebogen einer EVS abgegeben haben.

Vorliegend  wurden  nicht  mal  die  „unteren 15 %“  innerhalb  des  EVS-Rechen-Modells
ausgewertet, sondern deutlich weniger.

Die im  RBEG 2017-E ausgewiesenen „16024“ „Hochgerechnete Haushalte (1000)“ „Haushalte
insgesamt“  in  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 4,  EVS 2013,  Seite 17,  beruhen auf
Angaben von 17.751 erfassten Ein-Personen-Haushalten:

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 17

Paar ohne Kind erfasst (Lfd. Nr. 20) 18797
+ Alleinerziehende mit 1 Kind erfasst (Lfd. Nr. 24)  1.261
= Summe 20.058
Anzahl Haushalte mit 2 Personen erfasst (Lfd. Nr. 3) 21.542
nicht erklärte Differenz 2-Personen-Haushalte  1.484

Das BMAS stellt seine Argumentation ausschließlich auf „hochgerechnete Haushalte“ ab, somit
kommt der Auswahl der erfassten Haushalte eine besondere Bedeutung zu.

210 § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 RBEG

Verbreitung erwünscht                    Seite 65 von 114 Seiten                    24.02.2022



Rüdiger Böker - Kurz-Analyse für das Verfahren BVerfG 1 BvL 3/21

Der  jeweilige  Hoch-Rechnungs-Faktor  fü r  jeden  einzelnen  erfassten  EVS-Referenz-Haushalt
scheint individuell festgelegt worden zu sein, damit entscheidet jeder Einzelne der als „erfasst“
eingestuften  teilnehmenden  EVS-Haushalte  ü ber  die  Hö he  des  zugebilligten  Leistungs-
Anspruchs (Regel-Bedarf).

20.2. EVS 2013 erfasste Haushalte

Die vom BMAS hierzu verbreitete Angabe von „mehr als 53.000 Haushalte“, ist nach oben offen
und trifft daher auf alle drei der vom Statistischen Bundesamt bezifferten „erfassten Haushalte“
der EVS 2013 zu, diese schwanken jedoch zwischen 59.775 und 53.490:

EVS 2013
erfasste Haushalte insgesamt

erschienen

korrigiert
am

27.03.2014

aktualisiert
am

07.11.2014 06.10.2015

FS 15
Heft 1

FS 15
Heft 2

Differenz
H1 zu H2

Differenz
H1 zu H2 %

FS 15
Heft 4

Differenz
H1 zu H4

Differenz
H1 zu H4 %

Haushalte 
insgesamt 59.775 54.949 -4.826 -8,1% 53.490 -6.285 -10,5%
1 Person 19.221 17.647 -1.574 -8,2% 17.751 -1.470 -7,6%
Paar 1 Kind 3.848 3.460 -388 -10,1% 3.569 -279 -7,3%

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von ... bis unter ... EUR
Unter 900 4.534 4.019 -515 -11,4% 2.666 -1.868 -41,2%
900 - 1.300 5.675 5.171 -504 -8,9% 3.773 -1.902 -33,5%
1.300 - 1.500 3.423 3.119 -304 -8,9% 2.094 -1.329 -38,8%
1.500 - 2.000 9.283 8.610 -673 -7,2% 5.933 -3.350 -36,1%
2.000 - 2.600 10.563 9.783 -780 -7,4% 7.521 -3.042 -28,8%
2.600 - 3.600 12.606 11.649 -957 -7,6% 10.597 -2.009 -15,9%
3.600 - 5.000 9.004 8.305 -699 -7,8% 10.297 1.293 14,4%
5.000 - 18.000 4.497 4.114 -383 -8,5% 10.609 6.112 135,9%

Summe 59.585 54.770 -4.815 -8,1% 53.490 -6.095 -10,2%
Haushalte ohne 
Einkommen -190 -179 11 0 190
Quelle: Statistisches Bundesamt, a.a.O.; eigene Berechnungen

Die  Zahl  der  erfassten  Haushalte der  EVS 2013  ist  von  Fachserie 15, Heft 1,  korrigiert  am
27.03.2014, ü ber Fachserie 15, Heft 2, aktualisiert am 07.11.2014, kontinuierlich gesunken und
in Fachserie 15, Heft 4, erschienen am 06.10.2015, um 6.285 erfasste Haushalt niedriger, dies
entspricht einem Verlust in Höhe von 10,5 % gegenü ber den erfassten Haushalten in Heft 1.

Während die Zahl der  erfassten Haushalte insgesamt bei der EVS 2013 von Heft 1 (korrigiert
am  27.03.2014)  zu  Heft 2 (aktualisiert  am  07.11.2014)  um  8,1 %  gesunken ist,  tritt  ein
derartiger Verlust bei allen ausgewiesenen Haushalts-Netto-Einkommens-Gruppen auf und liegt
dort zwischen 7,2 % und 11,4 %.

Während die Zahl der erfassten Haushalte insgesamt bei der EVS 2013 von Heft 1 (korrigiert
am 27.03.2014) zu Heft 4 (erschienen am 06.10.2015) um 10,5 % gesunken ist, ist die Zahl der
erfassten Haushalte bei Haushalts-Netto-Einkommen bis unter EUR     900   um 41,2     % gesunken  
und die Zahl der erfassten Haushalte mit einem Haushalts-Netto-Einkommen von EUR 5.000 bis
unter EUR 18.000 um 135,9 % gestiegen ist.

Der  Zuwachs  von  6.112  erfassten Haushalten  bei  Haushalten  mit  einem  Haushalts-Netto-
Einkommen  von  EUR 5.000  bis  unter  EUR 18.000  übersteigt  den  Verlust  über  alle
Einkommens-Gruppen.
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Die „Attraktivitä t“ der EVS-Fragebö gen scheint demnach Einkommens abhängig zu sein, wobei
der vorliegend relevante Fragebogen „Haushaltsbuch“ desto unattraktiver erscheint, je ärmer
die Referenz-Haushalte sind211.

21. Berechnung mit tatsächlichen Ausgaben im RBEG 2017

Auf Seite 44 beschreibt RBEG 2017-E, was gemacht werden mü sste, wenn die Absicht bestehen
wü rde, im Regel-Bedarf diejenigen Ausgaben, die als „regel-bedarfs-relevant“ eingestuft werden,
mit  den  Preisen  und  Mengen  in  den  Regel-Bedarf  zu  übernehmen,  die  von  den  EVS-
Referenz-Haushalten tatsächlich gekauft wurden:

„Vielmehr werden die Ausgaben je Haushalt mit Aufwendungen für eine Doppelflatrate für
Festnetz und Internet berücksichtigt.

Es  handelt  sich  um  Ausgaben  in  Höhe  von  30,28 Euro  für  die  Position
„Kommunikationsdienstleistungen  -  Doppelflatrate  Festnetztelefon  und  Internet
(Kombipaket)“  der  Sonderauswertung  2013  (Zeile 135  der  Originaltabelle  der
Sonderauswertung, vorletzte Spalte).“212

Die Ü bernahme der tatsä chlich getä tigten Ausgaben der EVS-Referenz-Haushalte in den Regel-
Bedarf ist aber offenkundig auch weiterhin  nicht gewollt, denn diese „Ausgaben-Ü bernahme-
Methode“ gibt es nur in der EVS-Abteilung 08 und nur im RBEG 2017.

Warum  ausgerechnet  und  nur bei  „Kommunikationsdienstleistungen  -  Doppelflatrate
Festnetztelefon und Internet (Kombipaket)“ (nicht bei  „Strom“ und  nicht bei „Verkehr“) eine
Ausnahme gemacht wird, erklä rt RBEG 2017-E nicht.

Wie sich RBEG 2017 die Nutzung von „Internet“ ohne Strom vorstellt, wird nicht erklä rt.

Während  im  RBEG 2017  die  Position  „Kommunikationsdienstleistungen  –  Doppelflatrate
Festnetztelefon  und  Internet  (Kombipaket)“  als  einzige  Position  ü berhaupt  in  Hö he  der
tatsä chlich erfassten durchschnittlichen Ausgaben in den Regel-Bedarf gekommen ist213, hat der
Gesetzgeber  im  RBEG 2021  diese  Sonder-Behandlung  wieder  aufgegeben214,  ohne diesen
bedeutsamen Wechsel der Berechnungs-Basis kenntlich zu machen oder sogar zu begründen.

211 Ausreisser: HNE EUR 900 - EUR 1.300
212 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 44    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf  

(Hervorhebungen hinzugefügt)
213 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 43  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
214 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 29  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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22. Erklärungs-Lücke RBEG 2017

Summe Private Konsumausgaben RBEG 2017-E
„lfd. Nr. 213“ pdf-Seite 111 (nicht nummeriert) EUR 903,55

minus 04 Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung EUR 408,16

plus regel-bedarfs-relevanter Anteil der Abteilung 04 EUR   35,01

= Differenz = Private Konsum-Ausgaben OHNE 04 Miete, Energie und
 Wohnunginstandhaltung PLUS Strom und Wohnunginstandhaltung EUR 530,40

minus zugebilligter Regel-Bedarf RBEG 2017 EUR 394,84

=   Erklärungs-Lücke RBEG     2017                                                                              EUR     135,86  

Beim RBEG 2017 werden von der Summe Private Konsumausgaben EUR 135,86 = 15,04 %
abgezogen, ohne dass es für diesen Abzug nachvollziehbare Begründungen gibt.215

Im  RBEG 2017  ist  nicht  ersichtlich,  welche  Ausgaben  in  welcher  Hö he  nicht  berü cksichtigt
wurden.

Das  RBEG 2017-E in BT-Drs. 18/9984  enthä lt  Auswertungen  der  EVS  des  Statistischen
Bundesamtes, wobei die entsprechenden Seiten der pdf nicht nummeriert sind.

215 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 171:  „Kürzungen von  Ausgabepositionen  in  den  Abteilungen  der  
Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  bedürfen  zu  ihrer  Rechtfertigung  einer  empirischen  
Grundlage. Der Gesetzgeber darf  Ausgaben,  welche die Referenzgruppe tätigt,  nur dann als nicht  
relevant  einstufen,  wenn  feststeht,  dass  sie  anderweitig  gedeckt  werden  oder  zur  Sicherung  des  
Existenzminimums nicht notwendig sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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23. Errechnete Leistungs-Ansprüche RBEG 2017 pro EVS-Abteilung

23.1. 01 und 02 Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren

Aus  den  fü r  Nahrungsmittel,  Getränke  und  Tabakwaren  EVS-Abteilung 01 und  EVS-
Abteilung 02 errechneten Ausgaben der EVS-Referenz-Haushalte (EUR 154,54)216 werden nur
die Ausgaben fü r  Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke in voller Hö he ü bernommen, die
Flü ssigkeitsmenge  alkoholischer  Getränke  (EUR 9,90)  durch  Ausgaben  fü r  Mineralwasser
(EUR 3,63) ersetzt und Tabakwaren (EUR 10,58) und Drogen (EUR / ) als nicht regel-bedarfs-
relevant eingestuft, was zu einem zugebilligten Leistungs-Anspruch in Hö he von EUR 137,66217

fü hrt.

Zwar  wird  die  Flüssigkeits-Menge  von  Alkohol-Produkten  ersetzt,  allerdings  fehlt eine
Kompensation fü r den  Verlust an Nährwert,  denn alkoholische Produkte kö nnen auch einen
Nährwert haben („Bier-Bauch“).

Der  in  der  EVS-Abteilung 01 zugebilligte  Leistungs-Anspruch  ist  somit  offenkundig
unzureichend.

Da fü r alle Referenz-Haushalte Ausgaben fü r „Nahrungsmittel“ erfasst wurden, entspricht der
Wert in der vorletzten Spalte, dem der Wert letzten Spalte.

Hingegen haben nicht alle Referenz-Haushalte „alkoholfreie Getränke“ gekauft, deswegen ist der
regel-bedarfs-relevante  Wert  in  der  letzten Spalte  niedriger als  der  Wert  fü r  tatsä chlich
gezahlte Ausgaben in der vorletzten Spalte.

Dieses gilt ebenso fü r „alkoholische Getränke“ in der Abteilung 02.

Entgegen der EVS-Referenz-Gruppe haben Leistungs-Berechtigte keinen Anspruch auf Nutzung
von PKW, die Auswirkungen auf die Beschaffung der dieser Abteilung zuzurechnenden Produkte
hat der Gesetzgeber jedoch nicht thematisiert.

23.2. 03 Bekleidung und Schuhe

Aus  den  fü r  Bekleidung  und  Schuhe  EVS-Abteilung 03 errechneten  Ausgaben  der  EVS-
Referenz-Haushalte in Hö he von EUR 35,77218 sind EUR 34,60219 regel-bedarfs-relevant.

Die Differenz in Hö he von EUR 1,17 soll sich dadurch erklä ren, das „Bekleidung fü r Kinder unter
14 Jahren“ (EUR 0,36) und „Schuhe fü r Kinder unter 14 Jahren“ (EUR / ) bei Erwachsenen nicht
als regelbedarfsrelevant berü cksichtigt werden.220

Zudem seien Verbrauchsausgaben der Position „Chemische Reinigung von Kleidung, Waschen,
Bü geln und Fä rben“ (EUR 0,76) nicht regel-bedarfs-relevant.221

Stattdessen wü rden dafü r in der EVS-Abteilung 05 Ausgaben fü r die Anschaffung einer Wasch-
und Bü gelmaschine (EUR 1,58), sowie fü r Waschmittel (EUR 3,63) anerkannt.222

Tatsächlich  wird  somit  der  Leistungs-Anspruch  reduziert,  weil  die  gewährten  angeblichen
„Ersatz“-Leistungen  nur  in  Hö he  der  fü r  die  EVS-Referenz-Gruppe  errechneten  Beträ ge
zugebilligt werden, somit  kein zusätzliches Waschmittel vorhanden ist,  um die  zusätzliche
Wäsche zu waschen.

216 „lfd. Nr. 3“ Code „01 - 02 Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren“ RBEG2017-E BT-Drs. 18/9984,
pdf-Seite 109 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

217 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 36    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
218 „lfd. Nr. 11“ Code „03 Bekleidung und Schuhe“ RBEG2017-E BT-Drs. 18/9984, pdf-Seite 109 (nicht 

nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
219 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 37    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
220 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 37    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
221 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 37    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
222 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 37    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Bei  „Alkohol“  aus  EVS-Abteilung 02  wurde  die  Flü ssigkeitsmenge  durch  „Mineralwasser“
substituiert, bei Reinigung von Bekleidung fehlt eine derartige Substitution.

Der  Kauf  von  Bekleidung,  die  „chemische  Reinigung“  erfordert,  ist  daher  unsinnig,  da  die
Reinigungs-Kosten nicht im Regel-Bedarf sind.

Welche  Änderungen sich  diesbezü glich  bei  den  Beschaffungs-Kosten von  Bekleidung
ergeben, hat der Gesetzgeber nicht dargestellt.

Entgegen der EVS-Referenz-Gruppe haben Leistungs-Berechtigte keinen Anspruch auf Nutzung
von PKW, die Auswirkungen auf die Beschaffung der dieser Abteilung zuzurechnenden Produkte
hat der Gesetzgeber jedoch nicht thematisiert.

23.3. 04 Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung

Aus  den  fü r  Wohnungsmieten,  Energie  und  Wohnungsinstandhaltung  EVS-Abteilung 04
errechneten  Ausgaben  der  EVS-Referenz-Haushalte  in  Hö he  von  EUR 408,16223 sind  nur
EUR 35,01224 regel-bedarfs-relevant.

Der weit ü berwiegende Teil der in Abteilung 04 nachgewiesenen Verbrauchsausgaben wü rde
auf  Ausgaben  fü r  Miete  (EUR 298,39)225 entfallen,  die  fü r  Leistungsberechtigte  nach
§ 35 SGB XII / § 22 SGB II gesondert erbracht wü rden.226

Die  Ausgaben  fü r  Strom wurden  mit  einer  Sonder-Auswertung  berechnet,  um  Haushalte
auszuschließen, die mit Strom heizen, und der dort gefundene Wert fü r Mieter-Haushalte auch
als  durchschnittliche  Ausgabe  von  Eigentü mer-Haushalten  angesetzt,  anschließend  wurde
dieses Ergebnis dann auch auf solche Haushalte verteilt, die keine Ausgaben fü r Strom hatten
und dieser Wert wurde als regel-bedarfs-relevant eingestuft.227

Bereits  an  dieser  Erklä rung  wird  deutlich,  dass  in  der  EVS-Referenz-Gruppe  Haushalte  sein
mü ssen, die keine Ausgaben fü r Strom haben.

Der Anteil der Ein-Personen-Haushalte ohne jegliche Ausgaben fü r „Strom“ liegt innerhalb der
BMAS-Auswahl bei (2.023 - 1.831 = 192) 9,5 % und sinkt innerhalb der BMAS-Sonder-Gruppe
ohne Strom-Heizung auf (1.877 – 1.718 = 159) 8,5 %.

Die fü r die 1.799 Mieterhaushalte mit Stromausgaben ermittelten durchschnittlichen Ausgaben
von  EUR 35,89  Euro  werden  als  durchschnittlicher  Aufwand  fü r  alle  hochgerechneten
stromverbrauchenden  Haushalte  (insgesamt  1.912)  unterstellt  und  auf  die  gesamten
hochgerechneten  Haushalte  (2.060)  der  Sonderauswertung  fü r  Energie  umgerechnet
(Rechnung: EUR 35,89 x 1.912 /2.060 = EUR 33,31).

Die EUR 35,89 aus der EVS werden so zu nur noch EUR 33,31 im Regel-Bedarf runtergerechnet.

Der  Gesetzgeber  hat  somit  offenkundig  kein  Interesse  daran,  die  im  Rahmen  der  EVS-
Auswertung gewonnenen  Erkenntnisse ü ber die tatsä chliche Ausgaben-Hö he in Regel-Bedarf
umzusetzen, denn sonst wä ren die EUR 35,89 aus der EVS im Regel-Bedarf.

Ausgaben  fü r  Instandhaltung  (EUR 0,87)  und  Schö nheitsreparaturen  (EUR 0,47)  wü rden  als
regel-bedarfs-relevant anerkannt.

223 „lfd. Nr. 27“ Code „04 Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung“ RBEG2017-E BT-
Drs. 18/9984  pdf-Seite 109 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

224 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
225 „lfd. Nr. 29“ Code „041 Tatsächliche Mietzahlungen“ RBEG2017-E BT-Drs. 18/9984  pdf-Seite 109 

(nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
226 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
227 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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23.3.1. Strom

RBEG 2017-E Seite 38:

„Die hier für die 1799 Mieterhaushalte mit Stromausgaben ermittelten durchschnittlichen
Ausgaben von 35,89 Euro (Zeile 4 der Sonderauswertung für Energie im Anhang, vorletzte
Spalte)  werden  als  durchschnittlicher  Aufwand  für  alle  hochgerechneten
stromverbrauchenden  Haushalte  (also  einschließlich  Eigentümer  und  sonstige  Haushalte,
insgesamt  1912,  Zeile  3  dieser  Sonderauswertung)  unterstellt  und  auf  die  gesamten
hochgerechneten Haushalte (2060, Zeile 2) der Sonderauswertung für Energie umgerechnet
(Rechnung: 35,89 Euro x 1912 / 2060 = 33,31 Euro).“228

Sofern RBEG 2017 davon ausgehen wü rde, dass alle Haushalte verbrauchten Strom bezahlen
mü ssen,  hä tte  es  an  dieser  Stelle  keiner  „Berechnung“  bedurft,  sondern  die  erfassten
Ausgaben der vom BMAS ausgewählten EVS-Referenz-Gruppe in Hö he von  EUR 35,89 wären
in dieser Höhe vollständig in den Regel-Bedarf übernommen worden.

Bei diesen „1.799 Mieterhaushalte“ mit den angeblich „ermittelten“ Ausgaben handelt es sich
wohl stattdessen um die hochgerechneten Haushalte, somit um 1.799.000 Haushalte.

Die Zahl der in dieser BMAS-Sonder-Gruppe erfassten Ein-Personen-Haushalte beträ gt hingegen
1.623 und deren durchschnittliche Ausgaben fü r Strom liegen bei EUR 35,89.

Sofern RBEG 2017 die Absicht hä tte,  Strom in einer Hö he zu berü cksichtigen, in der „Mieter-
Haushalte“ Strom bezahlt haben, mü ssten EUR 35,89 in den Regel-Bedarf ü bernommen werden.

Weshalb RBEG 2017 davon ausgeht,  Haushalte kö nnten  ohne Strom betrieben werden,  wird
nicht erklä rt.

Weshalb RBEG 2017 davon ausgeht, verbrauchter Strom mü sse von den jeweiligen Haushalten
nicht bezahlt werden, wird nicht erklä rt.

Wä re  „Strom“  nicht  „Strom“  sondern  stattdessen „Kommunikationsdienstleistungen  -
Doppelflatrate Festnetztelefon und Internet (Kombipaket)“  kämen  EUR 35,89 in den Regel-
Bedarf, nun aber nur EUR 33,31.

Somit Kürzung der Strom-Ausgaben um EUR 2,58 pro Monat = 7,2 %.

Die Übernahme der tatsächlich getätigten Ausgaben der EVS-Referenz-Haushalte in den
Regel-Bedarf ist offenkundig auch weiterhin nicht gewollt.

Warum  ausgerechnet  und  nur bei  „Kommunikationsdienstleistungen  -  Doppelflatrate
Festnetztelefon und Internet (Kombipaket)“ (nicht bei  „Strom“ und  nicht bei „Verkehr“) eine
Ausnahme gemacht wird, erklä rt RBEG 2017 nicht.

Fü r  die  Sonder-Auswertung EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  „Energie  (Haushalte,  die
nicht mit Strom heizen)“ wird der Grenzwert von EUR 952,33 beibehalten.

15 %  der  17.751  insgesamt  erfassten  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  sind  2.663  Ein-
Personen-Haushalte, ausgewertet wurden fü r „Energie (Haushalte, die nicht mit Strom heizen)“
aber nur 1.877 erfasste Ein-Personen-Haushalte, somit nur 10,6 % der erfassten Ein-Personen-
Haushalte.

1.877  erfasste  Ein-Personen-Haushalte  ergeben  hochgerechnet  2.060.000  Ein-Personen-
Haushalte, somit 12,9 % aller 16.024.000 hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.

15 %  von  allen  16.024.000  hochgerechneten  Ein-Personen-Haushalte  sind  2.403.600
hochgerechnete Ein-Personen-Haushalte.

Somit fehlen bei der Auswertung fü r „Energie (Haushalte, die nicht mit Strom heizen)“ Daten
von  ca.  786  erfassten  Ein-Personen-Haushalte  =  343.600  hochgerechnete  Ein-Personen-
Haushalte.

228 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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„Privater  Konsum  insgesamt“  der  Ein-Personen-Haushalte  der  BMAS-Sonder-Gruppe  ohne
Strom-Heizung liegt bei EUR 907,66, anstatt bei EUR 903,55.

Bei  Verkleinerung der EVS-Referenz-Gruppe von 2.023 erfasste Haushalte auf 1.877 erfasste
Haushalte  steigen die  Ausgaben  fü r  „Privater  Konsum  insgesamt“  um  EUR 4,11  pro  Ein-
Personen-Haushalt.

Die Ausgaben fü r „Strom“ dieser 1.718 (darunter 1.623 Mieter und 73 Eigentü mer) Haushalte
der BMAS-Sonder-Gruppe ohne Strom-Heizung betragen EUR 36,87, im Gegensatz zu den sonst
ausgewerteten (hier:) 1.831 (darunter 1.730 Mieter und 77 Eigentü mer) erfassten EVS-2013-
Ein-Personen-Haushalte der BMAS-Auswahl mit EUR 38,30.

Der Anteil der Ein-Personen-Haushalte ohne jegliche Ausgaben fü r „Strom“ liegt innerhalb der
BMAS-Auswahl bei (2.023 - 1.831 = 192) 9,5 % und sinkt innerhalb der BMAS-Sonder-Gruppe
ohne Strom-Heizung auf (1.877 – 1.718 = 159) 8,5 %.

24 Ein-Personen-Haushalte der BMAS-Auswahl bezahlen Strom, obwohl sie weder Mieter noch
Eigentümer sind, wobei davon 2 Ein-Personen-Haushalte mit Strom heizen.

(1.849 – 1.730 =) 119 Ein-Personen-Haushalte der BMAS-Auswahl zahlen zwar Miete fü r ihre
Hauptwohnung, aber als  Mieter keinen Strom, wobei (1.730 – 1.623 =) 107 dieser Haushalte
mit Strom heizen.

(252  –  245  =)  7  Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind  unter 6 Jahren der  BMAS-Auswahl
zahlen zwar Miete fü r ihre Hauptwohnung, aber als Mieter keinen Strom, wobei (245 – 227 =)
18 dieser Haushalte mit Strom heizen.

(118 – 113 =)  5  Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind von 6 bis unter 14 Jahren der BMAS-
Auswahl zahlen zwar Miete fü r ihre Hauptwohnung, aber als Mieter keinen Strom, wobei (113
– 108 =) 5 dieser Haushalte mit Strom heizen.

Alle 75 Ehepaar-/Paarhaushalte mit 1 Kind von 14 bis unter 18 Jahren der BMAS-Auswahl
zahlen Miete fü r ihre Hauptwohnung und auch als Mieter Strom, wobei (75 – 73 =) 2 dieser
Haushalte mit Strom heizen.

(445  –  433  =)  12  Ehepaar-/Paarhaushalte  mit 1 Kind der  BMAS-Auswahl  (Grenzwert:
2.594,00 € / Monat, „Vorläufige Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013“)
zahlen zwar Miete fü r ihre Hauptwohnung, aber als Mieter keinen Strom, wobei (433 – 406 =)
27 dieser Haushalte mit Strom heizen.

BMAS-Auswahl  2.023  Ein-Personen-Haushalte davon  BMAS-Sonder-Gruppe  ohne  Strom-
Heizung 1.877 = 146 Ein-Personen-Haushalte mit Strom-Heizung, davon (146 – 113 =) 33 Ein-
Personen-Haushalte, die mit Strom heizen, aber diesen Strom nicht bezahlen.

Da der „Grenzwert“ bei beiden Auswertungen unverändert bleibt, ist nicht ersichtlich, weshalb
sich die Zahl der erfassten Ein-Personen-Haushalte ohne jegliche Ausgaben fü r Strom geändert
haben kö nnte (hier: um 17,2 % gesunken).

Wer gar keine Ausgaben fü r Strom hat, kann doch wohl auch nicht mit Strom „heizen“.

Die Ausgaben der erfassten 1.831 EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte der „allgemeinen“ Gruppe
betrugen durchschnittlich EUR 38,30, somit EUR 70.127,30.

Die  Ausgaben  der  erfassten  1.718  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  der  „nicht-mit-Strom-
heizen“ Gruppe betrugen durchschnittlich EUR 36,87, somit EUR 63.342,66.

Aus der Differenz der jeweiligen Gesamt-Ausgaben in Hö he von EUR 6.784,64 verteilt auf die
Differenz der Referenz-Haushalte in Hö he von 113 ergibt durchschnittliche Ausgaben fü r Strom
fü r „Haushalte, die mit Strom heizen“ in Hö he von EUR 60,04.

Aus der Differenz dieser EUR 60,04 und dem Wert fü r „Haushalte, die nicht mit Strom heizen“, in
Hö he von EUR 36,87 ergeben sich somit Kosten fü r „heizen mit Strom“ in Hö he von EUR 23,17.
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Bei  113  Haushalten,  die  mit  Strom  heizen,  ergeben  sich  „Heiz-Kosten“  in  Hö he  von
113 Haushalte X EUR 23,17 = EUR 2.618,21, diese haben ein Anteil von 3,7 % an den gesamten
Strom-Ausgaben (EUR 70.127,30) der „allgemeinen“ EVS-Referenz-Gruppe.

Nach  dem  „frü her“  ü blichen  Verfahren  zur  Festlegung  des  Regel-Bedarfs  wurden  von  den
gesamten Strom-Ausgaben  15 % abgezogen (siehe z.B. BR-Drs.  635/06), mit o.g. Daten somit
15 % von EUR 70.127,30 = EUR 10.519,10, anstatt der erfassten lediglich EUR 2.618,21.

Zugebilligter  Regel-Bedarf  fü r  „Strom“  EUR 33,31,  anstatt  tatsä chlich  erfasster  Ausgaben  in
Hö he von EUR 36,87 bei der „nicht-mit-Strom-heizen“ Gruppe.

Fehl-Betrag „Strom“ somit mindestens EUR 3,56 monatlich.

23.4. 05 Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, laufende 
Haushaltsführung

Aus  den  fü r  Innenausstattung,  Haushaltsgeräte  und  -gegenstände,  laufende
Haushaltsführung  EVS-Abteilung 05 errechneten  Ausgaben  der  EVS-Referenz-Haushalte  in
Hö he von EUR 26,13229 sind EUR 24,34230 regel-bedarfs-relevant.

Die Differenz in Hö he von  EUR 1,79 beruhe auf  der Nicht-Anerkennung von angeblich nicht
gemessenen  Ausgaben  fü r  „Kinderbetreuung  durch  Privatpersonen“  (EUR / ),  Ersatz-
Mö glichkeiten  fü r  „Haushaltshilfen“  (EUR / )  und  der  Nicht-Notwendigkeit  von
„Motorbetriebene  Gartengerä te  (inkl.  Reparaturen,  Miete)“  (EUR / ),  „nicht  motorbetriebene
Gartengerä te  (inkl.  Reparaturen,  Miete)“  (EUR 0,15)231 und  dem  „Anfertigen  sowie  fremde
Reparaturen von Heimtextilien“ (EUR 0,12)232.

Demnach mü sste EUR /  + EUR /  + EUR /  + EUR 0,15 + EUR 0,12 = EUR 1,79 ergeben.

Fü r die  häusliche Zubereitung233 entstehen  Zusatz-Kosten, z.B. fü r die Beschaffung und den
Betrieb  von  „Imbiss-Ausstattung“234,  z.B.  Friteuse  und  Frittierfett  fü r  die  Zubereitung  von
Pommes Frites,  Dö ner-Grill  fü r  die  Zubereitung  von  Dö ner,  etc.,  und  die  dafü r  anfallenden
Strom-Ausgaben, fü r die der Gesetzgeber keine Kompensation vorgesehen hat, also abweichend
zu z.B. der Flü ssigkeitsmenge von Alkohol-Produkten.

Gerade  in  ä rmeren  Haushalten  dü rften  derartige  Gerä te  nicht  im  Haushalt  vorhanden  sein,
weshalb  die  so  zuzubereitenden  Produkte  gewö hnlich  insbesondere  an  Imbiss-Buden
konsumiert werden (mü ssen).

Entgegen der EVS-Referenz-Gruppe haben Leistungs-Berechtigte keinen Anspruch auf Nutzung
von PKW, die Auswirkungen auf die Beschaffung der dieser Abteilung zuzurechnenden Produkte
hat der Gesetzgeber jedoch nicht thematisiert.

229 „lfd. Nr. 64“ Code „05 Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, laufende 
Haushaltsführung“ RBEG2017-E BT-Drs. 18/9984  pdf-Seite 109 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

230 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 40    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
231 „lfd. Nr. 84“ Code „0552 901 nicht motorbetriebene Gartengeräte (inkl. Reparaturen, Miete)“ 

RBEG2017-E BT-Drs. 18/9984  pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

232 „lfd. Nr. 71“ Code „0520 901 Anfertigen sowie fremde Reparaturen von Heimtextilien“ RBEG2017-E  
BT-Drs. 18/9984   pdf-Seite 109 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

233 Ersatz für Außer-Haus-Verzehr aus EVS-Abteilung 11
234 Wegen der Neuzuordnung von Produkten in der SEA 2021 

https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2021.pdf?
__blob=publicationFile wird hier auf die Angabe eines SEA-Codes aus der SEA 2013 
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2013.pdf?
__blob=publicationFile verzichtet
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23.5. 06 Gesundheitspflege

Aus den fü r  Gesundheitspflege EVS-Abteilung 06 errechneten Ausgaben der EVS-Referenz-
Haushalte in Hö he von EUR 24,37235 sind EUR 15,00236 regel-bedarfs-relevant.

Die Differenz in Hö he von EUR 9,37 beruhe darauf, dass derartige Ausgaben vor allem ü ber die
Krankenversicherung  und  bei  nicht  krankenversicherten  Leistungsberechtigten  nach  dem
SGB XII ü ber die Hilfen zur Gesundheit (Fü nftes Kapitel des SGB XII) abgedeckt wü rden.237

Wie  von  Krankenkassen  bezahlte  Ausgaben  dann  trotzdem  stattdessen  in  ein  EVS-
Haushaltsbuch, in dem die Ausgaben eines Privat-Haushaltes erfasst werden, kommen, hat der
Gesetzgeber nicht erklä rt.

Zudem  sei  die  Position  „Praxisgebühren“  (EUR / )  erfasst  worden,  die  zwischenzeitlich
abgeschafft wurde.

Die Verbrauchsausgaben der Position „Zahnersatz Materialkosten (einschließlich Eigenanteile)“
(EUR 1,39)238 wü rden  fü r  Leistungsberechtigte  nach  dem  SGB II  und dem  SGB XII  in  vollem
Umfang von der Krankenversicherung beziehungsweise den Hilfen zur Gesundheit abgedeckt
und fü r „Orthopädische Schuhe (einschließlich Eigenanteile)“ (EUR 0,24)239,  „Reparaturen von
therapeutischen Gerä ten und Ausrü stungen (einschl. Eigenanteile)“ (EUR / )240 sowie „Miete von
therapeutischen  Gerä ten“  (EUR / )241 gäbe  es  einen  gesonderten  Anspruch  nach
§ 24 Absatz 3 Nummer 3 SGB II bzw. § 31 Absatz 1 Nummer 3 SGB XII.

Die  ü brigen  Positionen  wü rden  vollständig  fü r  die  Ermittlung  des  Regel-Bedarfs
berü cksichtigt.242

Demnach mü sste EUR 1,39 + EUR 0,24 + EUR /  + EUR /  = EUR 9,37 ergeben.

Entgegen der EVS-Referenz-Gruppe haben Leistungs-Berechtigte keinen Anspruch auf Nutzung
von PKW, die Auswirkungen auf die Beschaffung der dieser Abteilung zuzurechnenden Produkte
hat der Gesetzgeber jedoch nicht thematisiert.

23.6. 07 Verkehr

Sofern Ausgaben fü r Verkehr EVS-Abteilung 07 im Regel-Bedarf vorhanden sind, beruhen die
Angaben auf der Auswertung einer abweichenden EVS-Referenz-Gruppe.243

Somit „passen“ die Ausgaben dieser EVS-Abteilung 07 nicht zu den Ausgaben der anderen EVS-
Abteilungen, weil es sich um unterschiedliche Referenz-Gruppen handelt.

Ob „Fahrrad-Fahrer“ bzw. „ÖPNV-Nutzer“244 dieselben Einkaufs-Stä tten nutzen (kö nnen) wie
„Autofahrer“, kann nicht bekannt sein, da derartige Erhebungen fehlen.

235 „lfd. Nr. 92“ Code „06 Gesundheitspflege“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

236 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 41    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
237 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 41    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
238 „lfd. Nr. 100“ Code „0613 072 Zahnersatz Materialkosten (einschl. Eigenanteile)“ RBEG2017-E, pdf-

Seite 110 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
239 „lfd. Nr. 99“ Code „0613 050 orthopädische Schuhe (einschl. Eigenanteile)“ RBEG2017-E, pdf-

Seite 110 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
240 „lfd. Nr. 101“ Code „0613 090 Reparaturen von therapeutischen Geräten und Ausrüstungen (einschl. 

Eigenanteile)“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

241 „lfd. Nr. 107“ Code „0623 330 Miete von therapeutischen Geräten“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 
(nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

242 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 41    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
243 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 42    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
244 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 42    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Ebenso fehlen Erhebungen zu den Transport-Mö glichkeiten der gekauften Waren.

Transport von der Einkaufs-Stä tte in den davor auf dem Parkplatz parkenden PKW ist etwas
anderes, als mit „zahlreichen Tü ten“ per Fahrrad bzw. Ö PNV nach Hause fahren zu mü ssen.

Die Mö glichkeit zur Nutzung von „Sonder-Angeboten“ oder „Mengen-Rabatten“ ist fü r „Fahrrad-
Fahrer“ bzw. „Ö PNV-Nutzer“ somit offenkundig deutlich geringer, im Vergleich zu „Autofahrern“.

Bereits das Heim-Bringen eines „Wochen-Einkaufs“ dü rfte fü r „Autofahrer“ einfacher sein als
fü r „Fahrrad-Fahrer“ und „Ö PNV-Nutzer“.

Weshalb ein derartiger System-Bruch trotzdem zulä ssig sein kö nnte, ist nicht ersichtlich.

Der  Unterschieds-Betrag  zwischen  den  Ausgaben  „normaler“  Haushalte  (EUR 64,33)245 und
„Haushalte  ohne  Ausgaben  fü r  Kraftstoffe,  Autogas,  Strom  fü r  Elektroauto,  Schmiermittel“
(EUR 30,82)246 beträ gt somit EUR 33,51247.

Ausweislich  BT-Drs. 18/9984,  Seite 42,  Tabelle  „lfd. Nr. 4“  sind  fü r  Code-Nummer  „0730 901
fremde  Verkehrsdienstleistungen  (ohne  Ü bernachtung)  –  nicht  Luftverkehr“  bei  der  EVS-
Referenz-Gruppe  lediglich  EUR „20,77“  errechnet  worden,  zugebilligt  werden  jedoch
„umgerechnet*“ EUR 26,44248.

Auch  durch  eine  derartige  „Umrechnung“  wird  das  bei  fast  allen  anderen EVS-Abteilungen
angewandte System durchbrochen, denn dort wird fast nie „umgerechnet“.

Eine ähnliche „Umrechnung“ findet sich bei Strom.249

Der  Gesetzgeber  hat  nicht  erklä rt,  weshalb  derartige  „Umrechnungen“  nicht  auch  bei  allen
anderen EVS-Abteilungen angebracht wä ren.

Die  nicht  anerkannten  Ausgaben  fü r  Verkehr  EVS-Abteilung 07 belaufen  sich  somit  auf
(EUR 33,51 - (EUR 26,44–EUR 20,77)=) EUR 27,84250.

Fü r  die  Sonder-Auswertung  Ein-Personen-Haushalte  „Haushalte  ohne  Ausgaben  für
Kraftstoffe,  Autogas,  Strom  für  Elektroauto,  Schmiermittel“ wird  der  Grenzwert  von
EUR 952,33 beibehalten.

15 %  der  17.751  insgesamt  erfassten  EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte  sind  2.663 Ein-
Personen-Haushalte, ausgewertet wurden fü r „Energie (Haushalte, die nicht mit Strom heizen)“
aber nur 1.347 erfasste Ein-Personen-Haushalte, somit nur 7,6 % der erfassten Ein-Personen-
Haushalte.

1.347  erfasste  Ein-Personen-Haushalte  ergeben  hochgerechnet  1.475.000  Ein-Personen-
Haushalte, somit 9,2 % aller 16.024.000 hochgerechneten Ein-Personen-Haushalte.

15 %  von  allen  16.024.000  hochgerechneten  Ein-Personen-Haushalte  sind  2.403.600
hochgerechnete Ein-Personen-Haushalte.

Somit fehlen bei der Auswertung fü r „Haushalte ohne Ausgaben fü r Kraftstoffe, Autogas, Strom
fü r  Elektroauto,  Schmiermittel“  Daten  von  ca.  1.316 erfassten251 Ein-Personen-Haushalte
= 928.600 hochgerechnete Ein-Personen-Haushalte.

245 „lfd. Nr. 110“ Code „07 Verkehr“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

246 „lfd. Nr. 3“ Code „07 Verkehr“ RBEG2017-E, pdf-Seite 113 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

247 EUR 64,33 minus EUR 30,82 = EUR 33,51
248 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 42    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
249 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
250 EUR 33,51 minus (EUR 26,44 minus EUR 20,77) = EUR 27,84
251 2.663 tatsächliche 15 % der Ein-Personen-Haushalte minus 1.347 = 1.316 erfasste Ein-Personen-

Haushalte
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„Privater Konsum insgesamt“ der Ein-Personen-Haushalte von „Haushalte ohne Ausgaben fü r
Kraftstoffe,  Autogas,  Strom  fü r  Elektroauto,  Schmiermittel“  liegt  bei  EUR 833,80,  anstatt  bei
EUR 903,55,  somit um  EUR     69,75 niedriger   als bei  den sonst  ausgewerteten EVS-2013-Ein-
Personen-Haushalte.

Die  im  RBEG-2017-E  ausgewiesenen  Lebens-Haltungs-Kosten scheinen  somit  fü r  „Nicht-
Autofahrer“ niedriger zu sein als fü r „Autofahrer“, da es sich bei der EVS-Referenz-Gruppe aber
tendenziell nur um „Arme“ handelt, drängt sich die Frage auf, weshalb manche „Arme“ trotzdem
bereit  sein  sollten  - andere „Arme“  hingegen  nicht -  ,  relativ  hohe  Ausgaben  fü r  ein
Kraftfahrzeug  zu  bezahlen,  obwohl  es  nach  Meinung  des  Gesetzgebers  genauso  gut  ohne
Kraftfahrzeug gehen wü rde.

„Demonstrativer  Konsum“  bietet  sich  zwar  als  Erklä rungs-Ansatz  an,  dü rfte  aber  wegen
tatsächlicher „Armut“ der Referenz-Gruppe und der relativen „Sprung-Fixigkeit“ von PKW-
Kosten eher unwahrscheinlich sein.

Vielmehr  dü rften  die  somit  nachgewiesenen  niedrigeren  Konsum-Ausgaben  auf  mangelnde
finanzielle  Möglichkeiten hindeuten,  individuell  als  notwendig erachtete  (= subjektiv
notwendige)  Ausgaben zu  tä tigen,  d.h.  die  tatsä chlich  erfassten EVS-Ausgaben  sind
niedriger  als  die  notwendigen Ausgaben,  weshalb  diese  EVS-Referenz-Gruppe  deutlich
erkennbar nicht als Referenz-Gruppe zur Bestimmung eines Existenz-Minimums geeignet
sein kann.

1.347 erfasste252 von  insgesamt  2.023 ausgewerteten253 Ein-Personen-Haushalten  entspricht
einem Anteil  von  66,6 %,  d.h.  2/3 der ausgewählten EVS-Referenz-Haushalte erfü llen dieses
Kriterium.

Von diesen 1.347 erfassten Haushalten „ohne Kraftfahrzeug-Kosten“ haben nur 876 erfasste254

Haushalte (= 65,0 %) Kosten fü r „Verkehr ohne Kraftfahrzeug“.

876 erfasste  Haushalte  von  insgesamt  2.023 ausgewerteten255 Ein-Personen-Haushalten
entspricht einem Anteil von 43,3 %.

Von diesen 1.347 erfassten Haushalten „ohne Kraftfahrzeug-Kosten“ haben nur 762 erfasste256

Haushalte (= 56,6 %) Kosten fü r „Personenbefö rderung, Verkehrsdienstleistungen“.

762 erfasste  Haushalte  von  insgesamt  2.023 ausgewerteten257 Ein-Personen-Haushalten
entspricht einem Anteil von 37,7 %.

Zudem dü rfte fü r Bewohner insbesondere ländlicher Regionen ein Verzicht auf „eigenen PKW“
schlichtweg zu Versorgungs-Problemen fü hren.

Durch  Verkleinerung der  EVS-Referenz-Gruppe  sinken die  Ausgaben fü r  „Privater  Konsum
insgesamt“ im RBEG 2017-E.

252 „lfd. Nr. 1“ Code „Erfasste Haushalte“ RBEG2017-E, pdf-Seite 113 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

253 „lfd. Nr. 1“ Code „Erfasste Haushalte“ RBEG2017-E, pdf-Seite 109 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

254 „lfd. Nr. 3“ Code „07 Verkehr“ RBEG2017-E, pdf-Seite 113 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

255 „lfd. Nr. 1“ Code „Erfasste Haushalte“ RBEG2017-E, pdf-Seite 109 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

256 „lfd. Nr. 17“ Code „0730, 0733 Personenbeförderung, Verkehrsdienstleistungen“ RBEG2017-E, pdf-
Seite 113 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

257 „lfd. Nr. 1“ Code „Erfasste Haushalte“ RBEG2017-E, pdf-Seite 109 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Die Ausgaben fü r  „0730, 0733 Personenbefö rderung,  Verkehrsdienstleistungen“ dieser 762258

(von 1.347) erfassten EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte betragen EUR 45,03, im Gegensatz zu
den sonst ausgewerteten (hier: 995 von 2.023) erfassten EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte mit
EUR 43,71.

Der  Anteil  der  Ein-Personen-Haushalte  ohne jegliche  Ausgaben  fü r  „0730,  0733
Personenbefö rderung,  Verkehrsdienstleistungen“  liegt  innerhalb  der  sonst  ü blichen
„allgemeinen“  EVS-Referenz-Gruppe  bei  (2.023259 minus  995260 = 1.028)  50,8 % und  sinkt
innerhalb  der  EVS-Referenz-Gruppe  „0730,  0733  Personenbefö rderung,
Verkehrsdienstleistungen“ auf (1.347 – 762 = 585) 43,4 %.

Da der „Grenzwert“ bei beiden Auswertungen unverändert bleibt, folgt daraus, das  Ausgaben
für  „0730,  0733  Personenbeförderung,  Verkehrsdienstleistungen“  auch  bei  solchen
Haushalten anfallen, die zusätzlich auch Ausgaben für Kraftfahrzeuge haben.

Summe regelbedarfsrelevanter Ausgaben Abteilung 07 EUR 32,90, anstatt tatsä chlich erfasster
Ausgaben  in  Hö he  von  EUR 45,03 nur  fü r  „0730,  0733  Personenbefö rderung,
Verkehrsdienstleistungen“.

Fehl-Betrag „Verkehr“ somit mindestens EUR 12,13 monatlich.

Die Ausgaben fü r „Verkehr“ dieser 876 (von 1.347) erfassten EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte
BMAS-Sonder-Gruppe „Verkehr“ betragen EUR 47,38, im Gegensatz zu den sonst ausgewerteten
(hier:  1.552261 von 2.023) erfassten EVS-2013-Ein-Personen-Haushalte der BMAS-Gruppe mit
EUR 83,93.

Der Anteil der Ein-Personen-Haushalte ohne jegliche Ausgaben fü r „Verkehr“ liegt innerhalb der
BMAS-Gruppe bei (2.023 – 1.552 = 471) 23,3 % und steigt innerhalb der BMAS-Sonder-Gruppe
„Verkehr“ auf (1.347 – 876 = 471) 35,0 %.

Summe regelbedarfsrelevanter Ausgaben Abteilung 07 EUR 32,90, anstatt tatsä chlich erfasster
Ausgaben in Hö he von EUR 47,38 in der BMAS-Sonder-Gruppe „Verkehr“.

Fehl-Betrag „Verkehr“ somit mindestens EUR 14,48 monatlich.

RBEG 2017-E Seite 42/43:

„In der Referenzgruppe befinden sich hochgerechnet 2,206 Millionen Einpersonenhaushalte.
Davon  hatten  732.000  Ausgaben  für  Kraftstoffe,  usw.  (Zeile  121  der  Allgemeinen
Sonderauswertung):  Zudem ist  aus  der  Sonderauswertung zum Verkehr  bekannt,  dass  es
809.000  Haushalte  ohne  Ausgaben  für  Kraftstoff,  aber  mit  Ausgaben  für  öffentliche
Verkehrsmittel  gibt  (Zeile  18  der  Sonderauswertung  Verkehr,  Position:  „fremde
Verkehrsdienstleistungen (ohne Übernachtung) - nicht Luftverkehr“).

Somit  wird  bei  insgesamt  1,541  Millionen  (732 000  +  809 000)  von  2,206  Millionen
Haushalten der Referenzgruppe Bedarf an öffentlichen Verkehrsdienstleistungen angesetzt.
Die Ausgaben für diesen Bedarf betragen in der Sonderauswertung für Verkehr pro Haushalt
mit diesem Bedarf  37,87 Euro (Zeile 18 der Sonderauswertung Verkehr, vorletzte Spalte).
Wird dieser Wert auf die Haushalte in der gesamten Referenzgruppe angewandt, so ergibt
sich nach der Berechnung des Statistischen Bundesamtes ein exakter Wert von 26,44 Euro
(näherungsweise 1,541 / 2,206 x 37,87 Euro).“262 (Hervorhebungen hinzugefügt)

258 „lfd. Nr. 17“ Code „0730, 0733 Personenbeförderung, Verkehrsdienstleistungen“ RBEG2017-E, pdf-
Seite 113 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

259 „lfd. Nr. 1“ Code „Erfasste Haushalte“ RBEG2017-E, pdf-Seite 109 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

260 „lfd. Nr. 124“ Code „0730, 0733 Personenbeförderung, Verkehrsdienstleistungen“ RBEG2017-E, pdf-
Seite 109 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

261 „lfd. Nr. 110“ Code „07 Verkehr“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

262 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 42/43    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Der Gesetzgeber beziffert die Kosten fü r die „  ÖPV-Fahrkarte  “ selber mit   EUR     37,87  , während  
er gleichzeitig aber nur EUR     26,44 zubilligt, d.h.    nur 69,8     % der tatsächlichen Kosten  , somit  
mü ssen   30,2     % „aller Fahrten“ ohne Bezahlung durchgeführt   werden.  

Weshalb  RBEG 2017  davon  ausgeht,  Haushalte  kö nnten  ohne  Ausgaben  fü r  „Verkehr“
auskommen, wird nicht erklä rt.

Weshalb RBEG 2017 davon ausgeht,  Nutzung von  öffentlichen Verkehrsmitteln mü sse  von
den jeweiligen Haushalten nicht bezahlt werden, wird nicht erklä rt.

Wird „Schwarzfahren“ demnä chst straf-frei?

Kürzung bei öffentliche Verkehrs-Dienstleistungen somit EUR 11,43 pro Monat.

Die Ü bernahme der tatsä chlich getä tigten Ausgaben der EVS-Referenz-Haushalte in den Regel-
Bedarf ist offenkundig auch weiterhin nicht gewollt.

Warum  ausgerechnet  und  nur bei  „Kommunikationsdienstleistungen  -  Doppelflatrate
Festnetztelefon und Internet (Kombipaket)“ (nicht bei  „Strom“ und  nicht bei „Verkehr“) eine
Ausnahme gemacht wird, erklä rt RBEG 2017 nicht.

23.7. 08 Telekommunikation

Bei  den  Ausgaben  fü r  Telekommunikation  EVS-Abteilung 08263 beträ gt  der  Unterschieds-
Betrag zwischen den fü r die EVS-Referenz-Gruppe berechneten Wert (EUR 38,65)264 und den im
Regel-Bedarf anerkannten Ausgaben (EUR 35,31)265 EUR 3,34.

Zwar  wird  die  Notwendigkeit  eines  Telefons  anerkannt,  im  RBEG 2017 allerdings  nur  fü r
Festnetztelefonie266, erst im RBEG 2021 treten neben den zu den bereits in der Vergangenheit
als  regel-bedarfs-relevant  berü cksichtigten  Verbrauchsausgaben  in  Form  einer  Flatrate  fü r
Festnetzanschlü sse  fü r  Telefon  und Internet  auch  die  auf  Gebü hren  fü r  Mobilfunkverträge
(Gesprä chseinheiten und Datenvolumen) oder Prepaid-Karten entfallenden durchschnittlichen
Verbrauchsausgaben hinzu.267

Im RBEG 2017 wü rden die Ausgaben je Haushalt mit Aufwendungen fü r eine Doppelflatrate
fü r Festnetz und Internet berü cksichtigt. Es handelt sich um Ausgaben in Hö he von EUR 30,28
fü r die Position „Kommunikationsdienstleistungen – Doppelflatrate Festnetztelefon und Internet
(Kombipaket)“  der  Sonderauswertung  2013  (Zeile 135  der  Originaltabelle  der
Sonderauswertung,  vorletzte  Spalte).  Damit  seien  rechnerisch  auch  die  Kosten  einer
alternativen  Ausstattung  „Mobiltelefon  und  Internet  (Kombipaket)“  abgedeckt,  die  sich  auf
EUR 27,60 beliefen (nachfolgende Zeile).268

Bei  „die  Ausgaben  je  Haushalt  mit  Aufwendungen  für  …“  dü rfte  es  sich  um  die
durchschnittlichen  Ausgaben  derjenigen  Haushalte  handeln,  die  dieses  Produkt  tatsä chlich
gekauft haben.

Hingegen  wird  der  durch  die  EVS  tatsä chlich  ermittelte  Wert  fü r  „je  Haushalt  mit
Aufwendungen“ in den  anderen EVS-Abteilungen vom Gesetzgeber  ignoriert und stattdessen
wird  der  tatsächliche  Wert (vorletzte  Spalte)  mit  nicht  nachprü fbaren  Formeln  auch  auf
solche Haushalte „hoch-gerechnet“ die keine Ausgaben fü r dieses Produkt hatten (Berechnungs-
Ergebnis in letzter Spalte) und dadurch gesenkt.

263 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 43    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
264 „lfd. Nr. 129“ Code „08 Post und Telekommunikation“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)

https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
265 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 43    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
266 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 44    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
267 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750, Seite 29    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
268 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 44    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Mit dem so berechneten - in den Regel-Bedarf ganz oder teilweise ü bernommenen - Wert kann
aber  nicht  diejenige  Waren-Menge  gekauft  werden,  die  die  EVS-Referenz-Haushalte  von
diesem Produkt gekauft haben, um ihren Bedarf zu decken, weil der zugebilligte Betrag aufgrund
der  Berechnungs-Formeln  grundsä tzlich  immer  niedriger ist  als  der  Betrag,  den  die  EVS-
Referenz-Haushalte tatsächlich ausgegeben haben, um ihr Existenz-Minimum zu decken.

Sofern unterstellt  wird,  die EVS wü rde die notwendigen Ausgaben abbilden,  so stehen diese
Ausgaben in der vorletzten Spalte, nicht hingegen in der   letzten   Spalte.

Es ist  somit nicht  ersichtlich,  weshalb angenommen werden kö nnte,  der Gesetzgeber wü rde
seine Entscheidung,  anstatt  der Werte  aus der  vorletzten Spalte  diejenigen aus der  letzten
Spalte nehmen, selber fü r sachgerecht halten.269

Während  im  RBEG 2017 die  Position  „Kommunikationsdienstleistungen  –  Doppelflatrate
Festnetztelefon  und  Internet  (Kombipaket)“  als  einzige  Position ü berhaupt  in  Höhe  der
tatsächlich erfassten durchschnittlichen Ausgaben in den Regel-Bedarf gekommen ist270,
hat  der  Gesetzgeber  im  RBEG 2021 diese  Sonder-Behandlung wieder  aufgegeben271,  ohne
diesen  bedeutsamen  Wechsel  der  Berechnungs-Basis  kenntlich  zu  machen oder  sogar  zu
begründen.

Entgegen der EVS-Referenz-Gruppe haben Leistungs-Berechtigte keinen Anspruch auf Nutzung
von PKW, die Auswirkungen auf die Beschaffung der dieser Abteilung zuzurechnenden Produkte
hat der Gesetzgeber jedoch nicht thematisiert.

23.8. 09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur

Bei den Ausgaben fü r  Freizeit, Unterhaltung und Kultur EVS-Abteilung 09 stehen aus den
EVS-Daten  errechnete  EUR 74,87272 zugebilligte  Leistungen  in  Hö he  von  EUR 37,88273

gegenü ber.

269 „Schließlich führt auch Nichtkonsum aufgrund geringen Einkommens zu Leerkategorien, wenn der 
Konsum bestimmter Güter von den Personen durchaus gewünscht und angestrebt wird, aufgrund der 
Einkommenslage aber nicht realisiert werden kann, weil andere Güter höhere Prioritäten haben. (...)
Für die Ableitung von Regelbedarfen, die ein bestimmtes Wohlstandsniveau sicherstellen sollen,  
sind  die  dahinter  stehenden  Gründe  jedoch  von  Belang,  da  sie  die  notwendigen  normativen  
Setzungen in unterschiedlicher Weise berühren.
Hier  gilt  es,  entweder  geeignete  Indikatoren  für  die  Unterscheidung  zu  finden  oder  Güter  
so zu Güterbündeln zu aggregieren, dass keine Null-Angaben für das Bündel entstehen.“
Ruhr-Universität  Bochum  „Forschungsauftrag Zb 1  –  04812-1/20,  „Überprüfung  der  
bestehenden und Entwicklung neuer  Verteilungsschlüssel  zur Ermittlung von Regelbedarfen  
auf  Basis  der  Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  2008  –  Endbericht  –  für  das  
Bundesministerium für Arbeit und Soziales“, Juni 2013, Seite 84 / 85 (Hervorhebungen  
hinzugefügt)

270 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 43  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
271 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 29  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
272 „lfd. Nr. 139“ Code „09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht 

nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
273 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 45    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Die  Differenz  in  Hö he  von  EUR 36,99 ergibt  sich  angeblich274 aus  den  nicht
regelbedarfsrelevanten  Ausgaben  fü r  Garten  (EUR 4,31)275,  Camping  (EUR 0,36)276,
Pauschalreisen (EUR 9,91)277,  „Schnittblumen und Zimmerpflanzen“ (EUR 2,72)278,  „Haustiere
einschl.  Veterinä r-  u.  a.  Dienstleistungen“  (EUR 4,33)279,  „Glü cksspiele“  (EUR 2,86)280,  „GEZ-
Gebü hren“  (EUR 11,29)281,  „Kabelfernsehen“  (EUR 2,77)282 und  „Pay-TV“  (EUR 0,51)283,
„Miete/Leihgebü hren fü r TV-, Videogerä te u. Ä . Videofilme, DVDs“ (EUR 0,22)284.

Die  in  der  Begrü ndung  von  RBEG 2017  benannten  Kü rzungen285 in  der  EVS-Abteilung 09
summieren  sich  auf  Basis  der  Daten  der  nicht  nummerierten  Anlage  des  RBEG 2017-E  auf
EUR 39,28,  in  Abzug  gebracht  werden  jedoch  nur  EUR 36,99,  somit  EUR 2,29  weniger als
behauptet.

Von  welchem  dieser  beiden Werte  (EUR 39,28 oder  EUR 36,99)  sind  denn  nun die  Reichs-
Minister  im  Jahr  1941  ausgegangen  als  sie  1941  den  Mehr-Bedarf  der  zweiten  Person  im
Haushalt auf 80 % begrenzten und wieso ist dieser Anteil seit 80 Jahren unverändert?

RBEG 2017 erfüllt nicht die Anforderungen an verfassungs-konform berechneten Regel-
Bedarf, weshalb die hierbei als Anspruch in Hö he von 100 % vorgesehenen Werte auch nicht
geeignet sind, um davon Kü rzungen vorzunehmen.

Entgegen der EVS-Referenz-Gruppe haben Leistungs-Berechtigte keinen Anspruch auf Nutzung
von PKW, die Auswirkungen auf die Beschaffung der dieser Abteilung zuzurechnenden Produkte
hat der Gesetzgeber jedoch nicht thematisiert.

23.9. 10 Bildungswesen

Bei den Ausgaben fü r Bildungswesen EVS-Abteilung 10 wurden fü r die EVS-Referenz-Gruppe
EUR 7,83286 berechnet, zugebilligt im Regel-Bedarf wurden EUR 1,01.287

Ausweislich  der  Begrü ndung  in  RBEG 2017-E  wü rden  Ausgaben  fü r  die  Position
„Kinderbetreuung“ fü r Ein-Personen-Haushalte nicht anfallen.288

274 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 45/46    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
275 „lfd. Nr. 150“ Code „0933 Blumen und Gärten“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)
276 „lfd. Nr. 148“ Code „0932 020 Campingartikel“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)
277 „lfd. Nr. 175“ Code „096 Pauschalreisen“ RBEG2017-E, pdf-Seite 111 (nicht nummeriert)
278 „lfd. Nr. 152“ Code „0933 901 Schnittblumen und Zimmerpflanzen“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 

(nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
279 „lfd. Nr. 153“ Code „0934 900 Haustiere einschl. Veterinär- u. a. Dienstleistungen“ RBEG2017-E, pdf-

Seite 110 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
280 „lfd. Nr. 165“ Code „0943 000 Glücksspiele“ RBEG2017-E, pdf-Seite 111 (nicht nummeriert)    

https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
281 „lfd. Nr. 158“ Code „0942 310 Gebühren für Rundfunk und Fernsehen (GEZ)“ RBEG2017-E, pdf-

Seite 110 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
282 „lfd. Nr. 159“ Code „0942 330 Gebühren für Kabelfernsehen“ RBEG2017-E, pdf-Seite 110 

(nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
283 „lfd. Nr. 160“ Code „0942 340 Gebühren für Pay-TV, Online-Videotheken“ RBEG2017-E, pdf-

Seite 110 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
284 „lfd. Nr. 162“ Code „0942 901 Miete/Leihgebühren für TV-, Videogeräte u. Ä., Videofilme, DVDs“ 

RBEG2017-E, pdf-Seite 110 (nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
285 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 45/46    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
286 „lfd. Nr. 178“ Code „10 Bildungswesen“ RBEG2017-E, pdf-Seite 111 (nicht nummeriert)    

https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
287 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 47    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
288 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 47    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Dieses mag so sein, erklä rt aber nicht, weshalb die Ausgaben der Ein-Personen-Haushalte in der
EVS-Auswertung trotzdem mit „ / “ beziffert sind und nicht mit „ - “.289 290

Denklogisch kö nnen „nicht vorhandene“ Ausgaben nicht „ausgeschlossen“ werden, weil  sie
gar nicht vorhanden sind.

Vorliegend handelt es sich aber offenkundig um bezifferte Ausgaben (deshalb „ / “), weshalb die
Behauptung des Gesetzgebers,  diese Ausgaben wä ren bei der EVS-Referenz-Gruppe gar nicht
angefallen, durch das RBEG 2017-E als unwahr bewiesen ist.

Zudem  wü rden  nach  Meinung  des  Gesetzgebers  die  Kosten  des  Studiums  außerhalb  des
Rechtskreises  des  SGB II  und  des  SGB XII  geregelt,  Ausgaben  fü r  Nachhilfe  spielten  fü r
Erwachsene entweder keine Rolle oder stellten einen gesondert zu erbringenden Bedarf nach
§ 28 SGB II beziehungsweise nach § 34 SGB XII dar.291

23.10. 11 Verrechnungs-Wert für Nahrungsmittel

Aus  den  fü r  die  EVS-Abteilung 11 errechneten  Ausgaben  der  EVS-Referenz-Haushalte
(EUR 33,18)292 wird nur ein geringer Anteil  als regel-bedarfs-relevant eingestuft,  denn dabei
wü rde  es  sich  grundsä tzlich  nicht  um  regel-bedarfs-relevante  Ausgaben  handeln,  da  die
auswärtige Verpflegung – also in Restaurants, Cafés und Imbissständen sowie in Kantinen und
Mensen – nicht zum physischen Existenzminimum zähle.293

Als Ausgleich fü r den deshalb höheren häuslichen Verpflegungsaufwand (EVS-Abteilung 01)
wü rden 34,1 Prozent der Verbrauchsausgaben fü r Speisen und Getränke der EVS-Abteilung 11
als regel-bedarfs-relevant berü cksichtigt, somit EUR 9,82.294

Da es sich nach Angaben des Gesetzgebers dabei um die Wareneinsatzquote des „Statistisches
Bundesamt, Genesis-Onlinedatenbank; Tabelle 45342-0001, Unternehmen, Beschä ftigte, Umsatz
und weitere betriebs- und volkswirtschaftliche Kennzahlen im Gastgewerbe“295 handelt, dü rfte
sich diese aus den tatsä chlichen Verkaufs-Preisen ergeben, somit beziehen sich die 34,1 % auf
die Angaben in der vorletzten Spalte und nicht auf die Angaben in der letzten Spalte.296

           34,1 %-Anteil
„Lfd.Nr. 187“ „Code 1111 000 Speisen und Getränke in Restaurants,
Cafés, Eisdielen, an Imbissständen und vom Lieferservice“ EUR 31,90 EUR 10,88
„Lfd.Nr. 188“ „Code 1112 000 Speisen und Getränke in Kantinen
und Mensen“ EUR 21,00 EUR   7,16

Die beiden Beträ ge in der letzten Spalte summieren sich auf EUR 18,04.

289 „lfd. Nr. 181“ Code „1010 010 Kinderbetreuung (ohne Verpflegung) – Kindergärten“
„lfd. Nr. 182“ Code „1010 020 Kinderbetreuung (ohne Verpflegung) – Vorschulklassen“
RBEG2017-E, pdf-Seite 111 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

290 „Zeichenerklärung
 / = Keine Angabe, da aufgrund der geringen Haushaltszahl (weniger als 25 Haushalte) der Zahlenwert 
nicht sicher genug ist …
– = Nichts vorhanden.“   Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 4, EVS 2013, Seite 6

291 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 47    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
292 „lfd. Nr. 185“ Code „11 Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen“ RBEG2017-E, pdf-Seite 111 

(nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 
293 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 48    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
294 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 48    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
295 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 48    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
296 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 111 (nicht nummeriert) 

https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Fü r  die  häusliche Zubereitung entstehen Zusatz-Kosten,  z.B.  fü r  die Beschaffung und den
Betrieb von  „Imbiss-Ausstattung“297,  z.B.  Friteuse und  Frittierfett fü r  die  Zubereitung von
Pommes Frites,  Döner-Grill fü r  die  Zubereitung  von  Dö ner,  etc.,  und  die  dafü r  anfallenden
Strom-Ausgaben,  fü r  die  der  Gesetzgeber  keine  Kompensation vorgesehen  hat,  also
abweichend zu z.B. der Flü ssigkeits-Menge von Alkohol-Produkten.

Gerade in ä rmeren Haushalten dü rften derartige  Gerä te  nicht im Haushalt  vorhanden sein,
weshalb  die  so  zuzubereitenden  Produkte  gewö hnlich  insbesondere  an  Imbiss-Buden
konsumiert werden (mü ssen).

Ausgaben der EVS-Referenz-Gruppe fü r Ü bernachtungen in Hö he von EUR 4,37298 sind hingegen
nicht regel-bedarfs-relevant.

23.10.1. Wertungs-Widerspruch des Gesetzgebers EVS-Abteilung 11

Während der Gesetzgeber im Bereich SGB II / SGB XII einen Verrechnungs-Wert aus der EVS-
Abteilung 11 („Außer-Haus-Verzehr“)  zur Deckung derjenigen Ausgaben,  die systembedingt
der  EVS-Abteilung 01 zuzurechnen  sind,  zuweist299 300,  trennt er  die  Ausgaben  beider  EVS-
Abteilungen im  AsylbLG und ordnet  die Ausgaben der EVS-Abteilung 01 dem „notwendigen
Bedarf“  und  die  (verminderten)  Ausgaben  der  EVS-Abteilung 11 dem  „notwendigen
persönlichen Bedarf“ zu301.

Eine Begrü ndung fü r diese unterschiedliche Zuordnung fehlt.

23.11. 12 Andere Waren und Dienstleistungen

Aus den fü r  Andere Waren und Dienstleistungen EVS-Abteilung 12  errechneten Ausgaben
der EVS-Referenz-Haushalte  in Hö he  von  EUR 35,72302 werden  EUR 31,31 als regel-bedarfs-
relevant eingestuft (inklusive EUR 4,16 fü r „1541 000 Mitgliedsbeiträ ge fü r Vereine, Parteien u.
Ä .“).303

Dabei  wü rden  bei  den  sonstigen  Dienstleistungen  die  Gebü hren  von  EUR 28,80  fü r  den
Personalausweis bezogen auf 10 Jahren in Hö he von EUR 0,25 berü cksichtigt.

EUR 35,72 minus (EUR 31,31 minus EUR 4,16) = EUR 8,57 Abzug.

297 Wegen der Neuzuordnung von Produkten in der SEA 2021 
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2021.pdf?
__blob=publicationFile wird hier auf die Angabe eines SEA-Codes aus der SEA 2013 
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2013.pdf?
__blob=publicationFile verzichtet

298 „lfd. Nr. 189“ Code „1120 000 Übernachtungen“ RBEG2017-E, pdf-Seite 111 (nicht nummeriert)    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

299 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 49    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
300 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 32    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
301 „Die  Zusammensetzung  und  Höhe  der  notwendigen  persönlichen  Bedarfe in  den  einzelnen  

Bedarfsstufen bestimmt sich dabei zunächst auf Grundlage der bedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben 
für  die  Abteilungen 7 bis 12 der  Sonderauswertungen  der  EVS 2013  nach  § 5 Absatz 1  und  
§ 6 Absatz 1 RBEG.“ Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes, 
Bundesrat  Drucksache 178/19,  Seite 18,  letzter  Absatz,  Satz 1  (Hervorhebungen  hinzugefügt)     
https://dserver.bundestag.de/brd/2019/0178-19.pdf

302 „lfd. Nr. 190“ Code „12 Andere Waren und Dienstleistungen“ RBEG2017-E, pdf-Seite 111 
(nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

303 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 48    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Da  die  Gesamt-Ausgaben fü r  „lfd.Nr. 204“  Code  „1220,  1240-1270 sonstige  Dienstleistungen“
lediglich  EUR 7,51304 betragen, von denen EUR 0,25 im Regel-Bedarf sind, ergibt sich hier ein
Fehl-Betrag in Hö he von (EUR 8,57 minus EUR 7,51 =)  EUR 1,06,  die  ohne Begründung aus
der EVS-Abteilung 12 nicht im Regel-Bedarf sind.

Entgegen der EVS-Referenz-Gruppe haben Leistungs-Berechtigte keinen Anspruch auf Nutzung
von PKW, die Auswirkungen auf die Beschaffung der dieser Abteilung zuzurechnenden Produkte
hat der Gesetzgeber jedoch nicht thematisiert.

24. Entwicklung Summe Private Konsum-Ausgaben EVS 2008 zu EVS 2013

Gegenü ber der  EVS 2008 sind bei der  EVS 2013 „Private Konsum-Ausgaben OHNE 04 Miete,
Energie und Wohnunginstandhaltung PLUS Strom und Wohnunginstandhaltung“ gesunken, d.h.
die Ausgaben der Referenz-Haushalte unterste     15     % der EVS     2013   liegen EUR     6,20 niedriger  
als der Wert fü r die untersten     10     % der EVS     2008  , d.h. die untersten 15     % der Ärmsten des  
Jahres 2013 sind ärmer als die untersten 10     % der Ärmsten des Jahres 2008  .

25. Erklärungs-Lücke RBEG 2021

Summe Private Konsumausgaben RBEG 2021 EUR 989,63

minus 04 Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung EUR 431,23

plus regel-bedarfs-relevanter Anteil der Abteilung 04 EUR   36,87

= Differenz = Private Konsum-Ausgaben OHNE 04 Miete, Energie und
 Wohnunginstandhaltung PLUS Strom und Wohnunginstandhaltung EUR 595,27

minus zugebilligter Regel-Bedarf RBEG 2021 EUR 434,90

=     Erklärungs-Lücke RBEG     2021                                                                                 EUR     160,37  

Beim RBEG 2021 werden von der Summe Private Konsumausgaben EUR 160,37 = 16,21 %
abgezogen, ohne dass es für diesen Abzug nachvollziehbare Begründungen gibt.305

RBEG 2021  erfüllt  nicht die  Anforderungen  an  verfassungs-konform  berechneten  Regel-
Bedarf, weshalb die hierbei als Anspruch in Hö he von 100 % vorgesehenen Werte auch nicht
geeignet sind, um davon Kü rzungen vorzunehmen.

26. Entwicklung Erklärungs-Lücke RBEG 2017 zu RBEG 2021

Gegenüber dem RBEG 2017 ist die Erklärungs-Lücke beim RBEG 2021 um über 18 % auf
nunmehr EUR 160,37 gestiegen.

304 „lfd. Nr. 204“ Code „1220, 1240-1270 sonstige Dienstleistungen“ RBEG2017-E, pdf-Seite 111 
(nicht nummeriert)    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf 

305 „Die  Richtsätze sind  vielmehr  in  den  Jahren  1926/27 aus  den  örtlichen  Erfahrungen  der  
Unterstützungspraxis  heraus  gebildet  und  später  unter  Berücksichtigung der  Entwicklung  der  
Lebenshaltungskosten  und  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Fürsorgeträger  herab-  und  
heraufgesetzt worden.“  Käthe  Petersen  in:  Öffentliche  Einkommenshilfe  und  Richtsatzpolitik,  
Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG,  
1955, Seite 68 (Hervorhebungen hinzugefügt)
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27. Angebliche Einsparungen bei „Partnern“

27.1. Fehlende Grundlagen für Ansprüche unterhalb von 100 % eines Ein-
Personen-Haushalts

Die Hö he der Ansprü che von Erwachsenen in Hö he von 90 % (Regel-Bedarfs-Stufe 2) bzw. 80 %
(Regel-Bedarfs-Stufe 3)  eines  Ein-Personen-Haushalts  beruht  weiterhin  auf  den
Festschreibungen im „Runderlaß des Reichsministers des Innern und Reichsministers für
Arbeit vom 31.10.1941 über öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze“ –
IV W I 160/41-7000a  u.  IIb 7030/41306 (dort  oberer  Spannen-Wert)  und  beruht  daher
weiterhin  nicht  auf  Irgendetwas,  was  in  irgendeiner  Form  wissenschaftlichen  Standards
entsprechen kö nnte.307

Der  Anspruch  für  Regel-Bedarfs-Stufe 2  und  Regel-Bedarfs-Stufe 3  beruht  auch  im
RBEG 2017 und im RBEG 2021 auf fiskalischen Überlegungen vorkonstitutioneller Sozial-
Hilfe-Behörden.308

Da  RBEG 2017  und  RBEG 2021  die  Methodik  des  RBEG 2011 fortsetzen,  gelten  auch  fü r
RBEG 2017 und RBEG 2021 die bereits in „DEUTSCHER BUNDESTAG, Ausschuss fü r Arbeit und
Soziales,  17. Wahlperiode,  Ausschussdrucksache 17(11)314“,  abgedruckt  in
„Ausschussdrucksache 17(11)309“ Seite 142 bis Seite 265, geäußerte Kritik.309

Zur  Vermeidung  von  Wiederholungen  wird  auf  „Ausschussdrucksache 17(11)314“
verwiesen.310

27.2. Zirkel-Schluss statt Nachweis

Beliebt zur Rechtfertigung der  Leistungs-Kürzung auf lediglich  80 % ist der  Zirkel-Schluss,
die  zugebilligte  Leistungs-Hö he  sei  deshalb ausreichend,  weil  die  beobachteten  Armen  ihr
ganzes  zugebilligtes  Geld  ausgegeben  hä tten  und  damit  bewiesen  sei,  dass  der  zugebilligte
Betrag auch tatsä chlich ausgereicht habe, um alles Notwendige zu kaufen.

Dabei wird verkannt,  dass hö here Ausgaben deshalb nicht mö glich sind, weil die zugebilligte
Leistungs-Hö he dieses nicht ermö glicht.

306 Rund-Erlaß des  Reichsministers  des  Innern und Reichsministers  für Arbeit  vom 31.10.1941 über  
öffentliche  Fürsorge,  insbesondere  Aufbau  der  Richtsätze  –  RdErl.  d.  RMdI.  u.  d.  RAM.  v.  
31.10.1941 –   IV W I 160/41-7000a u. IIb 7030/41,  Ministerial-Blatt  des  Reichs-  und Preußischen  
Ministeriums des Innern, RMBliB. 1941, S. 1951 (dort oberer Spannen-Wert)

307 „Der im Richtsatzerlaß von 1941 für Haushaltsangehörige über 16 Jahre vorgesehene Prozentsatz (70-
80 %)  ist  – wie die Höhe der Richtsätze –  nicht auf Grund wissenschaftlicher Untersuchungen,  
sondern  auf  Grund  der  örtlichen  Erfahrungen  festgesetzt.“,  Käthe  Petersen  in:  Öffentliche  
Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik, Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private  
Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 71 (Hervorhebungen hinzugefügt)

308 „Die  Richtsätze  sind  vielmehr  in  den  Jahren  1926/27  aus  den  örtlichen  Erfahrungen  der  
Unterstützungspraxis  heraus  gebildet  und  später  unter  Berücksichtigung der  Entwicklung  der  
Lebenshaltungskosten  und  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Fürsorgeträger  herab-  und  
heraufgesetzt worden.“  Käthe  Petersen  in:  Öffentliche  Einkommenshilfe  und  Richtsatzpolitik,  
Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG,  
1955, Seite 68 (Hervorhebungen hinzugefügt)

309 Deutscher Bundestag, Ausschussdrucksache 17(11)314, abgedruckt in 
Ausschussdrucksache 17(11)309, Seite 142 bis Seite 265    
http://webarchiv.bundestag.de/archive/2013/1212/bundestag/ausschuesse17/a11/anhoerungen/
2010/41_Sitzung/17_11_309.pdf

310 Deutscher Bundestag, Ausschussdrucksache 17(11)314, abgedruckt in 
Ausschussdrucksache 17(11)309, Seite 142 bis Seite 265    
http://webarchiv.bundestag.de/archive/2013/1212/bundestag/ausschuesse17/a11/anhoerungen/
2010/41_Sitzung/17_11_309.pdf
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27.2.1. Schaubild Zirkel-Schluss statt Nachweis

Gruppe 1 Gruppe 2 Differenz Gruppe 2 vs. Gruppe 1 in %

Einnahmen 100 180 80 %

Ausgaben 100 180 80 %

Rest-Betrag 0 0 0 %

Quelle: eigenes Beispiel, eigene Berechnung

Die Annahme, der Deutsche Verein habe 1989 in einer Gutachterlichen Äußerung311 diesen
Wert von „80 %“ „ermittelt“, verkennt genau diesen Zirkel-Schluss.

Stattdessen  hat  der  Deutsche  Verein  lediglich  die  Ausgaben  einer  zweiten  Gruppe  mit  den
Ausgaben einer ersten Gruppe verglichen, wobei die Mitglieder der zweiten Gruppe Einnahmen
hatten, die  zwischen 64 % und 94 % höher lagen als die der ersten Gruppe, weshalb nicht
verwunderlich  ist,  dass  die  Mitglieder  der  zweiten Gruppe  im Durchschnitt  nicht mehr  als
80 % mehr ausgegeben haben (konnten) als die Mitglieder der ersten Gruppe.

Nach den Vorgaben bei der Auswahl der EVS-1983-Referenz-Gruppe ist es wenig ü berraschend,
dass das „Berechnungs-Ergebnis“ zwischen den vorgegebenen 64 % und den vorgegebenen
94 % liegt, nämlich bei 80 %.

Selbst dann, wenn die EVS 1983 ergeben haben wü rde,  dass eine Begrenzung des Leistungs-
Anspruchs fü r weitere Erwachsene im Haushalt auf 80 % mit diesen Daten begrü ndet werden
kö nnte,  wä re  eine Nutzung dieser „Erkenntnis“  zur Festlegung des Existenz-Minimums doch
wohl schon deshalb offenkundig unzulä ssig, weil es sich bei der EVS 1983 nach Meinung des
Gesetzgebers um die schlechteste EVS aller Zeiten handelt,  denn zur Korrektur  des dortigen
Daten-Schrotts hielt der Gesetzgeber eine  Volks-Zählung fü r notwendig, die dann allerdings
erst 1987 stattfinden konnte.312

Angebliche  Erkenntnisse  der  Ruhr-Universität  Bochum taugen  schon  deshalb  nicht  als
Rechtfertigung  fü r  eine  Leistungs-Kü rzung,  weil  die  Ruhr-Universitä t  Bochum  nach  eigener
Aussage  nicht  einmal  EVS-Daten  zur  Verfügung hatte,  die  einen positiven  oder  negativen
Nachweis hätten erbringen können.313

Berechnungen  mit  anderen  EVS-Referenz-Gruppen  führen  zwangsläufig  zu  solchen
Ergebnissen, auf die sich die Kürzung von Fürsorge-Leistungen nicht rechtfertigen lassen
kann.

311 Gutachterliche Äußerung: Neues Bedarfsbemessungssystem für die Regelsätze in der Sozialhilfe:
Ableitung der Regelsätze für sonstige Haushaltsangehörige,
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, Frankfurt am Main, 1989

312 Volks-Zählungs-Urteil des BVerfG 1 BvR 209, 269, 362, 420, 440, 484/83
313 Ruhr-Universität Bochum „Forschungsauftrag Zb 1 – 04812-1/20, „Überprüfung der bestehenden und 

Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen auf Basis der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 2008 – Endbericht – für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales“, 
Juni 2013, Seite 148:„Aufgrund von Datenschutz-Auflagen enthält das vom Statistischen Bundesamt 
zur Verfügung gestellte Scientific-Use-File eine 80%-ige, faktisch anonymisierte Stichprobe des EVS.
Mit diesem Datensatz wurden die gesamten, im Text der vorliegenden Studie dargestellten Analysen 
durchgeführt. (…)“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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27.3. Historische Entwicklung

27.3.1. Rund-Erlass von 1941

Fü r  weitere  Erwachsene  im  Haushalt  greifen  auch  RBEG 2017  und  RBEG 2021  auf
Festschreibungen von Reichs-Ministern aus dem Jahr 1941 zurü ck (RdErl. d. RMdI. u. d. RAM.
v. 31.10.1941 – IV W I 160/41-7000a u. IIb 7030/41).

27.3.2. Deutscher Verein 1989314

Der Deutsche Verein hat Berechnungen vorgenommen, da das bisherige  Waren-Korb-Modell
auf ein Statistik-Modell umgestellt werden sollte.

Die fü r den „Vergleich“ der Ausgaben von Haushalten von Ehepaar ohne Kind mit den Ausgaben
von  Ein-Personen-Haushalten  ausgewählten  Haushalte  der  EVS 1983  beruhen  auf  den
damaligen Sozial-Hilfe-Schwellen (somit den 80 % von 1941), wobei fü r Ehepaar ohne Kind ein
Wert in Hö he von 64 % ü ber dem Wert fü r Ein-Personen-Haushalte gesetzt wurde.

Die Einkommens-Ober-Grenze (BMAS-Neu-Sprech: „Grenz-Wert“) wurde bei Ehepaar ohne Kind
bei 94 % festgesetzt.

Nach  diesen  Vorgaben  bei  der  Auswahl  der  EVS-1983-Referenz-Gruppe  ist  es  wenig
ü berraschend, dass das „Berechnungs-Ergebnis“  zwischen den vorgegebenen 64 % und den
vorgegebenen 94 % liegt, nämlich bei 80 %.

Weshalb derartige Berechnungen nicht als Zirkel-Schluss einzustufen sind, ist nicht ersichtlich.

Selbst dann, wenn die  EVS 1983 ergeben haben wü rde, dass eine Begrenzung des Leistungs-
Anspruchs fü r weitere Erwachsene im Haushalt auf 80 % mit diesen Daten begrü ndet werden
kö nnte,  wä re  eine Nutzung dieser „Erkenntnis“  zur Festlegung des Existenz-Minimums doch
wohl schon deshalb offenkundig  unzulässig, weil es sich bei der  EVS 1983 nach Meinung des
Gesetzgebers um die schlechteste EVS aller Zeiten gehandelt haben muss, denn zur Korrektur
des dortigen Daten-Schrotts hielt der Gesetzgeber eine Volks-Zählung fü r notwendig, die dann
allerdings erst 1987 stattfinden konnte.315

Weshalb,  insbesondere  trotz  Art. 123 Abs. 1 GG316,  die  Verweigerung  des  Existenz-
Minimums317 mit  Hinweis  auf  vorkonstitutionelles  Verwaltungs-Handeln zulä ssig  sein
kö nnte, haben weder Gesetzgeber, noch BVerfG erklä rt.

314 Gutachterliche Äußerung: Neues Bedarfsbemessungssystem für die Regelsätze in der Sozialhilfe: 
Ableitung der Regelsätze für sonstige Haushaltsangehörige, Deutscher Verein für öffentliche und 
private Fürsorge, Frankfurt am Main, 1989

315 Volks-Zählungs-Urteil des BVerfG 1 BvR 209, 269, 362, 420, 440, 484/83
316 BGBl 1949 I Seite 1: Art. 123 Abs. 1 GG: „Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des 

Bundestages gilt fort, soweit es dem Grundgesetze nicht widerspricht.“ (Hervorhebung hinzugefügt)
317 Der Anspruch auf das Existenz-Minimum kommt aus Art. 1 GG und Art. 20 GG, diese sehen keine 

Einschränkungs-Möglichkeit  vor.  BVerfG 1 BvL 1/09:  1. Leitsatz:  „Das  Grundrecht  auf  
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit 
dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG sichert jedem Hilfebedürftigen diejenigen materiellen 
Voraussetzungen  zu,  die  für  seine  physische  Existenz  und  für  ein  Mindestmaß  an  Teilhabe  am  
gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben unerlässlich sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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27.3.3. BVerfG 1 BvL 1/09

Das  BVerfG  hat  sich  in  BVerfG 1 BvL 1/09318 zur  Zulä ssigkeit  der  Leistungs-Kü rzung  bei
weiteren Erwachsenen im Haushalt geäußert, jedoch seine Meinung auf offenkundig  unwahre
Behauptungen gestü tzt, denn „der Deutsche Verein hat diesen Wert“ in Hö he von „180 %“ dort
nicht „ermittelt“, sondern stattdessen nur mit diesem Wert (100 % plus 80 %), ü bernommen
aus  dem  Rund-Erlass  von  Reichs-Minister  des  Innern  und  Reichs-Arbeits-Minister  vom
31. Oktober 1941  (RdErl.  d.  RMdI.  u.  d.  RAM.  v.  31.10.1941  –  IV W I 160/41-7000a  u.
IIb 7030/41), und Daten der 1989 aktuellsten EVS-Auswertung (EVS 1983) berechnet, welche
Werte sich daraus fü r einzelne Verbrauchs-Positionen ergeben.

Die fü r den „Vergleich“ der Ausgaben von Haushalten von Ehepaar ohne Kind mit den Ausgaben
von  Ein-Personen-Haushalten  ausgewählten  Haushalte  der  EVS 1983  beruhen  auf  den
damaligen Sozial-Hilfe-Schwellen (somit den 80 % von 1941), wobei fü r Ehepaar ohne Kind ein
Wert in Hö he von 64 % ü ber dem Wert fü r Ein-Personen-Haushalte gesetzt wurde.

Die Einkommens-Ober-Grenze (BMAS-Neu-Sprech: „Grenz-Wert“) wurde bei Ehepaar ohne Kind
bei 94 % festgesetzt.

Nach  diesen  Vorgaben  bei  der  Auswahl  der  EVS-1983-Referenz-Gruppe  ist  es  wenig
ü berraschend, dass das „Berechnungs-Ergebnis“  zwischen den vorgegebenen 64 % und den
vorgegebenen 94 % liegt, nämlich bei 80 %.

Weshalb derartige Berechnungen nicht als Zirkel-Schluss einzustufen sind, ist nicht ersichtlich.

Selbst dann, wenn die  EVS 1983 ergeben haben wü rde, dass eine Begrenzung des Leistungs-
Anspruchs fü r weitere Erwachsene im Haushalt auf 80 % mit diesen Daten begrü ndet werden
kö nnte,  wä re  eine Nutzung dieser „Erkenntnis“  zur Festlegung des Existenz-Minimums doch
wohl schon deshalb offenkundig  unzulässig, weil es sich bei der  EVS 1983 nach Meinung des
Gesetzgebers um die schlechteste EVS aller Zeiten gehandelt haben muss, denn zur Korrektur
des dortigen Daten-Schrotts hielt der Gesetzgeber eine Volks-Zählung fü r notwendig, die dann
allerdings erst 1987 stattfinden konnte.319

Weshalb,  insbesondere  trotz  Art. 123 Abs. 1 GG320,  die  Verweigerung  des  Existenz-
Minimums321 mit  Hinweis  auf  vorkonstitutionelles  Verwaltungs-Handeln zulä ssig  sein
kö nnte, haben weder Gesetzgeber, noch BVerfG erklä rt.

318 BVerfG 1 BvL 1/09,  Rn 189:  „Die  Annahme  des  Gesetzgebers,  dass  der  zur  Sicherung  des  
Existenzminimums zu deckende Bedarf für zwei Partner insgesamt 180 % des entsprechenden Bedarfs 
eines  Alleinstehenden  beträgt,  kann  sich  allerdings  auf  eine  ausreichende  empirische  Grundlage  
stützen.  Dieser Betrag beruht auf der modifizierten Differenzrechnung des Deutschen Vereins für  
öffentliche und private Fürsorge, die der Regelung des § 2 Abs. 3 Regelsatzverordnung 1990 zugrunde 
lag.  Der Deutsche Verein hat diesen Wert ermittelt,  indem er als Referenzgruppe Ehegatten ohne  
Kinder  mit  einem verfügbaren  Nettoeinkommen  über  der  Sozialhilfeschwelle  gewählt,  für  sie  den  
regelleistungsrelevanten  Verbrauch  entsprechend  dem  Verfahren  wie  bei  einem  Alleinstehenden  
bestimmt, d.h. nur die einzelnen Ausgabepositionen in den einzelnen Abteilungen der Einkommens-  
und  Verbrauchsstichprobe  berücksichtigt  hat,  die  auch  bei  einem  Alleinstehenden  berücksichtigt  
wurden, und anschließend die Differenz zwischen den Beträgen für Ehegatten und für Alleinstehende 
gebildet hat. Diese Methode ist zur Bestimmung des Existenzminimums von in Bedarfsgemeinschaft  
lebenden Partnern ohne Kinder geeignet.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

319 Volks-Zählungs-Urteil des BVerfG 1 BvR 209, 269, 362, 420, 440, 484/83
320 BGBl 1949 I Seite 1: Art. 123 Abs. 1 GG: „Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des 

Bundestages gilt fort, soweit es dem Grundgesetze nicht widerspricht.“ (Hervorhebung hinzugefügt)
321 Der Anspruch auf das Existenz-Minimum kommt aus Art. 1 GG und Art. 20 GG, diese sehen keine 

Einschränkungs-Möglichkeit  vor.  BVerfG 1 BvL 1/09:  1. Leitsatz:  „Das  Grundrecht  auf  
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit  
dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG sichert  jedem Hilfebedürftigen diejenigen materiellen 
Voraussetzungen  zu,  die  für  seine  physische  Existenz  und  für  ein  Mindestmaß  an  Teilhabe  am  
gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben unerlässlich sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)
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Stattdessen  hat  das  BVerfG  klargestellt,  das  derartig  wichtige  Entscheidungen  nicht  der
Verwaltung  überlassen  bleiben  dürfen,322 vorliegend  hat  der  Gesetzgeber  hingegen
offenkundig  die  „frei  entschiedene“  und  zudem  vorkonstitutionelle  Verwaltungs-Praxis
einfach  ungeprüft übernommen,  ohne jedoch irgendeine nachvollziehbare Berechnung dazu
vorzulegen.

Der  Anspruch  für  Regel-Bedarfs-Stufe 2  und  Regel-Bedarfs-Stufe 3  beruht  auch  in
RBEG 2017  und  RBEG 2021  auf  fiskalischen Überlegungen  vorkonstitutioneller  Sozial-
Hilfe-Behörden.323

322 BVerfG 1 BvL 371/11 Rn. 62: „Die Anforderung, das Existenzminimum müsse durch einen Anspruch 
gesichert  sein,  bezieht  sich  auf  das  Erfordernis  eines  Parlamentsgesetzes  zur  Bestimmung  der  
existenzsichernden  Leistungen,  weil  diese  nicht  der  freien  Entscheidung  der  Verwaltung  
überlassen bleiben dürfen.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

323 „Die  Richtsätze  sind  vielmehr  in  den  Jahren  1926/27 aus  den  örtlichen  Erfahrungen  der  
Unterstützungspraxis  heraus  gebildet  und  später  unter  Berücksichtigung der  Entwicklung  der  
Lebenshaltungskosten  und  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Fürsorgeträger herab-  und  
heraufgesetzt worden.“  Käthe  Petersen  in:  Öffentliche  Einkommenshilfe  und  Richtsatzpolitik,  
Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG,  
1955, Seite 68 (Hervorhebungen hinzugefügt)
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27.3.4. Ruhr-Universität Bochum: Berechnungen ohne Daten

Sofern RBEG 2017 bzw. RBEG 2021 auf  Ruhr-Universität Bochum verweisen,  scheiterte die
Ruhr-Uni  Bochum  mit  dem  Versuch,  mit  EVS-Daten  des  Statistischen  Bundesamtes  die
Behauptungen des BMAS im Regel-Bedarfs-Ermittlungs-Gesetz RBEG 2011 nachzubilden.324

Eine  Kürzung des Leistungs-Anspruchs fü r  Regel-Bedarfs-Stufen mit einem Anspruch von
90 % oder 80 % kann mit Berechnungen der  Ruhr-Universität Bochum nicht begründet
werden,  da  der  der  Ruhr-Universitä t  Bochum  gelieferte  EVS-2008-Daten-Satz  nur  eine
80%  -  ige Stichprobe   der EVS-Daten enthielt,  somit konnte die Ruhr-Universitä t gar nichts
„nachrechnen“  oder  gar  „bestätigen“,  weil  sie  nach  eigener  Aussage  die  dafür
notwendigen EVS-Daten gar nicht hatte.325

Das Statistisches Bundesamt weist in Fachserie 15,  Heft 7,  EVS 2008, auf Seite 46 darauf hin,
dass aus den verschiedenen Erhebungsteilen der EVS 2008 (Allgemeine Angaben,  Geld-  und
Sachvermö gen,  Haushaltsbuch,  Feinaufzeichnungsheft)  insgesamt  fü nf  Mikrodatenfiles
entwickelt wurden, darunter fü r „Haushaltsbuch 98 % - Unterstichprobe“ und fü r „Allgemeine
Angaben, Geld- und Sachvermö gen und Haushaltsbuch 80 % - Unterstichprobe“.326

Die Ruhr-Universitä t  Bochum  hatte  somit  noch  nicht  mal  das  Mikrodatenfile  des  vorliegend
relevanten „Haushaltsbuch“ als „98 % - Unterstichprobe“.

324 Ruhr-Universität Bochum „Forschungsauftrag Zb 1 – 04812-1/20, „Überprüfung der bestehenden und
Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen auf Basis der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 2008 – Endbericht – für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales“,  
Seite 148:  „Aufgrund  von  Datenschutz-Auflagen  enthält  das  vom  Statistischen  Bundesamt  zur  
Verfügung gestellte  Scientific-Use-File  eine  80%-ige,  faktisch  anonymisierte  Stichprobe des  EVS.  
Mit diesem Datensatz wurden die gesamten, im Text der vorliegenden Studie dargestellten Analysen 
durchgeführt. (…)
Als  problematisch erweisen  sich  daher  die  im  Scientific-Use-File  enthaltenen  
Hochrechnungsfaktoren.  Hier bleibt  unklar,  ob es sich  um eigens an die Stichprobe angepasste  
Hochrechnungsfaktoren handelt  oder  um  eine  Skalierung  der  Hochrechnungsfaktoren  der  
vollständigen EVS. Die in Anhang der BT-Drs.     17/3404 ausgewiesenen Werte konnten daher nicht   
vollständig nachvollzogen werden. Da Haushalte am unteren Ende der Einkommensverteilung in der 
EVS überdies  unterrepräsentiert sind (vgl. Statistisches Bundesamt 2013: 35), haben sie zudem  ein 
vergleichsweise  hohes  Gewicht,  was  teilweise  zu  unplausiblen  Ergebnissen  führt (...)  und  die 
direkte Vergleichbarkeit der Referenzgruppen nach RBEG und den für die nachfolgenden Analysen 
zugrunde gelegten Vergleichsgruppen begrenzt.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

325 Ruhr-Universität Bochum „Forschungsauftrag Zb 1 – 04812-1/20, „Überprüfung der bestehenden und
Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen auf Basis der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 2008 – Endbericht – für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales“,  
Seite 148:  „Aufgrund  von  Datenschutz-Auflagen  enthält  das  vom  Statistischen  Bundesamt  zur  
Verfügung gestellte  Scientific-Use-File  eine  80%-ige,  faktisch  anonymisierte  Stichprobe des  EVS.  
Mit diesem Datensatz wurden die gesamten, im Text der vorliegenden Studie dargestellten Analysen 
durchgeführt. (…)
Als  problematisch erweisen  sich  daher  die  im  Scientific-Use-File  enthaltenen  
Hochrechnungsfaktoren.  Hier bleibt  unklar,  ob es sich  um eigens an die Stichprobe angepasste  
Hochrechnungsfaktoren handelt  oder  um  eine  Skalierung  der  Hochrechnungsfaktoren  der  
vollständigen EVS. Die in Anhang der BT-Drs.     17/3404 ausgewiesenen Werte konnten daher nicht   
vollständig nachvollzogen werden. Da Haushalte am unteren Ende der Einkommensverteilung in der  
EVS überdies  unterrepräsentiert sind (vgl. Statistisches Bundesamt 2013: 35), haben sie zudem  ein 
vergleichsweise  hohes  Gewicht,  was  teilweise  zu  unplausiblen  Ergebnissen  führt (...)  und  die 
direkte Vergleichbarkeit der Referenzgruppen nach RBEG und den für die nachfolgenden Analysen  
zugrunde gelegten Vergleichsgruppen begrenzt.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

326 Statistisches Bundesamt Fachserie 15, Heft 7, EVS 2008, Seite 46
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27.3.5. RBEG 2017-E: „Zwei-Personen-Haushalt“  statt Haushalt von „Paar ohne
Kind“

Der in RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 auf  Seite 86327 behauptete  Nachweis  scheitert bereits
daran,  dass dort  ausdrü cklich auf  die Ausgaben eines „Zwei-Personen-Haushalt“  verwiesen
wird,  somit  auch  das  Ausgabe-Verhalten  von  „Alleinerziehende  mit  1 ledigen  Kind  unter
18 Jahren“ mit dem von „Alleinlebenden“ verglichen wird,  anstatt als Vergleichs-Gruppe auf
Haushalte von „Paar ohne Kind“ abzustellen.328

Zudem  fehlt im RBEG 2017-E (BT-Drs. 18/9984) in der dortigen Anlage seltsamerweise eine
Auswertung ausgerechnet nur fü r den behaupteten „Zwei-Personen-Haushalt“.

Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 5, EVS 2013, Seite 15329 enthä lt folgende Darstellung
zur aus dem Haushaltsbuch ausgewählten EVS-Referenz-Gruppe:

Demnach  beträ gt  die  Anzahl  der  erfassten  „Zwei-Personen-Haushalten“  in  der  EVS 2013
insgesamt 21.542

327 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 86    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
328 Doch selbst mit diesem Datensatz lässt sich eine Leistungs-Kürzung nicht rechtfertigen. Es werden  

zwei Referenz-Gruppen mit einander verglichen, in beiden Gruppen befinden sich lediglich Arme. Die 
zweite  Gruppe  hat  ca.  80 %  mehr  Geld  für  Ausgaben  zur  Verfügung  als  die  erste  Gruppe  
(EUR 1.743,33 anstatt EUR 952,33 = +83,06 %). Beide Gruppen geben ihr Geld vollständig aus. Im 
RBEG 2017 wird die Tatsache,  dass Arme ihr gesamtes zur  Verfügung stehende Geld vollständig  
ausgegeben haben als Nachweis dafür angesehen, dass die Höhe des hierfür zugebilligten Geldes auch 
tatsächlich ausgereicht hat, um alle notwendigen Bedarfe zu decken, hingegen kann in der Gruppe, 
die 80 % zusätzlich hat, denklogisch auch nicht mehr als 80 % zusätzlich ausgegeben werden.  
RBEG 2017 stuft somit einen Zirkel-Schluss als empirischen Nachweis ein.

329 Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 5,  Wirtschaftsrechnungen,  Einkommens-  und  
Verbrauchsstichprobe, Aufwendungen privater Haushalte für den Privaten Konsum, 2013, Seite 15 
(Hervorhebungen hinzugefügt)
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DEHeft_mods_00031282
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Abzü glich der erfassten Haushalte von „Paar ohne Kind“ 18.797 (87,3 %) und „Alleinerziehende
mit  1 Kind“  1.261  (5,9 %)  verbleiben  1.471 Zwei-Personen-Haushalte,  somit  6,9 %,  ohne
Erklärung deren personeller Zusammensetzung330.

Es  kann nicht geprüft werden, ob die vom Gesetzgeber in RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 auf
Seite 86331 zugrunde gelegte EVS-Referenz-Gruppe der Zwei-Personen-Haushalte auch zu nur
87,3 % aus  den  vorliegend  gegebenenfalls  relevanten  Haushalten  von  „Paar  ohne  Kind“
besteht, bzw. wie hoch deren Anteil dort ist.

Selbst dann, wenn eine derartige Argumentation mit den Daten der EVS 2013 versucht wü rde,
wä re auch dieses nicht aussagekrä ftig.

Ausweislich  Statistisches  Bundesamt,  Fachserie 15,  Heft 5,  EVS 2018,  Seite 15332 beträ gt  die
Anzahl der erfassten Zwei-Personen-Haushalten in der EVS 2018 insgesamt 21.056.

Abzü glich der erfassten Haushalte von „Paar ohne Kind“ 18.398 (87,4 %) und „Alleinerziehende
mit  1 Kind“  1.187  (5,6 %)  verbleiben  1.471 Zwei-Personen-Haushalte,  somit  7,0 %,  ohne
Erklärung deren personeller Zusammensetzung333.

Somit  kann  weder mit  Daten der  EVS 2013,  noch mit  Daten der  EVS 2018 nachgewiesen
werden, dass die vom Gesetzgeber in RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 auf Seite 86334 zugrunde
gelegte  EVS-Referenz-Gruppe  der  Zwei-Personen-Haushalte,  das  Ausgabe-Verhalten  der
vorliegend einzig relevanten Referenz-Gruppe von Haushalte von „Paar ohne Kind“ abbildet.

Das  BMAS  ist  somit  offenkundig  nicht  in  der  Lage,  seine  Wunschvorstellung  bei  der
Leistungskü rzung auch nur rudimentä r begrü nden zu kö nnen.

Zum  Einfluss  der  als  „erfasst“  eingestuften  Haushalte  auf  das  Berechnungs-Ergebnis  siehe
bereits oben.

27.3.6. Verweigerung  der  Auswertung  von  Daten  zu  Haushalten  von  zwei
Erwachsenen in RBEG 2017 und RBEG 2021

Sonder-Auswertungen der EVS 2013 von Haushalten von „Paar ohne Kind“ hat das BMAS beim
RBEG 2017 nicht behauptet335, obwohl auch Haushalte von „Paar ohne Kind“ zu den Leistungs-
Berechtigten gehö ren dü rften.

Stattdessen  wird  derartigen  Personen  ein  gekü rzter  Leistungs-Anspruch gegenü ber
Alleinlebenden zugemutet.

Fü r  Kinder  und  Jugendliche  hingegen  wird  auf  Sonder-Auswertungen  von  Haushalten  von
„Paar mit 1 ledigen Kind“ verwiesen.

Kinder und Jugendliche befinden sich somit in einem anderen EVS-Referenz-System als „ihre“
Eltern.

Sofern  RBEG 2017  von  der  Richtigkeit  seiner  auf  Reichs-Ministern  von  1941  basierenden
Meinung  ausgehen  wü rde,  könnte  RBEG 2017 derartige  Meinungen  mit  EVS-2013-Daten
belegen.

Dieses ist jedoch nicht der Fall.336

330 Als mögliche Erklärung bietet sich Haushalte von „Alleinerziehende mit 1 Kind über 18 Jahren“ an.
331 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 86    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
332 Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 5, EVS 2018, Seite 15    

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/
Konsumausgaben-Lebenshaltungskosten/Publikationen/Downloads-Konsumausgaben/evs-aufwendung-
privater-haushalte-2152605189004.pdf?__blob=publicationFile

333 Als mögliche Erklärung bietet sich Haushalte von „Alleinerziehende mit 1 Kind über 18 Jahren“ an.
334 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 86    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
335 Dasselbe gilt für EVS 2018 und RBEG 2021.
336 Dasselbe gilt für EVS 2018 und RBEG 2021.
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27.4. Vergleich der Ausgaben von Ein-Personen-Haushalte mit „Haushalte von 
Paar ohne Kind“

Die nachfolgende Tabelle vergleicht die Hö he der Ausgaben von Ein-Personen-Haushalte mit der
Hö he der Ausgaben von Haushalten von Paar ohne Kind der EVS 2013:

27.4.1. Tabelle  Vergleich  Ausgaben  von  Ein-Personen-Haushalt  vs.
„Paar ohne Kind“

Ausgaben je EVS-Abteilung        Angaben in EUR, Abweichungen in %
destatis FS 15 Heft 4 EVS 2013

EVS
Abteilung

Ein-
Personen-
Haushalt
Seite 23 +
Seite 125

Paar
ohne
Kind
Seite
141

Paar ohne
Kind / Ein-
Personen-
Haushalt

Anzahl erfasste Haushalte 17.751 18.797
01 Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke 196 388 197,96 %
02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren
03 Bekleidung und Schuhe 65 128 196,92 %

04 Wohnungsmiete, Wasser, Strom, Gas u.a. 
Brennstoffe

05 Einrichtungsgegenstände fü r den Haushalt 67 155 231,34 %
06 Gesundheitspflege 64 155 242,19 %
07 Verkehr 181 412 227,62 %
08 Nachrichtenü bermittlung 49 67 136,73 %
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur 162 323 199,38 %
10 Bildungswesen 9 10 111,11 %

11 Beherbergungs- und 
Gaststä ttendienstleistungen 78 169 216,67 %

12 Andere Waren und Dienstleistungen 68 113 166,18 %
Summe 939 1.920 204,47 %

Quelle: Statistisches Bundesamt, a.a.O.; eigene Berechnungen

Ohne Berü cksichtigung von Ausgaben der EVS-Abteilung     04   („Wohnungsmiete, Wasser, Strom,
Gas u.a. Brennstoffe“) haben Haushalte von  Paar ohne Kind Ausgaben in Hö he von  204,47     %  
gegenüber Ein-Personen-Haushalten.

Auch ausweislich EVS 2013 haben Haushalte von  Paar ohne Kind somit offenkundig  höhere
Ausgaben  als  2 Ein-Personen-Haushalte,  eine  Reduzierung des  Leistungs-Anspruchs  auf
lediglich  80 %  fü r  die  zweite  Person  kann  auch  mit  Daten  der  EVS 2013  nicht  begründet
werden.

Siehe  dazu  bereits  Bö ker  in  „Stellungnahme  zu  den  Ausführungen  der  Bundesregierung  zur
Ermittlung  der  Höhe  von  SGB XII-Regelsatz  /  SGB II-Regelleistung  in  den  Verfahren
BVerfG 1 BvL 1/09 BVerfG 1 BvL 3/09 BVerfG 1 BvL 4/09, vom 29. September 2009“, ab Seite 50:337

„Bei  den  verbleibenden  Ausgaben  liegen  die  Ausgaben  von  Paare  ohne  Kind  um
102,1 % über den Ausgaben der Ein-Personen-Haushalte und  nicht nur bei 80 % wie das
BMAS behauptet.“338

337 https://www.yumpu.com/de/document/read/18858684/stellungnahme-boker-29-september-2009-seite-
51-tacheles-ev Seite 50

338 https://www.yumpu.com/de/document/read/18858684/stellungnahme-boker-29-september-2009-seite-
51-tacheles-ev Seite 50
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„Der  im  Richtsatzerlaß  von  1941  fü r  Haushaltsangehö rige  ü ber 16 Jahre  vorgesehene
Prozentsatz  (70-80 %)  ist  –  wie  die  Hö he  der  Richtsä tze  –  nicht  auf  Grund
wissenschaftlicher  Untersuchungen,  sondern  auf  Grund  der  ö rtlichen  Erfahrungen
festgesetzt.“339

„Auch die im Richtsatzerlaß von 1941 fü r Kinder vorgesehenen 40-50 % beruhen nicht auf
wissenschaftlichen Ermittlungen.“340

27.5. Schaubild Veränderung der %-Anteile der EVS-Abteilungen von EVS 1998 bis 
EVS 2018

Obwohl  sich  die  Zusammensetzung des  Regel-Bedarfs  bezü glich  der  jeweiligen  EVS-
Abteilungen ü ber die Jahre geändert hat, soll das %-uale Einsparungs-Potential unverändert
geblieben sein.

339 Käthe Petersen in: Öffentliche Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik, Schriften des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 71

340 Käthe Petersen in: Öffentliche Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik, Schriften des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 71
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27.6. Höhe der Leistungs-Kürzung für zweite Person seit 1941 unverändert

Auffallend bei  der vom Gesetzgeber gewollten Leistungs-Kü rzung fü r  weitere Erwachsene in
einer Wohnung ist  die Tatsache,  dass der zugebilligte  „Mehr-Bedarf“  der zweiten Person im
Verhä ltnis zur ersten Person seit spätestens 1941341 unverändert ist.

Bereits  der  Rund-Erlass von  Reichs-Minister  des  Innern  und  Reichs-Arbeits-Minister  vom
31. Oktober 1941 sah  als  oberen  Spannen-Wert  genau  jene  80 % vor,  die  RBEG 2017 und
RBEG 2021 vorsehen,  obwohl  sich  der  zugebilligte  Waren-Korb in  den  vergangenen
80 Jahren eigentlich verändert haben mü sste und das damalige Waren-Korb-Modell durch ein
Statistik-Modell ersetzt wurde.

28. Behauptete Einsparungen bei „Partner“

RBEG 2017-E Seite 84:

„Tatsächlich  sollte es nach dem Willen des Gesetzgebers  allein auf die  tatsächliche und
nachweisbare  finanzielle  Beteiligung an  der  Haushaltsführung  ankommen.  Hierdurch
sollten  Einsparungen,  die  aus  dem  Zusammenleben  und  Zusammenwirtschaften von
mehreren Personen entstehen, berücksichtigt werden. 

Die  Neuabgrenzung  der  Regelbedarfsstufen  für  Erwachsene  basiert  auf  der  einfachen
Unterscheidung,  ob  Erwachsene  allein  oder  in  einer  Mehrpersonenkonstellation  in  einer
Wohnung  leben und  im  Falle  der  Mehrpersonenkonstellation,  ob  sie  als  Partner
zusammenleben.  Damit  kommt es  für  die  Zuordnung der  Regelbedarfsstufen  nicht  mehr
darauf an, ob in einer Wohnung ein oder mehrere Haushalte bestehen können und welche
Auswirkungen dies für die maßgebende Regelbedarfsstufe hat.

Die  Ermittlung  der  Regelbedarfe  für  Erwachsene  basiert  weiterhin  allein  auf  den
Sonderauswertungen für Alleinlebende. Mangels gesicherter anderweitiger Erkenntnisse,
wird auch Erwachsenen, die nicht allein leben, bei denen aber aufgrund des Zusammenlebens
mit  Anderen  ein  Minderbedarf  zu  vermuten ist,  der  Regelbedarf  für  Alleinlebende
zugeordnet,  weil  der  Minderbedarf  nicht  für  alle  denkbaren  Fallkonstellationen
hinreichend fundiert quantifiziert werden kann.

Eine Ausnahme hiervon bilden - wie im RBEG 2011 - Paare, also Ehepaare, Lebenspartner
sowie in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft zusammenlebende
Paare.  Bei Paaren ist das Zusammenleben von gemeinsamem Wirtschaften geprägt ,
weshalb eine  Haushaltsersparnis auch in der allgemeinen Betrachtung  zu unterstellen
ist.“342

Da  RBEG 2017  selbst  eine  „Haushalts-Ersparnis“  nur  „vermutet“  und „unterstellt“,  dü rfte
wohl  bewiesen sein,  dass  auch  RBEG 2017  keinerlei  Nachweise fü r  die  Richtigkeit  seiner
„Vermutung“ und „Unterstellung“ beibringen kann.

Wenn es aber auf den „gemeinsamen Haushalt“ gar nicht mehr ankommt, kann auch keine
„Haushalts-Ersparnis“  entstehen,  weil  denklogisch  „Haushalt“  gar  kein  beachtenswertes
Kriterium ist.

Schätzungen ins Blaue hinein, sind unzulässig.

341 Rund-Erlaß des Reichsministers des Innern und Reichsministers für Arbeit vom 31.10.1941 über 
öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze – RdErl. d. RMdI. u. d. RAM. v. 
31.10.1941 –  IV W I 160/41-7000a u. IIb 7030/41, Ministerial-Blatt des Reichs- und Preußischen 
Ministeriums des Innern, RMBliB. 1941, S. 1951 (dort oberer Spannen-Wert)

342 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 84    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf  
(Hervorhebungen hinzugefügt)
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„Schätzungen  „ins  Blaue  hinein“  laufen  jedoch  einem  Verfahren  realitätsgerechter
Ermittlung zuwider und  verstoßen deshalb gegen Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem
Sozialstaatsprinzip  des  Art. 20 Abs. 1 GG.  Damit  geprüft  werden  kann,  ob  die  vom
Gesetzgeber  getroffenen  Wertungen  und  Entscheidungen  der  verfassungsrechtlichen
Garantie eines menschenwürdigen Existenzminimums entsprechen, trifft den Normgeber die
Obliegenheit, sie nachvollziehbar zu begründen; das ist vor allem zu fordern, wenn er von
seiner selbst gewählten Methode abweicht.“343

RBEG 2017-E Seite 85:

„Dieses  Einsparpotential  entsteht  dadurch,  dass  Partner  in  Paarhaushalten  Wohnraum
gemeinsam nutzen und daher die  Kosten des Wohnens pro Partner deutlich günstiger
sind als in Einpersonenhaushalten. Bedeutsam für die Höhe der Regelbedarfsstufe ist, dass
verschiedene  im  Haushalt  vorhandene  Gebrauchsgüter  gemeinsam angeschafft  und
genutzt sowie Verbrauchsgüter gemeinsam gekauft werden (gemeinsamer Einkauf). Der
Herleitung der Regelbedarfsstufe 2 liegt  rechnerisch wie historisch der Ausgangswert von
80 Prozent  der  Regelbedarfsstufe 1  zugrunde.  Ursprünglich  erhielt  ein  Partner  als
haushaltsangehörige Person 80 Prozent von dem als 100 Prozent angesetzten Eckregelsatzes
(entspricht  der  heutigen  Regelbedarfsstufe 1),  den  der  als  Haushaltsvorstand  geltende
Partner erhielt. In einem zweiten Schritt wurden die sich für Paare ergebenden 180 Prozent
auf  beide  Partner  zu  gleichen  Teilen  aufgeteilt,  woraus  sich  je  Partner  90 Prozent  des
früheren Eckregelsatzes ergaben.“344

Sofern  dem  so  wä re,  wurde  das  BMAS  bisher  von  wem  daran  gehindert,  entsprechende
Nachweise beizubringen?

Zum diesbezü glichen Scheitern der Ruhr-Universität Bochum siehe bereits oben.

Die Hö he der Ansprü che von Erwachsenen in Hö he von 90 % (Regel-Bedarfs-Stufe 2) bzw. 80 %
(Regel-Bedarfs-Stufe 3)  eines  Ein-Personen-Haushalts  beruht  weiterhin  auf  den
Festschreibungen im „Runderlaß des Reichsministers des Innern und Reichsministers für
Arbeit vom 31.10.1941 über öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze“ –
IV W I 160/41-7000a  u.  IIb 7030/41345 (dort  oberer  Spannen-Wert)  und  beruht  daher
weiterhin  nicht  auf  Irgendetwas,  was  in  irgendeiner  Form  wissenschaftlichen  Standards
entsprechen kö nnte.346

Der  Anspruch  für  Regel-Bedarfs-Stufe 2  und  Regel-Bedarfs-Stufe 3  beruht  auch  im
RBEG 2017 auf fiskalischen Überlegungen vorkonstitutioneller Sozial-Hilfe-Behörden.347

343 BVerfG 1 BvL 1/09, Rn. 171  https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/
DE/2010/02/ls20100209_1bvl000109.html   (Hervorhebungen hinzugefügt)

344 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984,  Seite 85     https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf    
(Hervorhebungen hinzugefügt)

345 Rund-Erlaß des  Reichsministers  des  Innern und Reichsministers  für Arbeit  vom 31.10.1941 über  
öffentliche  Fürsorge,  insbesondere  Aufbau  der  Richtsätze  –  RdErl.  d.  RMdI.  u.  d.  RAM.  v.  
31.10.1941 –   IV W I 160/41-7000a u. IIb 7030/41,  Ministerial-Blatt  des  Reichs-  und Preußischen  
Ministeriums des Innern, RMBliB. 1941, S. 1951 (dort oberer Spannen-Wert)

346 „Der im Richtsatzerlaß von 1941 für Haushaltsangehörige über 16 Jahre vorgesehene Prozentsatz (70-
80 %)  ist  – wie die Höhe der Richtsätze –  nicht auf Grund wissenschaftlicher Untersuchungen,  
sondern  auf  Grund  der  örtlichen  Erfahrungen  festgesetzt.“,  Käthe  Petersen  in:  Öffentliche  
Einkommenshilfe und Richtsatzpolitik, Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private  
Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG, 1955, Seite 71 (Hervorhebungen hinzugefügt)

347 „Die  Richtsätze  sind  vielmehr  in  den  Jahren  1926/27 aus  den  örtlichen  Erfahrungen  der  
Unterstützungspraxis  heraus  gebildet  und  später  unter  Berücksichtigung der  Entwicklung  der  
Lebenshaltungskosten  und  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Fürsorgeträger herab-  und  
heraufgesetzt worden.“  Käthe  Petersen  in:  Öffentliche  Einkommenshilfe  und  Richtsatzpolitik,  
Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, Carl Heymanns Verlag KG,  
1955, Seite 68 (Hervorhebungen hinzugefügt)
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In  BVerfG 1 BvL 1/09 Rn.171 hat das BVerfG klargestellt,  dass „Kü rzungen“ der bei der EVS
erhobenen Ausgaben nur dann zulä ssig sind, wenn bestimmte Bedingungen erfü llt sind.348

Auch RBEG 2017 benennt und beziffert keine „Kü rzungen“, sondern verwendet ein  Selektives
Additions-Verfahren, weshalb nicht ersichtlich ist, welche „Kü rzungen“ und in welcher Hö he
vorgenommen wurden.

28.1. Gemeinsame Nutzung von Wohnraum

Ausweislich  RBEG 2017-E  Seite 85 soll  dieses  Einspar-Potential  dadurch  entstehen,  dass
Partner in Paarhaushalten Wohnraum gemeinsam nutzen und daher die Kosten des Wohnens
pro Partner deutlich gü nstiger sind als in Einpersonenhaushalten.349

Kosten des Wohnens fallen jedoch unter „Kosten der Unterkunft und Heizung“ und sind somit
nicht Teil des Regel-Bedarfs.350

28.2. Gemeinsame Anschaffung und Nutzung von Gebrauchsgütern

Bedeutsam fü r die Hö he der Regelbedarfsstufe sei, dass verschiedene im Haushalt vorhandene
Gebrauchsgü ter  gemeinsam  angeschafft und  genutzt  sowie  Verbrauchsgü ter  gemeinsam
gekauft werden (gemeinsamer Einkauf).351

Bereits „vorhandene Gebrauchsgüter“ kö nnen zwar „gemeinsam  genutzt“ werden, tauchen
dann aber nicht in der EVS-Auswertung auf, weil sie bereits „vorhanden“ waren und somit im
Erhebungs-Zeitraum nicht (mehr) zu kaufen waren.

Die Behauptung des Gesetzgebers ist damit als unlogisch bewiesen und damit widerlegt.

Ob und falls ja, welche „Gebrauchsgüter“ in der jeweiligen Konstellation vorhanden sind, ist
dem Gesetzgeber  jedoch  nicht bekannt,  weil  derartige  Angaben im (hier  einzig  relevanten)
EVS-Fragebogen  „Haushaltsbuch“  gar  nicht  erhoben werden,  also  auch  fü r  Haushalte  der
Vergleichs-Gruppe von „Paar ohne Kind“ nicht bekannt sind.352

Bei einer „gemeinsamen Anschaffung“ von „Gebrauchsgü tern“ stellt sich wieder die Frage,  wo
derartige Käufe im RBEG ausgewiesen sein sollen, wo doch die dortigen Code-Nummern nicht
definiert sind (siehe oben).

28.3. Gemeinsames Eigentum bei gemeinsamer Anschaffung

„Gemeinsame  Anschaffung“  dü rfte  tendenziell  zu  „gemeinsamen  Eigentum“  fü hren,  was
bekanntlich sogar bei  freiwilligen Partnern im Falle einer Scheidung zu Streitigkeiten fü hren
kann.

Bei  Personen  die  durch  behö rdliche  Entscheidung  Wohnraum  zu  nutzen  haben,  dü rfte  die
Dauer ihres eigenen dortigen Verbleibens nicht ihrer eigenen Entscheidung anheim stehen,
somit wohl erst recht nicht bezü glich der weiteren Verweildauer eines behördlich erwarteten
Mit-Käufers.

348 BVerfG 1 BvL 1/09 Rn. 171:  „Kürzungen von  Ausgabepositionen  in  den  Abteilungen  der  
Einkommens-  und  Verbrauchsstichprobe  bedürfen  zu  ihrer  Rechtfertigung  einer  empirischen  
Grundlage. Der Gesetzgeber darf  Ausgaben,  welche die Referenzgruppe tätigt,  nur dann als nicht  
relevant  einstufen,  wenn  feststeht,  dass  sie  anderweitig  gedeckt  werden  oder  zur  Sicherung  des  
Existenzminimums nicht notwendig sind.“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

349 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 85    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
350 Siehe § 22 SGB II / § 35 SGB XII
351 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 85    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
352 Einzelheiten siehe: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, Aufgabe, Methode und Durchführung, 

Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, erschienen am 26.03.2013
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28.3.1. Unbekannter Mit-Kauf verpflichteter Mit-Käufer

Zudem dü rfte sich bereits die tatsä chliche und rechtliche Problematik stellen, dass – entgegen
dem  Vorgehen  der  Behö rden  gegenü ber  „Paar-Haushalten“  –  die  zweite  Person,  d.h.  der
erwartete Mit-Käufer und Mit-Eigentü mer, im Behö rden-Bescheid  nicht namentlich genannt
wird.

Somit sollen sich Personen, die tendenziell aus unterschiedlichen Welt-Regionen kommen und
durch behö rdliche Entscheidung in eine Unterbringungs-Situation geraten sind,  „gemeinsam“
irgendwelche Waren kaufen, die mö glicherweise nur eine der Personen ü berhaupt haben will,
wobei beide Personen die Anschaffungs-Kosten jeweils hä lftig zahlen sollen.

Der einzige tatsä chliche Kauf-Interessent muss somit eine  zweite Person finden,  die sich an
„seinen“ Kosten „hä lftig“ beteiligt, wobei die zur Mit-Zahlung vorgesehene Person von der dieses
erwartenden Behö rde nicht namentlich benannt wird.

Es dü rfte operativ schwierig sein,  tatsächlich Kauf-Un-Interessierte zu einer (hier: hä lftigen)
Kosten-Trage-Bereitschaft zu motivieren, zumal der tatsä chlich Kauf-Interessierte nicht mal
einen  Behö rden-Bescheid  vorweisen  kann,  in  dem  diese  „Kauf-Bereitschaft“  des  Kauf-Un-
Interessierten von der Behö rde „vermutet“ wird.

„Neu ins Land“ gekommenen Personen den Eindruck zu vermitteln, in Deutschland mü sse man
sich an Kosten fü r den Kauf von Waren, die man selber gar nicht haben will, hä lftig beteiligen,
weil das Jemand, der diese Ware haben will, bloß so erzählt, dü rfte wohl zu Irritationen fü hren,
zumal in Deutschland sonst „alles geregelt“ ist und zwar schriftlich!353

Sofern  die  Behö rde  auf  die  Benennung  einer  zweiten  Person  deshalb  verzichtet,  weil  die
Fluktuation in  „Gemeinschaftsunterkü nften“  dieses  unpraktikabel  macht,  dü rfte  auch  nach
Ansicht  der  Behö rde  die  hier  erwarteten  Mit-Eigentums-Konstellationen  ebenfalls
unpraktikabel sein.

Wü rde ein entsprechender Behö rden-Bescheid mit Benennung der zweiten Person bereits das
Kriterium  fü r  (hier  wohl: gleichgeschlechtliche) „Zwangs-Ehe“  erfü llen  oder  wo  ist  der
Unterschied?

Warum  sollte  sich  ein  „Atheist“  hä lftig  an  den  Kosten  eines  Gebets-Teppichs fü r  einen
„Moslem“ beteiligen und ist bloßes Mit-Eigentum daran „religiös“ überhaupt zulässig?

28.3.2. Schicksal des gemeinsamen Eigentums bei Auszug

Was  passiert  mit  dem  jeweiligen  Mit-Eigentums-Anteil,  wenn  einer  der  Käufer  die
„Gemeinschaftsunterkunft“ verlä sst?

Nimmt der Ausziehende das „Gebrauchsgut“ mit oder muss es in der „Gemeinschaftsunterkunft“
verbleiben?

Bekommt der Mit-Käufer gegebenenfalls eine Entschädigung und wie berechnet sich diese, wenn
er ü ber sein Mit-Eigentum nicht mehr verfü gen kann?

Ä ndern  sich  durch  behö rdlich  organisierten  Auszug  aus  der  bisherigen  Wohn-Situation
automatisch  die  Eigentü mer-Statusse,  wird  ein  neuer  Mit-Eigentü mer  von  der  Behö rde
zugewiesen und welche Kosten entstehenden dem dermaßen Zugewiesenen dadurch?

353 Zu Normenklarheit siehe z.B. BVerfG 1 BvR 782/94, Rn. 184   
https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rs20050726_1bvr078294.html#abs184
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28.4. Un-Möglichkeit des Auszugs zur Vermeidung der Mit-Kauf-Verpflichtung?

§ 53 Abs. 2 AsylG354 sieht  die  Mö glichkeit  eines  eigenständigen  Auszugs  eines  solchen  Mit-
Eigentü mers  unter  bestimmten  Bedingung  vor,  allerdings  nur  dann,  „sofern durch  den
Ausländer eine anderweitige Unterkunft nachgewiesen wird und der ö ffentlichen Hand dadurch
Mehrkosten nicht entstehen.“

Personen  ohne  ausreichendes  eigenes  Einkommens mü ssten  somit  einen  Miet-Vertrag
abschließen, in der Kenntnis, dessen Miet-Forderung nicht begleichen zu können, um der
behö rdlichen Zwangs-Ehe zu entgehen.

Da  aber  nicht  geklä rt  ist,  wie  sich  die  zu  prü fenden  „Mehr-Kosten“  berechnen,  die  der
„ö ffentlichen Hand“ durch den Umzug des „Ausländers“  nicht entstehen dü rfen, ist auch eine
entsprechende Zusicherung der Behö rde nicht sichergestellt.

Bereits „Erst-Ausstattung“ einer Wohnung dü rfte einen Sonder-Bedarf auslö sen, da der Regel-
Bedarf dafü r nicht ausgelegt ist.355

Durch die nach Ansicht des Gesetzgebers erwartete und bereits eingetretene356 Mit-Eigentums-
Situation, sind die behö rdlich „Verpartnerten“ aber zumindest mit der rechtlichen Problematik
der Auflösung des gemeinsamen Mit-Eigentums belastet.

Dieses  dü rfte  ein  zusä tzliches  Hemmnis darstellen,  weshalb  ein  Auszug  aus  der
„Gemeinschaftsunterkunft“ erkennbar schwierig wä re.

Sofern die neue Unterkunft des Ausziehenden lediglich „billiger“ sein mü sste als die Kosten in
der „Gemeinschaftsunterkunft“, stellt sich die Frage, ob dadurch andere Maßstäbe gelten als in
den Bereichen, in denen die Wohnung „angemessen“ sein muss357.

28.5. Mit-Benutzung von gestellten „Gebrauchsgütern“

Sofern  in  der  „Gemeinschaftsunterkunft“  alle  notwendigen  „Gebrauchsgüter“  mitbenutzt
werden kö nnen,  entfällt der Eigen-Mit-Kauf und somit auch das  Einspar-Potential, hingegen
besteht das Risiko einer Doppel-Anrechnung.358

354 „(2) Eine Verpflichtung, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, endet, wenn das Bundesamt 
einen Ausländer als Asylberechtigten anerkannt oder ein Gericht das Bundesamt zur Anerkennung 
verpflichtet hat, auch wenn ein Rechtsmittel eingelegt worden ist, sofern durch den Ausländer eine 
anderweitige Unterkunft nachgewiesen wird und der öffentlichen Hand dadurch Mehrkosten nicht 
entstehen.“ § 53 Abs. 2 AsylG https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__53.html

355 Erst-Ausstattung Wohnung siehe § 20 Abs. 3 Nr. 1 SGB II, § 31 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII
356 Es handelt sich bei § 2 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 AsylbLG um ein bereits in Kraft befindliches Gesetz.
357 § 20 Abs. 1 SGB II, § 35 Abs. 2 SGB XII
358 Sofern,  wie  im  Ausgangs-Verfahren  Sozialgericht  Düsseldorf,  S 17 AY 21/20,  Rn. 12,  bereits  ein  

Abzug für „Möblierung“ vorgenommen wird, würde durch die weitere Reduzierung des Regel-Bedarfs 
eine Doppel-Anrechung erfolgen.

 http://www.justiz.nrw.de/nrwe/sgs/sg_duesseldorf/j2021/S_17_AY_21_20_Beschluss_20210413.html
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29. Einspar-Potentiale gemäß BT-Drs. 19/10052

In BT-Drs. 19/10052 werden auf Seite 24 angebliche Einspar-Potentiale benannt.359

29.1. Gemeinsame Nutzung von Wohnraum

Die  gemeinschaftliche  Nutzung  von  Wohnraum  wü rde  Synergieeffekte  ermö glichen,  da
bestimmte haushaltsbezogene Aufwendungen nicht von jedem Leistungsberechtigten alleine zu
tragen seien, sondern auf die Gemeinschaft der Bewohner aufgeteilt beziehungsweise von ihnen
gemeinsam getragen wü rden. Dies beträ fe etwa die persö nlichen Bedarfe an Mediennutzung, da
Festnetz- oder Internetanschlü sse in Sammelunterkü nften regelmäßig zur gemeinschaftlichen
Nutzung bereitgestellt wü rden.

Die Annahme, dadurch wü rde die Notwendigkeit eines eigenen Handy entfallen, ist weltfremd,
insbesondere  da  das  „Weiterverbinden“  von  auf  dem  Festnetz  eingehenden  Anrufen  von
tendenziell Sprachunkundigen schwierig sein dü rfte.

29.2. Gemeinsame Nutzung Abteilung 09

Weitere Einsparungen wü rden sich ergeben durch die Mö glichkeit zur gemeinsamen Nutzung 
oder zum Austausch bei den Bedarfen an Freizeit, Unterhaltung und Kultur („Abteilung 9360 der 
EVS 2013“).

Sofern eine „gemeinsame Nutzung“ erwartet wird, ist dieses vorliegend völlig irrelevant, da
es sich beim  Regel-Bedarf  um Leistungen  zur  Neu-Beschaffung von Waren handelt,  bereits
vorhandene  Waren mü ssen aber nicht  mehr beschafft  werden,  weil  sie  bereits  vorhanden
sind.

29.3. Gemeinsamer Einkauf und gemeinsames Kochen

Bei  einer  Unterbringung  in  Sammelunterkü nften  wü rden  zudem  Einspareffekte  beim
notwendigen  Bedarf  an  Nahrung („Abteilung 1361 der  EVS 2013“)  bestehen,  etwa  indem
Lebensmittel  oder  zumindest  der  Kü chengrundbedarf  in  größeren  Mengen  gemeinsam
eingekauft und in den Gemeinschaftskü chen gemeinsam genutzt werden.

Sofern hier Groß-Kü chen-Einkäufe gemeint sind, dü rfte es sich dabei um Groß-Küchen handeln,
nicht hingegen um eine Gruppe von behö rdlich verordneten Mit-Bewohnern.

Ab  welchen  Einkaufs-Mengen  insbesondere  Discounter  diesbezü glich  Preis-Nachlä sse
gewähren, ist weder vorgetragen, noch sonst wie ersichtlich.

359 „Auch hier ermöglicht die gemeinschaftliche Nutzung von Wohnraum Synergieeffekte, da bestimmte  
haushaltsbezogene  Aufwendungen  nicht  von  jedem  Leistungsberechtigten  alleine  zu  tragen  sind,  
sondern auf die Gemeinschaft der Bewohner aufgeteilt beziehungsweise von ihnen gemeinsam getragen
werden.  Dies  betrifft  etwa  die  persönlichen  Bedarfe  an  Mediennutzung,  da  Festnetz-  oder  
Internetanschlüsse in Sammelunterkünften regelmäßig zur gemeinschaftlichen Nutzung bereitgestellt  
werden.  Weitere  Einsparungen  ergeben  sich  unter  den  genannten  Voraussetzungen  durch  die  
Möglichkeit zur gemeinsamen Nutzung oder zum Austausch bei den Bedarfen an Freizeit, Unterhaltung 
und Kultur  (Abteilung 9 der  EVS 2013).  Bei  einer  Unterbringung in Sammelunterkünften bestehen  
zudem Einspareffekte beim notwendigen Bedarf an Nahrung (Abteilung 1 der EVS 2013), etwa indem 
Lebensmittel oder zumindest der Küchengrundbedarf in größeren Mengen gemeinsam eingekauft und 
in  den  Gemeinschaftsküchen  gemeinsam  genutzt  werden.  Die  sich  hieraus  für  die  erwachsenen  
Bewohner  von  Sammelunterkünften  erzielbaren  Ersparnisse  sind  mit  den  Einspareffekten  in  
Paarhaushalten  im  Ergebnis  vergleichbar.“  BT-Drs. 19/10052,  Seite 24    
https://dserver.bundestag.de/btd/19/100/1910052.pdf

360 Die EVS-Abteilung hat die Bezeichung „09“, nicht „9“
361 Die EVS-Abteilung hat die Bezeichung „01“, nicht „1
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Bei  einem  Feldversuch bei  einem  Discounter  im  September 2013  konnte  auch  bei  einem
gleichzeitigen Kauf von 26 Packungen Nudeln kein Mengen-Rabatt ausgehandelt werden.

Eigener Einkauf der Sammelunterkunft-Bewohner im „Groß-Markt“ dü rfte bereits rechtliche
Schwierigkeiten  bieten,  zudem  entstehen  dabei  wohl  zusä tzliche  Transport-Kosten,  die
mö glicherweise erzielbare Einsparungen vernichten.

Eine  Definition von  „Küchengrundbedarf“  fehlt,  ebenso  Hinweise  zu  mö glichen
Einkaufsstä tten und notwendigen Einkaufs-Mengen zur Erzielung von Preis-Nachlä ssen.

29.4. Erzielbare Einspar-Effekte in Höhe nicht nachgewiesener Einspar-Effekte

Die  sich  hieraus  fü r  die  erwachsenen  Bewohner  von  Sammelunterkü nften  erzielbaren
Ersparnisse sollen mit den Einspareffekten in Paarhaushalten im Ergebnis vergleichbar sein.

Da  derartige  „Einspar-Effekte“  bei  „Paar-Haushalten“  bisher  nicht  nachgewiesen wurden
(siehe  oben)  und  solche  „Einspar-Effekte“  auch  bei  Bewohnern  von
„Gemeinschaftsunterkü nften“  nicht  ersichtlich  sind,  sind  diese  vergleichbar,  bei  beiden  sind
Leistungs-Kürzungen deshalb unzulässig.

Auch  die  Ausführungen  in  BT-Drs.     19/10052  sind  somit  offenkundig  nicht  geeignet,  
Leistungs-Kürzungen zu rechtfertigen.
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30. Theoretische Einspar-Potentiale

Wer den Inhalt des Regel-Bedarfs nicht erklären kann, kann auch nicht beurteilen, wo,
wie und in welcher Höhe „gespart“ werden könnte.

30.1. Kurz-lebige Gebrauchsgüter

Nach  Angaben  des  Statistischen  Bundesamtes  nehmen  unter  den  kurzlebigen
Gebrauchsgütern  Bekleidung und Schuhe einen wesentlichen Platz ein, ferner zählen zu dieser
Gruppe  eine  grö ßere  Zahl  von  Haushaltsartikeln  (z.B.  elektrische  Kleingerä te,  Heimtextilien,
Tafelgeschirr, Gartengerä te) und persö nlichen Artikeln (Tä schnerwaren, Schirme, Sonnenbrillen
usw.) sowie Spielzeug, Hobbywaren, Bü cher, Bild- und Tonträ ger und vieles mehr.362

Das mö gliche Einspar-Potential bei den vorgenannten Produkten dü rfte sich in Grenzen halten,
insbesondere bei „mö blierter“ Unterkunft mit Kü che.

Ausgaben fü r „Garten“ sind nicht regel-bedarfs-relevant.363

Die Mit-Nutzung von „Bekleidung und Schuhen“ setzt bereits identische Kö rper-Grö ßen und
-Formen voraus, was von den die Bewohner zuteilenden Behö rden vermutlich allerdings nicht
berü cksichtigt wird.

Die  Mit-Nutzung von  Sonnenbrille und  Schirm durch zugewiesene Mit-Bewohner  erscheint
weltfremd,  insbesondere wenn diese Personen dieselbe Sonnenbrille  zwecks „gemeinsamer“
Freizeit-Gestaltung  gleichzeitig  nutzen  mü ssten  oder  bei  nur  einem  „gemeinsamen“  Schirm,
wenn jede Person bei Regen eine andere Veranstaltung besuchen muss.

Die Ausgaben und damit das Einspar-Potential fü r „Spielzeug“ bei „Erwachsenen“ dü rften sich
in engen Grenzen halten, zumal der Teil, der unter Code-Nummer „1232 908“364 fä llt, gar nicht
regel-bedarfs-relevant ist.365

Auch „Sonnenbrille“ und „Schirm“ sind nicht regel-bedarfs-relevant, weshalb kein Einspar-
Potential bestehen kann, selbst dann, wenn diese Produkte mit-benutzt werden wü rden.

Dieses gilt auch fü r RBEG 2021366.

362 „Unter den kurzlebigen Gebrauchsgütern nehmen Bekleidung und Schuhe einen wesentlichen Platz ein; 
ihre wirtschaftliche Lebensdauer wird häufig durch den Wechsel der Mode verkürzt. Ferner zählen zu 
dieser Gruppe eine größere Zahl von Haushaltsartikeln (z.B. elektrische Kleingeräte, Heimtextilien,  
Tafelgeschirr, Gartengeräte) und persönlichen Artikeln (Täschnerwaren, Schirme, Sonnenbrillen usw.) 
sowie Spielzeug, Hobbywaren, Bücher, Bild- und Tonträger und vieles mehr.
Langlebige,  hochwertige  Gebrauchsgüter haben  traditionell  eine  wirtschaftliche  Lebensdauer  von  
mindestens  fünf,  teilweise  über  zehn  Jahren.  Gegenstände,  die  in  einem  Haushalt  mittlerer  
Einkommenshöhe aus dem laufenden Einkommen bezahlt werden können, sind im Allgemeinen hier  
nicht zu erfassen. Laut COICOP gehören zu dieser Gruppe vor allem Möbel, Einrichtungsgegenstände 
und  Bodenbeläge,  Haushaltsgroßgeräte  wie  Kühlschränke,  Waschmaschinen,  Raumheiz-  und  
Klimageräte,  motorbetriebene  Werkzeuge,  Kraftfahrzeuge,  Motorräder  und  Fahrräder,  Telefone,  
audiovisuelle,  fotografische  und  Informationsverarbeitungsgeräte  sowie  größere,  langlebige  
Gebrauchsgüter  für  Freizeit-  und  Kulturzwecke  (z.B.  Wohnmobile,  Wasser-  und  Flugsportgeräte,  
Pferde,  Musikinstrumente).  Auch  Uhren  und  Schmuck  zählen  hierzu.“  Statistisches  Bundesamt,  
SEA 2013,  Seite 14  https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-
2013.pdf?__blob=publicationFile

363 „Nicht regelbedarfsrelevant sind wie bisher die Ausgaben für Garten, Camping und Pauschalreisen.“   
RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 45    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

364 Statistisches Bundesamt, SEA 2013, Seite 308   
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2013.pdf?
__blob=publicationFile

365 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 79/80    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
366 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 33, dort ist keine Code-Nummer des Vierstellers „1232“ 

vorhanden    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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Die  „gemeinsame“  Nutzung  von  „Hobbywaren“  dü rfte  ein  zumindest  „ähnliches“  Hobby-
Interesse  bedingen,  was  bei  behö rdlich  zugewiesenen  Mit-Bewohnern  tendenziell
unwahrscheinlich sein dü rfte.

„Bücher“ dü rften zumindest Lese- und Sprach-Fähigkeit voraussetzen, deutsch-sprachige Texte
bereits im Rahmen von Sprach-Kursen vorhanden sein / benö tigt werden.

Da die Argumentation zu den 80 % von  1941 ü bernommen wurde, wä re es wohl an der Zeit,
diese an neuzeitliche Lebensgewohnheiten anzupassen.

Heutzutage  dü rften  „Bücher“  wohl  Seltenheitswert haben,  insbesondere,  da  viel  Literatur
zwischenzeitlich auch elektronisch verfü gbar ist.

Bei  Personen,  die  häufigen unfreiwilligen Orts-Wechseln ausgesetzt  sind,  stellen „Bü cher“
tendenziell ein Mobilitäts-Hindernis dar, was deren „Attraktivitä t“ mindern dü rfte.

„Bild-  und  Tonträger“  dü rften  zusä tzlich  entsprechende  technische  Nutzungs-Geräte
erfordern,  wobei  die  dort  „gespeicherten“  Daten,  z.B.  Musik / Spielfilme,  einen  zumindest
ähnlichen „Geschmack“ voraussetzen, persö nliche Daten hingegen tendenziell  schützenswerte
Sozialdaten sind, was eine „gemeinsame“ Nutzung ausschließt.

30.2. Lang-lebige, hochwertige Gebrauchsgüter

Langlebige, hochwertige Gebrauchsgüter haben traditionell eine wirtschaftliche Lebensdauer
von mindestens fü nf, teilweise ü ber zehn Jahren. Gegenstände, die in einem Haushalt mittlerer
Einkommenshö he aus dem laufenden Einkommen bezahlt werden kö nnen, sind im Allgemeinen
hier  nicht  zu  erfassen.  Laut  COICOP  gehö ren  zu  dieser  Gruppe  vor  allem  Mö bel,
Einrichtungsgegenstände  und  Bodenbelä ge,  Haushaltsgroßgerä te  wie  Kü hlschränke,
Waschmaschinen,  Raumheiz-  und  Klimagerä te,  motorbetriebene  Werkzeuge,  Kraftfahrzeuge,
Motorräder  und  Fahrräder,  Telefone,  audiovisuelle,  fotografische  und
Informationsverarbeitungsgerä te  sowie  grö ßere,  langlebige  Gebrauchsgü ter  fü r  Freizeit-  und
Kulturzwecke (z.B. Wohnmobile, Wasser- und Flugsportgerä te, Pferde, Musikinstrumente). Auch
Uhren und Schmuck zählen hierzu.367

Ausgaben  fü r  „Möbel,  Einrichtungsgegenstände  und  Bodenbeläge,  Haushaltsgroßgeräte
wie Kühlschränke, Waschmaschinen, Raumheiz- und Klimageräte“ dü rften bei „möbliert“
Wohnenden  tendenziell  gar  nicht  anfallen,  anderenfalls  wohl  als  „Erst-Ausstattung“  zu
gewähren sein.

Ausgaben  fü r  „Kraftfahrzeuge,  Motorräder“  sind  nicht  regel-bedarfs-relevant368,  weshalb
auch hier keine Einspar-Potentiale bestehen kö nnen.

367 „Unter den kurzlebigen Gebrauchsgütern nehmen Bekleidung und Schuhe einen wesentlichen Platz ein; 
ihre wirtschaftliche Lebensdauer wird häufig durch den Wechsel der Mode verkürzt. Ferner zählen zu 
dieser Gruppe eine größere Zahl von Haushaltsartikeln (z.B. elektrische Kleingeräte, Heimtextilien, 
Tafelgeschirr, Gartengeräte) und persönlichen Artikeln (Täschnerwaren, Schirme, Sonnenbrillen usw.) 
sowie Spielzeug, Hobbywaren, Bücher, Bild- und Tonträger und vieles mehr.
Langlebige, hochwertige Gebrauchsgüter haben traditionell eine wirtschaftliche Lebensdauer von 
mindestens fünf, teilweise über zehn Jahren. Gegenstände, die in einem Haushalt mittlerer 
Einkommenshöhe aus dem laufenden Einkommen bezahlt werden können, sind im Allgemeinen hier 
nicht zu erfassen. Laut COICOP gehören zu dieser Gruppe vor allem Möbel, Einrichtungsgegenstände 
und Bodenbeläge, Haushaltsgroßgeräte wie Kühlschränke, Waschmaschinen, Raumheiz- und 
Klimageräte, motorbetriebene Werkzeuge, Kraftfahrzeuge, Motorräder und Fahrräder, Telefone, 
audiovisuelle, fotografische und Informationsverarbeitungsgeräte sowie größere, langlebige 
Gebrauchsgüter für Freizeit- und Kulturzwecke (z.B. Wohnmobile, Wasser- und Flugsportgeräte, 
Pferde, Musikinstrumente). Auch Uhren und Schmuck zählen hierzu.“ Statistisches Bundesamt, 
SEA 2013, Seite 14 https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-
2013.pdf?__blob=publicationFile

368 „Wie beim RBEG 2011 werden die Ausgaben für Personenkraftwagen (PKW) und Motorrad sowie 
deren Nutzung nicht als regelbedarfsrelevant anerkannt.“   RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 42    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Ausgaben  fü r  „Fahrräder“  sind  regel-bedarfs-relevant,  der  fü r  „Kauf  oder  Leasing  von
Fahrrädern“  zugebilligte  Leistungs-Anspruch in RBEG 2017-E beträ gt  EUR „ / “,  das  Einspar-
Potential beträ gt somit anteilig EUR „ / “.369

„Telefon“ dü rfte nur in Form von „Mobiltelefon“ auftreten, da eigener „Festnetzanschluss“ fü r
Personen, die aufgrund behö rdlicher Entscheidung einer „Gemeinschaftsunterkunft“ zugewiesen
sind, wenig plausibel erscheint.

„Mobiltelefon“ ist tendenziell personen-bezogen, d.h.  jede Person hat ein eigenes  „Handy“,
die Mit-Benutzung (hier: durch behö rdlich zugewiesene Mit-Bewohner) unwahrscheinlich.

Eine Mit-Benutzung ist schon deshalb technisch bedingt unwahrscheinlich, weil ein „Handy“
tendenziell  immer  „am  Mann  geführt“  wird,  eine  zweite  Person  (hier:  dann  der  Mit-
Eigentü mer)  deshalb  nur  dann  dieses,  sein  Gerä t,  mit-nutzen  kann,  solange  sich  beide
Personen am selben Ort / im selben Raum aufhalten.

„Rückruf“  von  „Verwandten“  /  „Bekannten“  macht  nur  dann  Sinn,  wenn  der  gewü nschte
Gesprä chspartner auch tatsä chlich unter der angerufenen Nummer erreicht werden kann, bei
durch behö rdlich zugewiesenem Mit-Nutzer sinkt diese Wahrscheinlichkeit jedoch drastisch.

Sofern der behö rdlich zugewiesene Mit-Nutzer aus einem anderen Sprach-Raum kommt, dü rften
die „falschen Anrufer“ zudem Probleme mit der Verständigung haben.

Zudem dü rfte  bei  Anrufern „Panik“  erzeugt  werden,  wenn der  angerufene „Flü chtling“  nicht
selber an „sein“ Telefon geht, sondern stattdessen ein „Unverständlicher“ antwortet, dem man
sein Anliegen nicht mal erklä ren kann.

Einspar-Potentiale  bei  „Anrufen“  sind  nicht  ersichtlich,  Tarife,  die  die  Mit-Benutzung  von
Mobiltelefonen mit niedrigeren Gebü hren belohnen, sind nicht vorgetragen.

Ob „Partner-Mobilfunk-Verträ ge“  vom  Gesetzgeber  gemeint  sind  und  wie  sich  deren  Kosten
gestalten, hat er nicht erklä rt.

Auch  rechtlich  dü rfte  die  Mit-Benutzung  problematisch  sein,  wer  haftet  fü r  angebliche
Rechtsverstöße, z.B. bezü glich „Downloads / Filesharing / etc.“?

Wie  soll  der  Handy-Mit-Benutzer  nachweisen,  dass  er  nicht  derjenige  mit  den  „illegalen
Downloads“ war?

Die  vom  erwarteten  Mit-Benutzer  Angerufenen  dü rften  noch  weniger  Gemeinsamkeiten  mit
dem  Handy-Mit-Eigentü mer  haben,  weshalb  auch  durch  die  Mit-Benutzung  keine  eigenen
Gesprä che entfallen.

Ausgaben fü r „audiovisuelle, fotografische und Informationsverarbeitungsgeräte“ dü rften
dem  Hobby-Bereich zuzuordnen sein, weshalb eine Mit-Benutzung ein persö nliches Interesse
voraussetzt, was aufgrund der behö rdlichen Zuweisung der Mit-Bewohner nicht vorausgesetzt
werden kann.

Die Mit-Benutzung von „Personal-Computern / Laptops“ bringt  Nutzungs-Zeit-Verteilungs-
Probleme und  Haftungs-Risiken bei  Internet-Nutzung  (angebliche  Rechtsverstöße z.B.
„Downloads / Filesharing / etc.“).

Auch entgegen der in BR-Drs. 206/04, Seite 9 vertretenen Ansicht370, dü rften Personen, die auf
Existenz sichernde Leistungen angewiesen sind,  keine Ausgaben für „Wohnmobile, Wasser-
und  Flugsportgeräte,  Pferde“ haben  und  sich  die  Ausgaben  fü r  „Musikinstrumente“  in
Grenzen halten.

369 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 42    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf,  für 
RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750, Seite 27 EUR 1,31 
https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf

370 BR-Drs. 206/04, Seite 9 https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2004/0201-0300/206-
04.pdf
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Bereits  die  Mit-Nutzung  von  „Musikinstrumenten“  mag  zwar  technisch  mö glich  sein,  ohne
„Instrumenten-Kenntnisse“  jedoch  wohl  wenig  „erfreulich“,  somit  dü rfte  die  „gemeinsame“
Anschaffung eines „Musikinstruments“ - und nur um die geht es bei Regel-Bedarf – so gut wie
ausgeschlossen sein.

30.3. Verbrauchsgüter

Wie der „gemeinsame Einkauf von Verbrauchsgütern“371 zu Einsparungen fü hren kö nnte, ist
nicht ersichtlich.

Als  Verbrauchsgüter werden  alle  Waren  betrachtet,  die  bei  einmaliger  Verwendung
„untergehen“372.

Eine Mit-Benutzung beschränkt sich somit zeitlich auf diesen einmaligen Vorgang.

Mit einbezogen werden aber auch solche  Produkte,  die wegen der häufigen Nutzung nicht
länger als ein Jahr halten, sowie Waren, die an sich eine längere Lebensdauer haben, aber
leicht verlorengehen (z.B. Stecknadeln, Haarklemmen).

Wie hoch das Einspar-Potential bei Waren, die „leicht verlorengehen“ sein soll, ist im RBEG
nicht beziffert.

Bei deren Mit-Benutzung kann die aktuelle Mit-Benutzung durch die zweite Person als bereits
eingetretener  „Verlust“  fehlgedeutet werden,  was  eine  (verfrü hte)  Ersatz-Beschaffung
bewirken kö nnte, was angebliche Einspar-Potentiale konterkariert.

30.4. Nahrungsmittel, Getränke (EVS-Abteilung 01)

Zu  den  Verbrauchsgü tern  zählen  insbesondere  Nahrungsmittel,  Getränke,  Tabakwaren,
wobei nur die beiden erstgenannten regel-bedarfs-relevant sind.373

Weshalb  der  Bedarf  an  Nahrungsmitteln  durch  Mit-Esser sinken  kö nnte,  ist  nicht
ersichtlich.374

„Mengen-Rabatt bei  Einkauf  fü r  Paar-Haushalt“  ist  weder  vorgetragen,  noch  sonst  wie
ersichtlich.

30.5. Tabakwaren (EVS-Abteilung 02)

Tabakwaren sind nicht regel-bedarfs-relevant, somit kein Einspar-Potential.

371 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 85    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
372 „Als Verbrauchsgüter werden alle Waren betrachtet, die bei einmaliger Verwendung „untergehen“. Mit

einbezogen werden aber auch solche Produkte, die wegen der häufigen Nutzung nicht länger als ein 
Jahr halten, sowie Waren, die an sich eine längere Lebensdauer haben, aber leicht verlorengehen (z.B. 
Stecknadeln, Haarklemmen). Zu den Verbrauchsgütern zählen insbesondere Nahrungsmittel, Getränke, 
Tabakwaren,  Energie,  Putz-  und  Reinigungsmittel,  Kraftstoffe,  Arzneimittel,  Schnittblumen,  Filme,  
Schreibpapier,  Zeitungen  usw.“   Statistisches  Bundesamt,  SEA 2013,  Seite 14  
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2013.pdf?
__blob=publicationFile

373 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 36    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
374 „Die Meinung, daß der Mehrpersonenhaushalt billiger wirtschafte, treffe zwar für einen Haushalt 

mit  größerem  Einkommen,  aber  nicht  für  den  Haushalt  des  Sozialhilfeempfängers  zu,  dessen  
Einkommen exakt auf den notwendigen Lebensunterhalt abgestimmt sei. Aus dem Topf, auf dem 
fünf satt  werden,  könnten nur dann auch sechs satt  werden,  wenn der Topf für  fünf reichlich  
bemessen sei. Sobald aber der Topf nur mit dem beschickt werde, was fünf wirklich brauchten, werde
der Sechste nicht mehr satt oder alle sechs nicht mehr ganz satt“  NDV 1964, 227, Problematik der 
Regelsatzgestaltung
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30.6. Energie (EVS-Abteilung 04)

Ausgaben  fü r  „Energie“  sind  regel-bedarfs-relevant375,  in  „Gemeinschaftsunterkünften“
dü rften  diese  aber  wohl  nicht  vom  Energie-Versorger  den  zugewiesenen  Bewohnern  in
Rechnung gestellt werden, sondern ü ber die „Gemeinschaftsunterkunft“.

Sofern die Sozialbehö rde diesbezü gliche Ausgaben bereits durch die Kü rzung der zugebilligten
Leistungen  weiter  berechnet,  verbleibt  fü r  eine  zusä tzliche  Kü rzung des  Regel-Bedarfs  kein
Raum.376

Strom für Beleuchtung kann nur dann gespart  werden, wenn mehrere Personen im selben
Raum  sind,  bereits  Beleuchtung  fü r  die  Toilette  verhindert  eine  Einsparung,  sofern  nicht
mehrere Personen die Toilette gleichzeitig benutzen.

Strom fü r die Zubereitung von Mahlzeiten kö nnte mö glicherweise bei „Paar“ gespart werden,
wenn  keine  zusä tzlichen  Gerä te  betrieben  werden  mü ssen,  jedoch  enthä lt  der  zugebilligte
Betrag  fü r  Strom  schon  keinen  Ausgleich  fü r  den  vom  Gesetzgeber  verursachten  Mehr-
Verbrauch an Strom wegen der zusä tzlichen Zubereitungs-Kosten aufgrund der Behandlung
von EVS-Abteilung 11,  sodass der  zugebilligte Strom-Betrag bereits offenkundig  zu niedrig
ist.

30.7. Putz- und Reinigungsmittel (EVS-Abteilung 05)

„Putz- und Reinigungsmittel“ kö nnte mit „Verbrauchsgü ter fü r die Haushaltsfü hrung“ gemeint
sein, dafü r sieht RBEG 2017 EUR 3,63 vor377, RBEG 2021 EUR 4,33378

Die  EVS-Referenz-Gruppe  dü rfte  auch  solche  Personen  umfassen,  die  erwerbstä tig  sind  und
während  Pausen  zwischen  ihrer  Arbeitszeit  Sanitä r-Einrichtungen  im  Bereich  ihrer
Arbeitsstä tte benutzen.

Die  dadurch tatsä chlich  eingesparten Kosten werden  im Rahmen einer  EVS  nicht  erhoben,
senken aber systembedingt die Höhe der bei der EVS erfassten Ausgaben.

Mö glicherweise  denkbare  Kosten-Einsparungen  durch  das  Bewohnen  von
„Gemeinschaftsunterkü nften“  dü rften  somit  mit  „Einsparungen“  von  „Erwerbstä tigen“
vergleichbar sein, weshalb eine Leistungs-Kü rzung schon deshalb unzulä ssig ist, weil derartige
Kosten denklogisch bei der EVS-Referenz-Gruppe nicht erfasst sind.

Bei Personen, die „den ganzen Tag Zuhause sind“, entstehen somit  höhere Kosten fü r „Putz-
und Reinigungsmittel“ als in der EVS-Referenz-Gruppe angefallen sind.

Derartige Mehr-Bedarfe sieht das RBEG aber nicht vor.

Der Regel-Bedarf ist auch auch diesem Grund offenkundig zu niedrig bemessen.

375 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 38    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
376 Sofern, wie im Ausgangs-Verfahren Sozialgericht Düsseldorf, S 17 AY 21/20, Rn. 12, bereits ein 

Abzug für „Strom/Energiekosten“ vorgenommen wird, würde durch die weitere Reduzierung des 
Regel-Bedarfs eine Doppel-Anrechung erfolgen.

 http://www.justiz.nrw.de/nrwe/sgs/sg_duesseldorf/j2021/S_17_AY_21_20_Beschluss_20210413.html
377 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 40    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
378 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750, Seite 25   https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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30.8. Kraftstoffe, Arzneimittel, Schnittblumen, Filme, Schreibpapier, Zeitungen

„Kraftstoffe“379 und „Schnittblumen“380 sind nicht regel-bedarfs-relevant, Einspar-Potentiale
sind somit ausgeschlossen.

Die Forderung der Mit-Benutzung von „Arzneimitteln“ dü rfte bereits aus medizinischer Sicht
fragwü rdig sein, eine trotz Nicht-Nutzung erwartete Kosten-Beteiligung wä re ungerechtfertigt.

Bei  hä lftiger  Teilung  von  z.B.  Tabletten,  dü rfte  die  medizinisch  notwendige  Dosierung
unterschritten werden und der Heilungs-Erfolg ausbleiben.

Welches Einspar-Potential bei „Filme“ bestehen kö nnte und vor allen Dingen wie, ist im RBEG
auch nicht erklärt.

Ausgaben fü r „Schreibpapier“ dü rften sich in engen Grenzen halten, somit auch das Einspar-
Potential.

„Heavy-User“ wü rden zudem nichts abgeben kö nnen, da sie alles selber verbrauchen.

Die Mit-Benutzung von „Zeitungen“ wä re hingegen zwar leicht mö glich, setzt jedoch Interesse
am Inhalt voraus, was die Mö glichkeiten der Auswahl und der Mit-Nutzung begrenzt.

Da die Argumentation zu den 80 % von  1941 ü bernommen wurde, wä re es wohl an der Zeit,
diese an neuzeitliche Lebensgewohnheiten anzupassen.

Heutzutage  dü rften  die  Nutzung  von  Papier-„Zeitungen“  wohl  Seltenheitswert haben,
insbesondere, da viele Zeitungen zwischenzeitlich auch elektronisch verfü gbar ist.

31. Fehlen jeglicher Nachweise von Einsparungen

Es sind keine empirischen oder sonstigen Nachweise vorhanden, die eine Kürzung des
Anspruchs auf Existenz sichernde Leistungen rechtfertigen könnten (hier:  RBS 2 anstatt
RBS 1).

Bereits  aus  mathematischen und  Logik-Gründen lä sst  sich  die  Leistungs-Kü rzung  fü r
„Partner“ oder ähnliche Personen nicht rechtfertigen.

Sofern es denn so einfach wä re,  wie der Gesetzgeber suggeriert,  dass dann, wenn zwei
Leute irgendwo etwas einkaufen, die Ware genau deshalb deutlich billiger wird, wä ren die
EVS-Referenz-Haushalte,  also  „Freiwillige“,  die  sich  mit  dem  Thema  Kosten  der
Haushaltsfü hrung intensiv beschä ftigen, doch wohl strunzdumm, wenn sie diese Kosten-
Reduzierungs-Chance  nicht  auch  selber  nutzen  wü rden,  d.h.  im  EVS-Fragebogen
„Haushaltsbuch“ wä ren dann diese „billigeren“ Preise abgebildet,  weshalb eine weitere
Kü rzung dieser „billigeren“ Preise schon deshalb gar nicht mö glich wä re.

Die gesetzliche Vermutung als wahr unterstellt, scheidet eine weitere Kosten-Reduktions-
Mö glichkeit aus, weil diese bereits in den Referenz-Werten berü cksichtigt wä re.

Wie bereits oben geschildert, besteht Regel-Bedarf nicht aus tatsä chlichen Kauf-Preisen (einzige
Ausnahme im RBEG 2017: „Kommunikationsdienstleistungen – Doppelflatrate Festnetztelefon
und Internet (Kombipaket)381).

379 „Wie beim RBEG 2011 werden die Ausgaben für Personenkraftwagen (PKW) und Motorrad sowie 
deren Nutzung nicht als regelbedarfsrelevant anerkannt.“   RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 42    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

380 „Ebenfalls nicht regelbedarfsrelevant – da nicht der Existenzsicherung dienend – sind wie bisher die 
Ausgaben für „Schnittblumen und Zimmerpflanzen“, „Haustiere einschl. Veterinär- u. a. 
Dienstleistungen“ sowie „Glücksspiele““  RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 45/46    
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

381 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, Seite 43/44    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
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Während  im  RBEG 2017 die  Position  „Kommunikationsdienstleistungen  –  Doppelflatrate
Festnetztelefon  und  Internet  (Kombipaket)“  als  einzige  Position  ü berhaupt  in  Hö he  der
tatsächlich erfassten durchschnittlichen Ausgaben in den Regel-Bedarf gekommen ist382,
hat  der  Gesetzgeber  im  RBEG 2021 diese  Sonder-Behandlung  wieder  aufgegeben383,  ohne
diesen  bedeutsamen  Wechsel  der  Berechnungs-Basis  kenntlich  zu  machen oder  sogar  zu
begründen.

32. 80 %-Leistung deckt nur 50 % der Kosten

Sofern dennoch in den EVS-Abteilungen 07, 08, 09 und 10 eine „Kosten-Senkung“ um 50 %
(2 Personen tragen die Ausgaben) mö glich wä re, gilt im RBEG 2017 folgendes:

32.1. Tabelle 80 %-Leistung deckt nur 50 % der Kosten
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Verbleibender Regel-
Bedarf bei Abzug von
EUR 39,84 (10 % vom

Regel-Bedarf einer 100-%-
Person) und Abzug von

Sachleistungen
Abteilungen 01, 04, 05, 11

in EUR

in % von
Regel-Bedarf

einer 100-
%-Person

01
Nahrungsmittel und alkoholfreie 
Getränke 137,66 137,66 100,0 % 0,00 0,0 %

02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren 0,00 0,00 0,00
03 Bekleidung und Schuhe 34,60 34,60 100,0 % 34,60 100,0 %

04
Wohnung, Wasser, Strom, Gas und 
andere Brennstoffe 35,01 17,51 50,0 % 0,00 0,0 %

05
Einrichtungsgegenstände fü r den 
Haushalt 24,34 12,17 50,0 % 0,00 0,0 %

06 Gesundheitspflege 15,00 15,00 100,0 % 15,00 100,0 %
07 Verkehr 32,90 16,45 50,0 % 20,77 63,1 %
08 Nachrichtenü bermittlung 35,31 17,66 50,0 % 22,29 63,1 %
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur 37,88 18,94 50,0 % 23,91 63,1 %
10 Bildungswesen 1,01 0,51 50,0 % 0,61 63,1 %

11 Verrechnungs-Wert für 
Nahrungsmittel

9,82 9,82 100,0 % 0,00 0,0 %

12 Andere Waren und Dienstleistungen 31,31 31,31 100,0 % 31,31 100,0 %
SUMME 394,84 311,62 78,9 % 148,53 37,6 %

Quelle: RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, eigene Berechnungen

RBEG 2017 sieht  einen  Gesamt-Regel-Bedarf  in  Hö he  von  EUR 394,84  vor,  der  sich  in  der
genannten  Hö he  auf  die  jeweiligen  EVS-Abteilungen  verteilt  (siehe  Spalte:  „Anspruch  lt.
RBEG 2017 fü r 100-%-Person“.

Bei den  grau hinterlegten Abteilungen  01, 03, 06, ,11 und 12 wird unterstellt, das auch durch
eine  „Paar-Beziehung“  keine Kosten-Reduktionen  mö glich  sind,  Begrü ndungen  siehe  jeweils
bereits oben.

382 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 43  https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
383 RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750 Seite 29  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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Die  Berechnungen  in  der  Spalte  „Halbierung  EVS-Ausgaben  fü r  bestimmte  Abteilungen“
beziffern die Hö he der Beträ ge  fü r  die jeweils  genannte  Abteilung unter der Bedingung,  das
Beträ ge  fü r  die  grau hinterlegten Abteilungen 01, 03, 06, 11 und 12 in  unveränderter Hö he
ü bernommen wurden und die Beträ ge fü r die verbleibenden Abteilungen 04, 05, 07, 08 und 10
gegenü ber  dem  Wert  in  der  Spalte  „Anspruch  lt.  RBEG 2017  fü r  100-%-Person“  halbiert,
wurden, wie mit der jeweiligen Prozent-Angabe in der Spalte „%-Anteil“ bestä tigt wird.

Der in der Zeile Summe dafü r ausgewiesene Wert in Hö he von EUR 311,62 entspricht  78,9 %
des Wertes fü r 100-%-Personen (EUR 394,84).

Zubilligungen in Hö he von nur ca. 80 % fü r eine zweite Person im Haushalt kö nnen sich somit
offenkundig  nur  dann als  ausreichend  erweisen,  falls  alle  Ausgaben bezü glich  der  EVS-
Abteilungen 04, 05, 06, 07, 08 und 10 tatsä chlich nur in der halben Höhe anfallen wü rden.

Benutzt die zweite Person aber eigenständig Strom, z.B. fü r die Beleuchtung der Toilette, wird
der hö chstzulä ssige Anteil von 50 % bereits  überschritten,  weshalb eine Unter-Deckung des
Bedarfs entsteht.

Eine  jeweils  nur  50-%ige-Kosten-Belastung  in  der  EVS-Abteilung 07 ist  offenkundig  vö llig
unrealistisch,  da  die  Mitnahme  einer  zweiten  Person  auf  einem  Fahrrad384 von
Verkehrsaufsichtsbehö rden sanktioniert werden dü rfte.

Die Nutzung eines  Fahrausweises fü r eine Person385 durch eine zweite Person im z.B.  ÖPNV
dü rfte von den Befö rderungsunternehmen unterbunden werden, bei Kontrollen wü rden wohl
beide Personen des Fahrzeugs verwiesen und mit einem Bußgeld belegt, was im Regel-Bedarf
nicht „eingepreist“386 ist.

Die  seit  spä testens  aus  dem  Rund-Erlass  der  Reichs-Minister  von  1941387 angewendete
Kürzung auf  lediglich  80 % lä sst  sich  somit  auch  nach  ü ber  80 Jahren  Anwendung  nicht
legitimieren.

384 „Stattdessen  wird  bei  hilfebedürftigen  Personen  von  der  Nutzung  von  Fahrrädern  
(Verbrauchsausgaben für Kauf, Ersatzteile, Wartung und bzw. oder Reparatur) sowie der Nutzung des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) beziehungsweise von anderen öffentlichen Verkehrsmitteln 
in  Form  des  Schienenverkehrs  ausgegangen.“  RBEG 2017-E  BT-Drs. 18/9984,  Seite 42     
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

385 „Stattdessen  wird  bei  hilfebedürftigen  Personen  von  der  Nutzung  von  Fahrrädern  
(Verbrauchsausgaben für Kauf, Ersatzteile, Wartung und bzw. oder Reparatur) sowie der Nutzung des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) beziehungsweise von anderen öffentlichen Verkehrsmitteln 
in  Form  des  Schienenverkehrs  ausgegangen.“  RBEG 2017-E  BT-Drs. 18/9984,  Seite 42     
https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf

386 „Bußgelder 1545 000“ Statistisches Bundesamt, SEA 2013, Seite 219   
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Private-Haushalte/sea-2013.pdf?
__blob=publicationFile

387 Rund-Erlaß des Reichsministers des Innern und Reichsministers für Arbeit vom 31.10.1941 
über öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze – RdErl. d. RMdI. u. d. RAM. v. 
31.10.1941 –  IV W I 160/41-7000a u. IIb 7030/41, Ministerial-Blatt des Reichs- und Preußischen 
Ministeriums des Innern, RMBliB. 1941, S. 1951
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33. 90 %-Leistung deckt nur 63,1 % der Kosten

33.1. Tabelle 90 %-Leistung deckt nur 63,1 % der Kosten
EV

S-
A

b
te

il
u

n
g

RBEG 2017 A
n

sp
ru

ch
 lt

. R
B

EG
 2

0
1

7
fü

r 
1

0
0

-%
-P

er
so

n

H
al

b
ie

ru
n

g 
EV

S-
A

u
sg

ab
en

 fü
r 

b
es

ti
m

m
te

A
b

te
il

u
n

ge
n

%-
Anteil

Verbleibender Regel-
Bedarf bei Abzug von
EUR 39,84 (10 % vom

Regel-Bedarf einer 100-%-
Person) und Abzug von

Sachleistungen
Abteilungen 01, 04, 05, 11

in EUR

in % von
Regel-Bedarf

einer 100-
%-Person

01
Nahrungsmittel und alkoholfreie 
Getränke 137,66 137,66 100,0 % 0,00 0,0 %

02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren 0,00 0,00 0,00
03 Bekleidung und Schuhe 34,60 34,60 100,0 % 34,60 100,0 %

04 Wohnung, Wasser, Strom, Gas und 
andere Brennstoffe

35,01 17,51 50,0 % 0,00 0,0 %

05 Einrichtungsgegenstände fü r den 
Haushalt

24,34 12,17 50,0 % 0,00 0,0 %

06 Gesundheitspflege 15,00 15,00 100,0 % 15,00 100,0 %
07 Verkehr 32,90 16,45 50,0 % 20,77 63,1 %
08 Nachrichtenü bermittlung 35,31 17,66 50,0 % 22,29 63,1 %
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur 37,88 18,94 50,0 % 23,91 63,1 %
10 Bildungswesen 1,01 0,51 50,0 % 0,61 63,1 %

11
Verrechnungs-Wert für 
Nahrungsmittel 9,82 9,82 100,0 % 0,00 0,0 %

12 Andere Waren und Dienstleistungen 31,31 31,31 100,0 % 31,31 100,0 %
SUMME 394,84 311,62 78,9 % 148,53 37,6 %

Quelle: RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984, eigene Berechnungen

RBEG 2017 sieht  einen  Gesamt-Regel-Bedarf  in  Hö he  von  EUR 394,84  vor,  der  sich  in  der
genannten  Hö he  auf  die  jeweiligen  EVS-Abteilungen  verteilt  (siehe  Spalte:  „Anspruch  lt.
RBEG 2017 fü r 100-%-Person“.

Bei den  grau hinterlegten Abteilungen  01, 03, 06, ,11 und 12 wird unterstellt, das auch durch
eine  „Paar-Beziehung“  keine Kosten-Reduktionen  mö glich  sind,  Begrü ndungen  siehe  jeweils
bereits oben.

In der Spalte „Verbleibender Regel-Bedarf bei Abzug von EUR 39,84 (10 % vom Regel-Bedarf
einer 100-%-Person) und Abzug von Sachleistungen Abteilungen 01, 04, 05, 11 in EUR“ werden
diejenigen Beträ ge ausgewiesen,  die sich dadurch ergeben,  dass nur 90 % des Regel-Bedarfs
(„Partner“) und zusä tzlich fü r die genannten EVS-Abteilungen Sachleistungen gewährt werden
und der Regel-Bedarf deshalb in exakt dieser Hö he reduziert wird.

In der Spalte „Verbleibender Regel-Bedarf bei Abzug von EUR 39,84 (10 % vom Regel-Bedarf
einer 100-%-Person) und Abzug von Sachleistungen Abteilungen 01, 04, 05, 11 in % von Regel-
Bedarf einer 100-%-Person“ wird ausgewiesen, in welcher %-Hö he die Ausgaben fü r die EVS-
Abteilungen 06, 07, 08 und 10,  die  angeblich  nur  zu  50 %  anfallen  (siehe  oben),  nach  noch
gedeckt werden kö nnten.

Fü r  „Partner“  in  der  genannten  Konstellation  gibt  es  somit  im  RBEG 2017 fü r  die  EVS-
Abteilungen 06, 07, 08 und 10 weder 90 %, noch 80 %, sondern nur jeweils 63,1 % einer 100-
%-Person.
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Die  entsprechenden  Werte  beim  RBEG 2011 sind  62,3 %388 und  beim  RBEG 2021 sind  es
64,3 %389.

Die  seit  spä testens  aus  dem  Rund-Erlass  der  Reichs-Minister  von  1941390 angewendete
Kürzung auf  lediglich  80 % lä sst  sich  somit  auch  nach  ü ber  80 Jahren  Anwendung  nicht
legitimieren.

34. Fazit

Der  Regel-Bedarf des  RBEG 2017  und  RBEG 2021  ist  nicht  nachvollziehbar und
nicht     transparent  .

Aufgrund  der  fehlerhaften  Auswahl der  zu  berü cksichtigen  Ausgaben (falsche  Spalte)  bei
Anwendung eines  Selektiven Additions-Verfahrens kann der so ermittelte Regel-Bedarf die
tatsä chlichen  Bedarfe  in  Hö he  der  tatsä chlichen  Ausgaben  der  vom  Gesetzgeber  selbst
bestimmten EVS-Referenz-Gruppe nicht decken.

Da die so ermittelten Werte nicht mal die Bedarfe einer 100-%-Person decken kö nnen, sind
Kürzungen davon unzulässig.

Dieses gilt erst recht fü r  die Festlegung von pauschalen Kü rzungen fü r  bestimmte Personen-
Gruppen (z.B. „Partner“).

Mögliche  Einspar-Potentiale  könnten  lediglich  gegenüber  tatsächlichen  Kauf-Preisen
bestehen, tatsächliche Kauf-Preise sind aber nicht im Regel-Bedarf abgebildet.

RBEG 2017391 und RBEG 2021392 sind somit  völlig ungeeignet, um aus dem Wert fü r 100-%-
Personen  irgendwelche  Rückschlüsse  auf  Minder-Bedarfe anderer  Personen  wegen
„gemeinsamen Gedö ns“ ableiten zu kö nnen.

Weshalb sich die heutzutage noch angewendete Festschreibung in Hö he von 80 % durch den
Rund-Erlass der Reichs-Minister von 1941393 gerade auf die letzte Spalte der Sonderauswertung
beziehen sollte394, ist nicht vorgetragen.

Die Festlegung des Regel-Bedarfs beruht aus Auswertungen des Fragebogens „Haushaltsbuch“
der  EVS,  dort  wird  das  Vorhandensein von  „Einrichtungsgegenständen“,  „Gebrauchsgü tern“
oder ähnlichem aber gar  nicht erfragt,  somit  kann der Gesetzgeber gar nicht wissen,  ob
diejenigen Produkte, deren Mitbenutzung er „erwartet“, ü berhaupt in der jeweiligen Personen-
Konstellation tatsächlich vorhanden sind.395

388 RBEG 2011 BT-Drs. 17/3404    https://dserver.bundestag.de/btd/17/034/1703404.pdf
389 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
390 Rund-Erlaß des Reichsministers des Innern und Reichsministers für Arbeit vom 31.10.1941 

über öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze – RdErl. d. RMdI. u. d. RAM. v. 
31.10.1941 –  IV W I 160/41-7000a u. IIb 7030/41, Ministerial-Blatt des Reichs- und Preußischen 
Ministeriums des Innern, RMBliB. 1941, S. 1951

391 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
392 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
393 Rund-Erlaß des Reichsministers des Innern und Reichsministers für Arbeit vom 31.10.1941 über 

öffentliche Fürsorge, insbesondere Aufbau der Richtsätze – RdErl. d. RMdI. u. d. RAM. v. 
31.10.1941 –  IV W I 160/41-7000a u. IIb 7030/41, Ministerial-Blatt des Reichs- und Preußischen 
Ministeriums des Innern, RMBliB. 1941, S. 1951 (dort oberer Spannen-Wert)

394 Eine Anwendung auf die vorletzte Spalte wäre diesbezüglich rund-erlass konformer.
395 Einzelheiten siehe: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, Aufgabe, Methode und Durchführung, 

Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, erschienen am 26.03.2013
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Da „Gemeinschaftsunterkünfte“ bei der EVS-Befragung ausgeschlossen396 sind, ist es zudem
nicht  möglich,  z.B  durch  die  „Verknü pfung“  mit  Daten  aus  anderen  EVS-Fragebö gen,
diesbezü gliche Erkenntnisse zu gewinnen.

Als Begrü ndung fü r die Kü rzung und deren Hö he (hier: 80 % eines Bedarf einer anderen Person)
wird  auf  angebliche  empirische  Nachweise verwiesen,  die  jedoch  tatsächlich  gar  nicht
existieren.

Der  Deutsche Verein kann in seiner Gutachterlichen Stellungnahme397 im Jahr 1989 „diesen
Wert“ (gemeint sind 80 %) gar nicht „ermittelt“ haben, denn der Deutsche Verein hat derartige
„Ermittlungen“ gar nicht vorgenommen, wie in der Gutachterlichen Stellungnahme zu sehen
ist.

Die  Ruhr-Universität  Bochum kann  keine  Berechnungen  vorgenommen  haben,  die
irgendeine Leistungs-Kü rzung rechtfertigen  kö nnten,  denn  die  Ruhr-Universitä t  Bochum  hat
nach eigener Aussage gar keine EVS-Daten gehabt, mit der sie derartige Berechnungen hä tte
durchfü hren kö nnen.398

Der  in  RBEG 2017-E  BT-Drs. 18/9984 auf  Seite 86399 behauptete  Nachweis  scheitert bereits
daran,  dass dort  ausdrü cklich auf  die Ausgaben eines „Zwei-Personen-Haushalt“  verwiesen
wird,  somit  auch  das  Ausgabe-Verhalten  von  „Alleinerziehende  mit  1 ledigen  Kind  unter
18 Jahren“ mit dem von „Alleinlebenden“ verglichen wird,  anstatt als Vergleichs-Gruppe auf
Haushalte von „Paar ohne Kind“ abzustellen.400

Zudem  fehlt im RBEG 2017-E (BT-Drs. 18/9984) in der dortigen Anlage seltsamerweise eine
Auswertung ausgerechnet nur fü r den behaupteten „Zwei-Personen-Haushalt“.

396 Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, Aufgabe, Methode und Durchführung, Statistisches 
Bundesamt, Fachserie 15, Heft 7, Seite 6, erschienen am 26.03.2013

397 Gutachterliche Äußerung: Neues Bedarfsbemessungssystem für die Regelsätze in der Sozialhilfe:
Ableitung der Regelsätze für sonstige Haushaltsangehörige
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, Frankfurt am Main, 1989

398 Ruhr-Universität Bochum „Forschungsauftrag Zb 1 – 04812-1/20, „Überprüfung der bestehenden und 
Entwicklung neuer Verteilungsschlüssel zur Ermittlung von Regelbedarfen auf Basis der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 2008 – Endbericht – für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales“,  
Juni 2013, Seite 148:„Aufgrund von Datenschutz-Auflagen enthält das vom Statistischen Bundesamt  
zur Verfügung gestellte Scientific-Use-File eine 80%-ige, faktisch anonymisierte Stichprobe des EVS. 
Mit diesem Datensatz wurden die gesamten, im Text der vorliegenden Studie dargestellten Analysen 
durchgeführt. (…)“ (Hervorhebungen hinzugefügt)

399 RBEG 2017-E BT-Drs. 18/9984 Seite 86    https://dserver.bundestag.de/btd/18/099/1809984.pdf
400 Doch selbst mit diesem Datensatz lässt sich eine Leistungs-Kürzung nicht rechtfertigen. Es werden  

zwei Referenz-Gruppen mit einander verglichen, in beiden Gruppen befinden sich lediglich Arme. Die 
zweite  Gruppe  hat  ca.  80 %  mehr  Geld  für  Ausgaben  zur  Verfügung  als  die  erste  Gruppe  
(EUR 1.743,33 anstatt EUR 952,33 = +83,06 %). Beide Gruppen geben ihr Geld vollständig aus. Im 
RBEG 2017 wird die Tatsache,  dass Arme ihr gesamtes zur  Verfügung stehende Geld vollständig  
ausgegeben haben als Nachweis dafür angesehen, dass die Höhe des hierfür zugebilligten Geldes auch 
tatsächlich ausgereicht hat, um alle notwendigen Bedarfe zu decken, hingegen kann in der Gruppe, 
die 80 % zusätzlich hat, denklogisch auch nicht mehr als 80 % zusätzlich ausgegeben werden.  
RBEG 2017 stuft somit einen Zirkel-Schluss als empirischen Nachweis ein.
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35. Abweichender, zusätzlicher Bedarf bei Bewohnern von „Gemeinschaftsunterkünften“

Bei  Bewohnern  von  „Gemeinschaftsunterkü nfte“  dü rfte  häufig  abweichender,  zusätzlicher
Bedarf bestehen.

Nachfolgend werden die entsprechenden Angaben im RBEG 2021 angefü hrt.401

 Anwalts-Kosten können nicht im Regel-Bedarf und nicht im AsylbLG sein.
„Rechtsanwaltsgebü hren fü r Rechtsberatung“ „Rechtsberatungskosten“ „1270 200“
SEA 2013, Seite 294
„lfd. Nr. 80“ „1270 900“ „sonstige Dienstleistungen, a. n. g.“ „nur Personalausweis“
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 33
Die  hierfü r  im SGB II / SGB XII  vorgesehenen EUR 0,25  fehlen im AsylbLG,  siehe  BT-
Drs 19/22750, Seite 33 (EUR 33,65) und Seite 68 (EUR 33,40), d.h.  beim AsylbLG sind
keinerlei „Ausweiskosten“ vorgesehen, siehe BT-Drs 19/22750, Seite 72

 Fahrtkosten sind in Regel-Bedarf und AsylbLG enthalten.
„lfd. Nr. 44“„0731 – 0736“ „fremde Verkehrsdienstleistungen“, EUR „35,16“
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 27

 Auslands-Telefonate sollen in Regel-Bedarf und AsylbLG sein.
Es gibt keine Unterscheidung nach Zielort der Anrufe bei der EVS-Daten-Erhebung.
Auslands-Telefonate dürften tendenziell teurer sein als Inlands-Telefonate.
„lfd. Nr. 47“ „0830 020 bis 0830 901“ „Kommunikationsdienstleistungen“, EUR „33,45“
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 29,
„083 Telekommunikationsdienstleistungen“, SEA 2013, Seite 111

 Ausgaben fü r die Anschaffung von Handy sollen in Regel-Bedarf und AsylbLG sein
„lfd. Nr. 45“  „0820 000“  „Kauf  und Reparatur  von  Festnetz  und Mobiltelefonen  sowie
anderen Kommunikationsgerä ten“, EUR „2,89“
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 29,
„082  Telefone  u.a.  Gerä te  fü r  die  Kommunikation  (einschl.  Reparatur)“,  SEA 2013,
Seite 110

 Ausgaben fü r die Anschaffung von  Personal-Computer sind „Nicht bedarfsrelevant“
beim AsylbLG, obwohl sie im Regel-Bedarf sein sollen.
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 70
„lfd. Nr. 50“  „0913 000“  „Datenverarbeitungsgerä te  sowie  System-  und
Anwendungssoftware (einschl. Downloads und Apps)“, EUR „3,36“ 
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 30,
„0913 1 Personal-Computer (einschl. Tablett-PCs)“, SEA 2013, Seite 116

 Ausgaben fü r die Anschaffung von Rasierer sollen in Regel-Bedarf und AsylbLG sein.
„lfd. Nr. 75“ „1212 000“ „elektrische Gerä te fü r die Kö rperpflege (einschl. Reparaturen)“,
EUR  0,39“
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 33,
„1212 101 — Rasierapparate, Haartrimmer und Epilatoren“, SEA 2013, Seite 138

 Ausgaben fü r Bekleidung sollen in Regel-Bedarf und AsylbLG sein.
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 23,
SEA 2013, ab Seite 64

401 Die Angaben zu „Lfd. Nr.“ beziehen sich auf die Fundstellen in der Anlage zum RBEG 2021-E, die 
jedoch nicht in RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750  https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf 
abgedruckt sind.
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36. Besonderheiten bei der Fortschreibung im AsylbLG

Da sich der zugebilligte Warenkorb der „regel-bedarfs-relevanten“ Produkte von „Flü chtlingen“
von dem der SGB II- / SGB XII-Bezieher  unterscheidet (= es „fehlen“ Produkte),  unterscheidet
sich zwangsläufig auch dessen  Preis-Veränderung, d.h.  eigener Index der Preisentwicklung ist
vom Statistischen Bundesamt zu ermitteln.

Ausweislich  RBEG 2021-E  BT-Drs 19/22750,  Seite 70  erfolgt  die  Anpassung  beim  AsylbLG
jedoch mit dem selben Prozent-Wert wie im SGB II / SGB XII.402

Somit  muss der bisherige  Wert  fü r  die „Fortschreibung“ des  AsylbLG „falsch“ sein,  denn die
„Fortschreibung“  bezieht  sich  immer auf  den  gesamten Warenkorb des  Regel-Bedarfs,  nicht
hingegen auf einzelne EVS-Positionen.

Anteile  am  Wägungsschema  in  Prozent  im  SGB II / SGB XII  siehe  RBEG 2021-E  BT-
Drs 19/22750, ab Seite 63.403

37. Beispiele für nicht im Regel-Bedarf enthaltene Ausgaben

 Reiseartikel u.a. Täschnerwaren

 Handkoffer und Reisetaschen, z.B. Reise-, Kosmetik-, Hutkoffer, Koffersets

 Hand- und Umhängetaschen

 Aktenkoffer, -taschen und -mappen (auch Schreib- und Dokumentenmappen)

 Ranzen und Taschen für Schüler und kleinere Kinder

 Geldbörsen, Geldschein-, Brief- und Ausweistaschen

 Andere  Täschnerwaren  u.Ä.,  a.n.g.,  z.B.  Einkaufs-  und  Sporttaschen,
Kofferanhänger,  Schmuck-  und  Schlüsseletuis,  Manicures  (nicht  ausgestattet),
Brillenfutterale, Rucksäcke

 Begräbnisartikel, z.B. Grabvasen, Sterbewäsche, Grabkränze, Särge, Urnen,

 Grabsteine, Grabeinfassungen

 Raucherartikel  (ohne  solche  aus  Edelmetall  oder  Schmucksteinen),  z.B.
Tabakpfeifen, -dosen, Zigarettenspitzen, -etuis, Pfeifentaschen, -stopfer, -schlüssel;
Feuerzeuge aller Art, Aschenbecher, Zigarrenabschneider, Feuerzeuggas, -benzin

 Schirme

 Sonnenbrillen, mit optisch nicht bearbeiteten Gläsern

 Gold- und Silberschmiedewaren für die persönliche Ausstattung (auch Waren aus
echten Perlen,  Edel-  oder Schmucksteinen,  aber ohne Bestecke u.ä.  Tischgeräte
und Schmuck), z.B. Zigarettendosen, Pillendosen, Rosenkränze

 Barometer,  Thermometer  (ohne  Fieberthermometer),  Hygrometer  und
kombinierte Instrumente

 Andere Güter für die persönliche Ausstattung, z.B. Spazierstöcke, Taschenmesser,
Schlüsselanhänger

402 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750, Seite 70    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
403 RBEG 2021-E BT-Drs. 19/22750, ab Seite 63    https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
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 Reparatur an anderen persönlichen Gebrauchsgegenständen, a.n.g.

RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 33, dort ist  keine Code-Nummer des Vierstellers „1232“
vorhanden.
„1232 109“ „Rucksä cke aus Leder, Kunststoff oder anderem Material“
SEA 2013, Seite 141 und Seite 298

 Beglaubigungs-,  Pass-  und  Dolmetscherkosten  sind  nicht im  Regel-Bedarf und
nicht im AsylbLG
„1270 1 Verwaltungsgebü hren
1270 101 — Standesamtsgebü hren, z.B. Geburts-, Ehe-, Sterbeurkunden
1270 102  —  Personalausweis-,  Reisepass-  u.a.  Lizenzgebü hren,  z.B.  Visagebü hren,
Waffen-,
Fischereischeine“
„1270 4 Andere Gebü hren und Dienstleistungen
1270 402 — Reproduktion von Dokumenten, Fotokopien, Zeitungsanzeigen
1270 403 — Immobilienmaklerinnen und Immobilienmakler
1270 409  —  Andere  Dienstleistungen,  a.n.g.,  z.B.  Entgelte  fü r  Bedü rfnisanstalten,
Gebü hren
fü r  Stellen-  u.a.  Vermittlung,  Eheberatung,  Personenschutz,  Auktionen,
Vermö gensverwaltung,  Graphologie,  Astrologie,  Privatdetekteien,  Kurtaxen,
„Garderobenbenutzung“
SEA 2013, Seite 145
„Gebü hren fü r Ü bersetzungen 1270 409“
SEA 2013, Seite 244
„lfd. Nr. 80“ „1270 900“ „sonstige Dienstleistungen, a. n. g.“ „nur Personalausweis“
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750, Seite 33
Die hierfü r im SGB II / SGB XII vorgesehenen EUR 0,25 fehlen im AsylbLG, siehe BT-Drs
19/22750,  Seite 33  (EUR 33,65)  und  Seite 68  (EUR 33,40),  d.h.  beim  AsylbLG  sind
keinerlei  „Ausweiskosten“  vorgesehen,  siehe  RBEG 2021-E  BT-Drs 19/22750,
Seite 72: „Nicht bedarfsrelevant“.

 Ausgaben fü r private Haftpflichtversicherung sind nicht im Regel-Bedarf
„1255 000  Andere  Versicherungsdienstleistungen,  z.B.  von  Privathaftpflicht-,
Sterbeversicherungen“
SEA 2013, Seite 144
RBEG 2021-E BT-Drs 19/22750,  Seite 33, keine Code-Nummer des Vierstellers „1255“
vorhanden

Rü diger Bö ker, Leipzig, 24.02.2022
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